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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE 

BESCHLUSS (EU) 2019/301 DES RATES 

vom 12. Februar 2019 

über den Abschluss — im Namen der Union und der Mitgliedstaaten — des Protokolls zum 
Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft zwischen 
den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Kirgisischen 

Republik andererseits anlässlich des Beitritts der Republik Kroatien zur Europäischen Union 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf die Artikel 91, Artikel 100 
Absatz 2 und Artikel 207 und 209 in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 Buchstabe a, 

gestützt auf die Akte über den Beitritt Kroatiens, insbesondere auf Artikel 6 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zustimmung des Europäischen Parlaments (1), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Im Einklang mit dem Beschluss (EU) 2018/385 des Rates (2) wurde das Protokoll zum Abkommen über 
Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Kirgisischen Republik andererseits anlässlich des 
Beitritts der Republik Kroatien zur Europäischen Union (im Folgenden „Protokoll“), am 6. Februar 2018 
vorbehaltlich seines Abschlusses zu einem späteren Zeitpunkt unterzeichnet. 

(2)  Im Hinblick auf die Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit der Europäischen Atomgemeinschaft fallen, ist die 
Unterzeichnung des Protokolls Gegenstand eines getrennten Verfahrens. 

(3)  Das Protokoll sollte im Namen der Union und der Mitgliedstaaten genehmigt werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Protokoll zum Abkommen über Partnerschaft und Zusammenarbeit zur Gründung einer Partnerschaft zwischen der 
Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Kirgisischen Republik andererseits anlässlich des 
Beitritts der Republik Kroatien zur Europäischen Union (3) wird im Namen der Europäischen Union und der 
Mitgliedstaaten genehmigt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 4 Absatz 1 des Protokolls vorgesehene Notifikation im Namen der Union 
und der Mitgliedstaaten vor (4). 
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(1) Zustimmung vom 15. Januar 2019 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
(2) Beschluss (EU) 2018/385 des Rates vom 16. Oktober 2017 über die Unterzeichnung — im Namen der Europäischen Union und ihrer 

Mitgliedstaaten — und über die vorläufige Anwendung des Protokolls zum Partnerschafts- und Kooperationsabkommen zur Gründung 
einer Partnerschaft zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Kirgisischen Republik 
andererseits anlässlich des Beitritts der Republik Kroatien zur Europäischen Union (ABl. L 69 vom 13.3.2018, S. 1). 

(3) Der Wortlaut des Protokolls wurde zusammen mit dem Beschluss über die Unterzeichnung in ABl. L 69 vom 13.3.2018 veröffentlicht. 
(4) Der Tag des Inkrafttretens des Protokolls wird auf Veranlassung des Generalsekretariats des Rates im Amtsblatt der Europäischen Union 

veröffentlicht. 



Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 12. Februar 2019. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
E.O. TEODOROVICI  
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VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/302 DER KOMMISSION 

vom 20. Februar 2019 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 in Bezug auf die Festsetzung der repräsentativen 
Preise in den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), insbesondere auf 
Artikel 183 Buchstabe b, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 510/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über 
die Handelsregelung für bestimmte aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen hergestellte Waren und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EG) Nr. 1216/2009 und (EG) Nr. 614/2009 des Rates (2), insbesondere auf Artikel 5 Absatz 6 
Buchstabe a, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 der Kommission (3) wurden Durchführungsbestimmungen zur Regelung 
der zusätzlichen Einfuhrzölle in den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin festgelegt und die 
diesbezüglichen repräsentativen Preise festgesetzt. 

(2)  Aus der regelmäßig durchgeführten Kontrolle der Angaben, auf die sich die Festsetzung der repräsentativen Preise 
für Erzeugnisse der Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin stützt, geht hervor, dass die 
repräsentativen Preise für die Einfuhren bestimmter Erzeugnisse unter Berücksichtigung der von ihrem Ursprung 
abhängigen Preisschwankungen zu ändern sind. 

(3)  Die Verordnung (EG) Nr. 1484/95 ist daher entsprechend zu ändern. 

(4)  Da sicherzustellen ist, dass diese Maßnahme so bald wie möglich, nachdem die aktualisierten Angaben vorliegen, 
Anwendung findet, sollte diese Verordnung am Tag ihrer Veröffentlichung in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1484/95 erhält die Fassung des Anhangs der vorliegenden Verordnung. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671. 
(2) ABl. L 150 vom 20.5.2014, S. 1. 
(3) Verordnung (EG) Nr. 1484/95 der Kommission vom 28. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur Regelung der zusätzlichen 

Einfuhrzölle und zur Festsetzung der repräsentativen Preise in den Sektoren Geflügelfleisch und Eier sowie für Eieralbumin und zur 
Aufhebung der Verordnung Nr. 163/67/EWG (ABl. L 145 vom 29.6.1995, S. 47). 



Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 20. Februar 2019 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor 

Generaldirektion Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

„ANHANG I 

KN-Code Warenbezeichnung 
Repräsentativer 

Preis 
(EUR/100 kg) 

Sicherheit ge­
mäß Artikel 3 
(EUR/100 kg) 

Ursprung (1) 

0207 12 90 Geflügelschlachtkörper der Art Gallus domesticus, 
65 %, gefroren 

121,0 0 AR 

0207 14 10 Geflügelteilstücke ohne Knochen der Art Gallus do­
mesticus, gefroren 

242,1 17 AR 

215,0 26 BR 

311,4 0 CL 

239,2 18 TH 

0207 27 10 Teile von Truthühnern, ohne Knochen, gefroren 342,1 0 BR 

354,5 0 CL 

1602 32 11 Geflügelzubereitungen der Art Gallus domesticus, 
roh 

264,4 7 BR 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7).“  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/303 DER KOMMISSION 

vom 21. Februar 2019 

zur Festsetzung des Mindestverkaufspreises für Magermilchpulver für die 33. Teilausschreibung im 
Rahmen der Ausschreibung gemäß der Durchführungsverordnung (EU) 2016/2080 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) 2016/1240 der Kommission vom 18. Mai 2016 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die 
öffentliche Intervention und die Beihilfe für die private Lagerhaltung (2), insbesondere auf Artikel 32, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2016/2080 der Kommission (3) wurde der Verkauf von Magermilchpulver 
im Wege eines Ausschreibungsverfahrens eröffnet. 

(2)  Unter Berücksichtigung der für die 33. Teilausschreibung eingegangenen Angebote sollte ein Mindestverkaufspreis 
festgesetzt werden. 

(3)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die 
gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die 33. Teilausschreibung für den Verkauf von Magermilchpulver im Rahmen des mit der Durchführungsverordnung 
(EU) 2016/2080 eröffneten Ausschreibungsverfahrens, für die die Frist zur Einreichung der Angebote am 19. Februar 
2019 endete, beläuft sich der Mindestverkaufspreis auf 163,10 EUR/100 kg. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 21. Februar 2019 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor 

Generaldirektion Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671. 
(2) ABl. L 206 vom 30.7.2016, S. 71. 
(3) Durchführungsverordnung (EU) 2016/2080 der Kommission vom 25. November 2016 zur Eröffnung des Verkaufs von 

Magermilchpulver im Wege eines Ausschreibungsverfahrens (ABl. L 321 vom 29.11.2016, S. 45). 



BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (EU) 2019/304 DES RATES 

vom 18. Februar 2019 

über die Mitteilung des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, dass es sich an 
einzelnen Bestimmungen des Schengen-Besitzstands nicht mehr beteiligen möchte, die in der 
Verordnung (EG) Nr. 377/2004 des Rates zur Schaffung eines Netzes von Verbindungsbeamten für 

Einwanderungsfragen enthalten sind 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

gestützt auf das dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union beigefügte Protokoll Nr. 19 über den in den Rahmen der Europäischen Union einbezogenen Schengen- 
Besitzstand, insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3, 

gestützt auf die dem Präsidenten des Rates mit Schreiben der britischen Regierung vom 1. Oktober 2018 übermittelte 
Mitteilung nach Artikel 5 Absatz 2 des Protokolls Nr. 19 über den in den Rahmen der Europäischen Union 
einbezogenen Schengen-Besitzstand, dass sich das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland an dem 
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines europäischen Netzes von 
Verbindungsbeamten für Einwanderungsfragen nicht beteiligen möchte, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Das Vereinigte Königreich beteiligt sich an der Verordnung (EG) Nr. 377/2004 des Rates (1), die durch die 
Verordnung (EU) Nr. 493/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2011 (2) geändert 
wurde. 

(2)  Am 1. Oktober 2018, innerhalb der vorgesehenen Frist von drei Monaten, teilte das Vereinigte Königreich dem 
Präsidenten des Rates mit, dass es sich an der Annahme der Neufassung der Verordnung (EG) Nr. 377/2004, die 
von der Kommission am 16. Mai 2018 vorgeschlagen worden und am 2. Juli 2018 beim Rat in allen 
erforderlichen Sprachfassungen eingegangen war, nicht beteiligen möchte. 

(3)  Ziel der Verordnung (EG) Nr. 377/2004 ist der Ausbau der Zusammenarbeit zwischen den in Drittstaaten 
entsandten Verbindungsbeamten für Einwanderungsfragen insbesondere durch Einführung einer Verpflichtung, 
lokale oder regionale Netze von Verbindungsbeamten für Einwanderungsfragen einzurichten, sowie durch 
Förderung der Nutzung eines speziellen E-Tools für den regelmäßigen Austausch von Informationen innerhalb der 
lokalen Netze und durch Einrichtung einer Berichterstattung über die Tätigkeiten der Netze von 
Verbindungsbeamten für Einwanderungsfragen durch halbjährliche Berichte des Vorsitzes, ohne jedoch die 
Nutzung operativer Systeme oder ein direktes Zusammenwirken mit Bestimmungen anderer Rechtsinstrumente 
vorzuschreiben, die Teil des Schengen-Besitzstands sind. 

(4)  Der Vorschlag für eine Neufassung der Verordnung (EG) Nr. 377/2004vom 16. Mai 2018 zielt zwar darauf ab, 
die Koordinierung zu verbessern und den Einsatz von Verbindungsbeamten für Einwanderungsfragen, 
einschließlich der neuen europäischen Verbindungsbeamten in Drittstaaten, zu optimieren, um besser auf die 
Prioritäten der EU im Bereich der Migration reagieren zu können, weicht jedoch hinsichtlich des konkreten 
Zusammenwirkens mit den anderen Teilen des Schengen-Besitzstands nicht von der Art der geltenden 
Verordnung (EG) Nr. 377/2004 ab. 

(5)  Der Vorschlag für eine Neufassung der Verordnung (EG) Nr. 377/2004 kann daher, ebenso wie die aktuelle 
Verordnung (EG) Nr. 377/2004, als eine eigenständige Maßnahme im Rahmen des Schengen-Besitzstands 
angesehen werden, die nicht mit anderen zum Schengen-Besitzstand gehörenden Rechtsinstrumenten operativ 
zusammenwirkt. 
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(1) Verordnung (EG) Nr. 377/2004 des Rates vom 19. Februar 2004 zur Schaffung eines Netzes von Verbindungsbeamten für Einwande­
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(6)  Unter Berücksichtigung der Eigenständigkeit der aktuellen Verordnung (EG) Nr. 377/2004 im Rahmen des 
Schengen-Besitzstands kann in diesem besonderen Fall davon ausgegangen werden, dass, wenn sich das Vereinigte 
Königreich an der aktuellen Verordnung oder weiteren Änderungen nicht mehr beteiligt, sich aber am übrigen 
Schengen-Besitzstand, an dem es zurzeit nach dem Beschluss 2000/365/EG des Rates (3) teilnimmt, weiter 
beteiligt, dies die größtmögliche Beteiligung des Vereinigten Königreichs sicherstellen würde, ohne dass die 
praktische Durchführbarkeit der anderen Teile des Schengen-Besitzstands ernsthaft beeinträchtigt wird, bei 
gleichzeitiger Wahrung seiner Kohärenz. 

(7)  Artikel 8 Absatz 2 des Beschlusses 2000/365/EG sollte daher nach Artikel 5 Absatz 3 des Protokolls Nr. 19 
hinsichtlich der aktuellen Verordnung (EG) Nr. 377/2004 und weiterer Änderungen, einschließlich des Vorschlags 
für eine Neufassung der Verordnung (EG) Nr. 377/2004, ab dem Inkrafttreten der vorgeschlagenen Neufassung 
der Verordnung (EG) Nr. 377/2004 für das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland nicht mehr 
gelten. 

(8)  Infolgedessen sollte nach Artikel 5 Absatz 3 des Protokolls Nr. 19 auch Anhang I Nummer 6 des Beschlusses 
2004/926/EG des Rates (4) ab Inkrafttreten der vorgeschlagenen Neufassung hinsichtlich der Verordnung (EG) 
Nr. 377/2004 nicht mehr gelten — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Beschluss 2000/365/EG und Anhang I Nummer 6 des Beschlusses 2004/926/EG gelten ab dem Tag des 
Inkrafttretens der vorgeschlagenen Neufassung der Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Schaffung eines Netzes von Verbindungsbeamten für Einwanderungsfragen hinsichtlich der Verordnung (EG) 
Nr. 377/2004 und weiterer Änderungen nicht mehr für das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 18. Februar 2019. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
F. MOGHERINI  

22.2.2019 L 51/8 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(3) Beschluss 2000/365/EG des Rates vom 29. Mai 2000 zum Antrag des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland, einzelne 
Bestimmungen des Schengen-Besitzstands auf es anzuwenden (ABl. L 131 vom 1.6.2000, S. 43). 

(4) Beschluss 2004/926/EG des Rates vom 22. Dezember 2004 über das Inkraftsetzen von Teilen des Schengen-Besitzstands durch das 
Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland (ABl. L 395 vom 31.12.2004, S. 70). 



BESCHLUSS (EU) 2019/305 DES RATES 

vom 18. Februar 2019 

zur Ermächtigung Österreichs, Zyperns, Kroatiens, Luxemburgs, Portugals, Rumäniens und des 
Vereinigten Königreichs, im Interesse der Europäischen Union den Beitritt der Dominikanischen 
Republik zum Haager Übereinkommen von 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler 

Kindesentführung anzunehmen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 81 Absatz 3 in 
Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 Buchstabe b, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Europäische Union hat sich in Artikel 3 des Vertrags über die Europäische Union zum Ziel gesetzt, den 
Schutz der Rechte des Kindes zu fördern. Maßnahmen zum Schutz von Kindern vor dem widerrechtlichen 
Verbringen oder Zurückhalten sind ein wesentlicher Teil dieser Politik. 

(2)  Der Rat hat die Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 (2) (im Folgenden „Brüssel-IIa-Verordnung“) erlassen, die darauf 
abzielt, Kinder vor den schädlichen Auswirkungen eines widerrechtlichen Verbringens oder Zurückhaltens zu 
schützen und Verfahren einzuführen, die ihre sofortige Rückkehr in den Staat ihres gewöhnlichen Aufenthalts 
sowie den Schutz des Umgangs- und des Sorgerechts sicherstellen. 

(3)  Die Brüssel-IIa-Verordnung ergänzt und bekräftigt das Haager Übereinkommen vom 25. Oktober 1980 über die 
zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung (im Folgenden „Haager Übereinkommen von 1980“), 
mit dem auf internationaler Ebene ein System von Verpflichtungen und der Zusammenarbeit zwischen den 
Vertragsstaaten und zwischen den zentralen Behörden eingeführt wird und das darauf abzielt, die sofortige 
Rückkehr von widerrechtlich verbrachten oder zurückgehaltenen Kindern zu gewährleisten. 

(4)  Alle Mitgliedstaaten der Union sind Vertragsstaaten des Haager Übereinkommens von 1980. 

(5)  Die Union bestärkt Drittstaaten darin, dem Haager Übereinkommen von 1980 beizutreten, und unterstützt die 
korrekte Umsetzung des Haager Übereinkommens von 1980 dadurch, dass sie neben den Mitgliedstaaten unter 
anderem an den Sitzungen der Spezialkommissionen teilnimmt, die regelmäßig von der Haager Konferenz für 
Internationales Privatrecht organisiert werden. 

(6)  Die beste Lösung für schwierige Fälle internationaler Kindesentführung könnte ein gemeinsamer Rechtsrahmen 
im Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten der Union und Drittstaaten sein. 

(7)  Gemäß dem Haager Übereinkommen von 1980 gilt dieses zwischen dem beitretenden Staat und den 
Vertragsstaaten, die den Beitritt angenommen haben. 

(8)  Gemäß dem Haager Übereinkommen von 1980 können Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration 
wie die Union nicht Vertragspartei werden. Daher kann die Union weder diesem Übereinkommen beitreten noch 
eine Erklärung über die Annahme eines beitretenden Staates hinterlegen. 

(9)  Nach dem Gutachten 1/13 des Gerichtshofs der Europäischen Union (3) fallen Erklärungen über die Annahme 
eines Beitritts zum Haager Übereinkommen von 1980 in die ausschließliche Außenkompetenz der Union. 

(10)  Die Dominikanische Republik hat seine Urkunde über den Beitritt zum Haager Übereinkommen von 1980 am 
11. August 2004 hinterlegt. Das Haager Übereinkommen von 1980 ist für die Dominikanische Republik am 
1. November 2004 in Kraft getreten. 
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(1) Stellungnahme vom 31. Januar 2019 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht). 
(2) Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 über die Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung 
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(3) ECLI:EU:C:2014:2303. 



(11)  Mit Ausnahme Österreichs, Zyperns, Kroatiens, Dänemarks, Luxemburgs, Portugals, Rumäniens und des 
Vereinigten Königreichs haben alle Mitgliedstaaten den Beitritt der Dominikanischen Republik zum Haager 
Übereinkommen von 1980 bereits angenommen. Aus einer Einschätzung der Lage in der Dominikanischen 
Republik ergibt sich, dass Österreich, Zypern, Kroatien, Luxemburg, Portugal, Rumänien und das Vereinigte 
Königreich den Beitritt der Dominikanischen Republik zum Haager Übereinkommen von 1980 im Interesse der 
Union annehmen können. 

(12)  Österreich, Zypern, Kroatien, Luxemburg, Portugal, Rumänien und das Vereinigte Königreich sollten daher 
ermächtigt werden, ihre Erklärungen über die Annahme des Beitritts der Dominikanischen Republik zum Haager 
Übereinkommen von 1980 im Interesse der Union gemäß den Bestimmungen des vorliegenden Beschlusses zu 
hinterlegen. Die anderen Mitgliedstaaten der Union, die den Beitritt der Dominikanischen Republik zum Haager 
Übereinkommen von 1980 bereits angenommen haben, sollten keine neuen Erklärungen über die Annahme 
hinterlegen, da die vorhandenen Erklärungen völkerrechtlich weiterhin gelten. 

(13)  Das Vereinigte Königreich und Irland sind durch die Brüssel-IIa-Verordnung gebunden und beteiligen sich an der 
Annahme und Anwendung dieses Beschlusses. 

(14)  Nach den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union beigefügten Protokolls Nr. 22 über die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht 
an der Annahme dieses Beschlusses und ist weder durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner Anwendung 
verpflichtet — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Österreich, Zypern, Kroatien, Luxemburg, Portugal, Rumänien und das Vereinigte Königreich werden ermächtigt, 
den Beitritt der Dominikanischen Republik zum Haager Übereinkommen von 1980 im Interesse der Union 
anzunehmen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Mitgliedstaatenhinterlegen im Interesse der Union bis spätestens 19. Februar 2020 eine 
Erklärung über die Annahme des Beitritts der Dominikanischen Republik zum Haager Übereinkommen von 1980 mit 
folgendem Wortlaut: 

„[MITGLIEDSTAAT (Name in Vollform)] erklärt, den Beitritt der Dominikanischen Republik zum Haager Übereinkommen 
vom 25. Oktober 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung gemäß dem Beschluss (EU) 
2019/305 des Rates anzunehmen.“ 

(3) Die in Absatz 1 genannten Mitgliedstaaten unterrichten den Rat und die Kommission über die Hinterlegung ihrer 
jeweiligen Erklärung über die Annahme des Beitritts der Dominikanischen Republik zum Haager Übereinkommen von 
1980 und übermitteln der Kommission den Wortlaut der Erklärungen innerhalb von zwei Monaten ab deren 
Hinterlegung. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe wirksam. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an Österreich, Zypern, Kroatien, Luxemburg, Portugal, Rumänien und das Vereinigte Königreich 
gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 18. Februar 2019. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
N. BĂDĂLĂU  
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BESCHLUSS (EU) 2019/306 DES RATES 

vom 18. Februar 2019 

zur Ermächtigung Österreichs, im Interesse der Europäischen Union den Beitritt Ecuadors und der 
Ukraine zum Haager Übereinkommen von 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler 

Kindesentführung anzunehmen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 81 Absatz 3 in 
Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 Buchstabe b, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Europäische Union hat sich in Artikel 3 des Vertrags über die Europäische Union zum Ziel gesetzt, den 
Schutz der Rechte des Kindes zu fördern. Maßnahmen zum Schutz von Kindern vor dem widerrechtlichen 
Verbringen oder Zurückhalten sind ein wesentlicher Teil dieser Politik. 

(2)  Der Rat hat die Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 (2) (im Folgenden „Brüssel-IIa-Verordnung“) erlassen, die darauf 
abzielt, Kinder vor den schädlichen Auswirkungen eines widerrechtlichen Verbringens oder Zurückhaltens zu 
schützen und Verfahren einzuführen, die ihre sofortige Rückkehr in den Staat ihres gewöhnlichen Aufenthalts 
sowie den Schutz des Umgangs- und des Sorgerechts sicherstellen. 

(3)  Die Brüssel-IIa-Verordnung ergänzt und bekräftigt das Haager Übereinkommen vom 25. Oktober 1980 über die 
zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung (im Folgenden „Haager Übereinkommen von 1980“), 
mit dem auf internationaler Ebene ein System von Verpflichtungen und der Zusammenarbeit zwischen den 
Vertragsstaaten und zwischen den zentralen Behörden eingeführt wird und das darauf abzielt, die sofortige 
Rückkehr von widerrechtlich verbrachten oder zurückgehaltenen Kindern zu gewährleisten. 

(4)  Alle Mitgliedstaaten der Union sind Vertragsstaaten des Haager Übereinkommens von 1980. 

(5)  Die Union bestärkt Drittstaaten darin, dem Haager Übereinkommen von 1980 beizutreten, und unterstützt die 
korrekte Umsetzung des Haager Übereinkommens von 1980 dadurch, dass sie neben den Mitgliedstaaten unter 
anderem an den Sitzungen der Spezialkommissionen teilnimmt, die regelmäßig von der Haager Konferenz für 
Internationales Privatrecht organisiert werden. 

(6)  Die beste Lösung für schwierige Fälle internationaler Kindesentführung könnte ein gemeinsamer Rechtsrahmen 
im Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten der Union und Drittstaaten Anwendung sein. 

(7)  Gemäß dem Haager Übereinkommen von 1980 gilt dieses zwischen dem beitretenden Staat und den 
Vertragsstaaten, die den Beitritt angenommen haben. 

(8)  Gemäß dem Haager Übereinkommen von 1980 können Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration 
wie die Union nicht Vertragspartei werden. Daher kann die Union weder diesem Übereinkommen beitreten noch 
eine Erklärung über die Annahme eines beitretenden Staates hinterlegen. 

(9)  Nach dem Gutachten 1/13 des Gerichtshofs der Europäischen Union (3) fallen Erklärungen über die Annahme 
eines Beitritts zum Haager Übereinkommen von 1980 in die ausschließliche Außenkompetenz der Union. 

(10)  Ecuador hat seine Urkunde über den Beitritt zum Haager Übereinkommen von 1980 am 22. Januar 1992 
hinterlegt. Das Haager Übereinkommen von 1980 ist für Ecuador am 1. April 1992 in Kraft getreten. 

(11)  Mit Ausnahme Österreichs und Dänemarks haben alle betroffenen Mitgliedstaaten den Beitritt von Ecuador zum 
Haager Übereinkommen von 1980 bereits angenommen. Ecuador hat den Beitritt Bulgariens, Zyperns, Estlands, 
Lettlands, Litauens, Maltas, Polens, Sloweniens und Rumäniens zum Haager Übereinkommen von 1980 
angenommen. Aus einer Einschätzung der Lage in Ecuador ergibt sich, dass Österreich den Beitritt von Ecuador 
zum Haager Übereinkommen von 1980 im Interesse der Union annehmen kann. 
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(12)  Die Ukraine hat seine Urkunde über den Beitritt zum Haager Übereinkommen von 1980 am 2. Juni 2006 
hinterlegt. Das Haager Übereinkommen von 1980 ist für die Ukraine am 1. September 2006 in Kraft getreten. 

(13)  Mit Ausnahme Österreichs und Dänemarks haben alle Mitgliedstaaten den Beitritt der Ukraine zum Haager 
Übereinkommen von 1980 bereits angenommen. Aus einer Einschätzung der Lage in der Ukraine ergibt sich, 
dass Österreich den Beitritt der Ukraine zum Haager Übereinkommen von 1980 im Interesse der Union 
annehmen kann. 

(14)  Österreich sollte daher ermächtigt werden, seine Erklärung über die Annahme des Beitritts von Ecuador und der 
Ukraine zum Haager Übereinkommen von 1980 im Interesse der Union gemäß den Bestimmungen des 
vorliegenden Beschlusses zu hinterlegen. Die anderen Mitgliedstaaten der Union, die den Beitritt von Ecuador und 
der Ukraine zum Haager Übereinkommen von 1980 bereits angenommen haben, sollten keine neuen 
Erklärungen über die Annahme hinterlegen, da die vorhandenen Erklärungen völkerrechtlich weiterhin gelten. 

(15)  Das Vereinigte Königreich und Irland sind durch die Brüssel-IIa-Verordnung gebunden und beteiligen sich an der 
Annahme und Anwendung dieses Beschlusses. 

(16)  Nach den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union beigefügten Protokolls Nr. 22 über die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht 
an der Annahme dieses Beschlusses und ist weder durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner Anwendung 
verpflichtet — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Österreich wird ermächtigt, den Beitritt von Ecuador und der Ukraine zum Haager Übereinkommen von 1980 im 
Interesse der Union anzunehmen. 

(2) Österreich hinterlegt im Interesse der Union bis spätestens 19. Februar 2020 eine Erklärung über die Annahme 
des Beitritts Ecuadors und der Ukraine zum Haager Übereinkommen von 1980 mit folgendem Wortlaut: 

„[MITGLIEDSTAAT (Name in Vollform)] erklärt, den Beitritt Ecuadors und der Ukraine zum Haager Übereinkommen vom 
25. Oktober 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung gemäß dem Beschluss (EU) 
2019/306 des Rates anzunehmen.“ 

(3) Österreich unterrichtet den Rat und die Kommission über die Hinterlegung seiner Erklärung über die Annahme 
des Beitritts Ecuadors und der Ukraine zum Haager Übereinkommen von 1980 und übermittelt der Kommission den 
Wortlaut dieser Erklärung innerhalb von zwei Monaten ab ihrer Hinterlegung. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe wirksam. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an Österreich gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 18. Februar 2019. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
N. BĂDĂLĂU  
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BESCHLUSS (EU) 2019/307 DES RATES 

vom 18. Februar 2019 

zur Ermächtigung Österreichs und Rumäniens, im Interesse der Europäischen Union den Beitritt 
von Honduras zum Haager Übereinkommen von 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte 

internationaler Kindesentführung anzunehmen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 81 Absatz 3 in 
Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 Buchstabe b, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Europäische Union hat sich in Artikel 3 des Vertrags über die Europäische Union zum Ziel gesetzt, den 
Schutz der Rechte des Kindes zu fördern. Maßnahmen zum Schutz von Kindern vor dem widerrechtlichen 
Verbringen oder Zurückhalten sind ein wesentlicher Teil dieser Politik. 

(2)  Der Rat hat die Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 (2) (im Folgenden „Brüssel-IIa-Verordnung“) erlassen, die darauf 
abzielt, Kinder vor den schädlichen Auswirkungen eines widerrechtlichen Verbringens oder Zurückhaltens zu 
schützen und Verfahren einzuführen, die ihre sofortige Rückkehr in den Staat ihres gewöhnlichen Aufenthalts 
sowie den Schutz des Umgangs- und des Sorgerechts sicherstellen. 

(3)  Die Brüssel-IIa-Verordnung ergänzt und bekräftigt das Haager Übereinkommen vom 25. Oktober 1980 über die 
zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung (im Folgenden „Haager Übereinkommen von 1980“), 
mit dem auf internationaler Ebene ein System von Verpflichtungen und der Zusammenarbeit zwischen den 
Vertragsstaaten und zwischen den zentralen Behörden eingeführt wird und das darauf abzielt, die sofortige 
Rückkehr von widerrechtlich verbrachten oder zurückgehaltenen Kindern zu gewährleisten. 

(4)  Alle Mitgliedstaaten der Union sind Vertragsstaaten des Haager Übereinkommens von 1980. 

(5)  Die Union bestärkt Drittstaaten darin, dem Haager Übereinkommen von 1980 beizutreten, und unterstützt die 
korrekte Umsetzung des Haager Übereinkommens von 1980 dadurch, dass sie neben den Mitgliedstaaten unter 
anderem an den Sitzungen der Spezialkommissionen teilnimmt, die regelmäßig von der Haager Konferenz für 
Internationales Privatrecht organisiert werden. 

(6)  Die beste Lösung für schwierige Fälle internationaler Kindesentführung könnte ein gemeinsamer Rechtsrahmen 
im Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten der Union und Drittstaaten sein. 

(7)  Gemäß dem Haager Übereinkommen von 1980 gilt dieses zwischen dem beitretenden Staat und den 
Vertragsstaaten, die den Beitritt angenommen haben. 

(8)  Gemäß dem Haager Übereinkommen von 1980 können Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration 
wie die Union nicht Vertragspartei werden. Daher kann die Union weder diesem Übereinkommen beitreten noch 
eine Erklärung über die Annahme eines beitretenden Staates hinterlegen. 

(9)  Nach dem Gutachten 1/13 des Gerichtshofs der Europäischen Union (3) fallen Erklärungen über die Annahme 
eines Beitritts zum Haager Übereinkommen von 1980 in die ausschließliche Außenkompetenz der Union. 

(10)  Honduras hat seine Urkunde über den Beitritt zum Haager Übereinkommen von 1980 am 20. Dezember 1993 
hinterlegt. Das Haager Übereinkommen von 1980 ist für Honduras am 1. März 1994 in Kraft getreten. 
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(11)  Mit Ausnahme Österreichs, Dänemarks und Rumäniens haben alle betroffenen Mitgliedstaaten den Beitritt von 
Honduras zum Haager Übereinkommen von 1980 bereits angenommen. Honduras hat den Beitritt Bulgariens, 
Zyperns, Estlands, Lettlands, Litauens, Maltas und Sloweniens zum Haager Übereinkommen von 1980 
angenommen. Aus einer Einschätzung der Lage in Honduras ergibt sich, dass Österreich und Rumänien den 
Beitritt von Honduras zum Haager Übereinkommen von 1980 im Interesse der Union annehmen können. 

(12)  Österreich und Rumänien sollten daher ermächtigt werden, ihre Erklärungen über die Annahme des Beitritts von 
Honduras zum Haager Übereinkommen von 1980 im Interesse der Union gemäß den Bestimmungen des 
vorliegenden Beschlusses zu hinterlegen. Die anderen Mitgliedstaaten der Union, die den Beitritt von Honduras 
zum Haager Übereinkommen von 1980 bereits angenommen haben, sollten keine neuen Erklärungen über die 
Annahme hinterlegen, da die vorhandenen Erklärungen völkerrechtlich weiterhin gelten. 

(13)  Das Vereinigte Königreich und Irland sind durch die Brüssel-IIa-Verordnung gebunden und beteiligen sich an der 
Annahme und Anwendung dieses Beschlusses. 

(14)  Nach den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union beigefügten Protokolls Nr. 22 über die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht 
an der Annahme dieses Beschlusses und ist weder durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner Anwendung 
verpflichtet — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Österreich und Rumänien werden ermächtigt, den Beitritt von Honduras zum Haager Übereinkommen von 1980 
im Interesse der Union anzunehmen. 

(2) Österreich und Rumänien hinterlegen im Interesse der Union bis spätestens am 19. Februar 2020 eine Erklärung 
über die Annahme des Beitritts von Honduras zum Haager Übereinkommen von 1980 mit folgendem Wortlaut: 

„[MITGLIEDSTAAT (Name in Vollform)] erklärt, den Beitritt von Honduras zum Haager Übereinkommen vom 
25. Oktober 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung gemäß dem Beschluss (EU) 
2019/307 des Rates anzunehmen.“ 

(3) Österreich und Rumänien unterrichten den Rat und die Kommission über die Hinterlegung ihrer jeweiligen 
Erklärung über die Annahme des Beitritts von Honduras zum Haager Übereinkommen von 1980 und übermitteln der 
Kommission den Wortlaut der Erklärungen innerhalb von zwei Monaten ab deren Hinterlegung. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe wirksam. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an Österreich und an Rumänien gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 18. Februar 2019. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
N. BĂDĂLĂU  
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BESCHLUSS (EU) 2019/308 DES RATES 

vom 18. Februar 2019 

zur Ermächtigung Luxemburgs, Österreichs und Rumäniens, im Interesse der Europäischen Union 
den Beitritt von Belarus und Usbekistan zum Haager Übereinkommen von 1980 über die 

zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung anzunehmen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 81 Absatz 3 in 
Verbindung mit Artikel 218 Absatz 6 Buchstabe b, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Europäische Union hat sich in Artikel 3 des Vertrags über die Europäische Union zum Ziel gesetzt, den 
Schutz der Rechte des Kindes zu fördern. Maßnahmen zum Schutz von Kindern vor dem widerrechtlichen 
Verbringen oder Zurückhalten sind ein wesentlicher Teil dieser Politik. 

(2)  Der Rat hat die Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 (2) (im Folgenden „Brüssel-IIa-Verordnung“) erlassen, die darauf 
abzielt, Kinder vor den schädlichen Auswirkungen eines widerrechtlichen Verbringens oder Zurückhaltens zu 
schützen und Verfahren einzuführen, die ihre sofortige Rückkehr in den Staat ihres gewöhnlichen Aufenthalts 
sowie den Schutz des Umgangs- und des Sorgerechts sicherstellen. 

(3)  Die Brüssel-IIa-Verordnung ergänzt und bekräftigt das Haager Übereinkommen vom 25. Oktober 1980 über die 
zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung (im Folgenden „Haager Übereinkommen von 1980“), 
mit dem auf internationaler Ebene ein System von Verpflichtungen und der Zusammenarbeit zwischen den 
Vertragsstaaten und zwischen den zentralen Behörden eingeführt wird und das darauf abzielt, die sofortige 
Rückkehr von widerrechtlich verbrachten oder zurückgehaltenen Kindern zu gewährleisten. 

(4)  Alle Mitgliedstaaten der Union sind Vertragsstaaten des Haager Übereinkommens von 1980. 

(5)  Die Union bestärkt Drittstaaten darin, dem Haager Übereinkommen von 1980 beizutreten, und unterstützt die 
korrekte Umsetzung des Haager Übereinkommens von 1980 dadurch, dass sie neben den Mitgliedstaaten unter 
anderem an den Sitzungen der Spezialkommissionen teilnimmt, die regelmäßig von der Haager Konferenz für 
Internationales Privatrecht organisiert werden. 

(6)  Die beste Lösung für schwierige Fälle internationaler Kindesentführung könnte ein gemeinsamer Rechtsrahmen 
im Verhältnis zwischen den Mitgliedstaaten der Union und Drittstaaten Anwendung sein. 

(7)  Gemäß dem Haager Übereinkommen von 1980 gilt dieses zwischen dem beitretenden Staat und den 
Vertragsstaaten, die den Beitritt angenommen haben. 

(8)  Gemäß dem Haager Übereinkommen von 1980 können Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration 
wie die Union nicht Vertragspartei werden. Daher kann die Union weder diesem Übereinkommen beitreten noch 
eine Erklärung über die Annahme eines beitretenden Staates hinterlegen. 

(9)  Nach dem Gutachten 1/13 des Gerichtshofs der Europäischen Union (3) fallen Erklärungen über die Annahme 
eines Beitritts zum Haager Übereinkommen von 1980 in die ausschließliche Außenkompetenz der Union. 

(10)  Belarus hat seine Urkunde über den Beitritt zum Haager Übereinkommen von 1980 am 12. Januar 1998 
hinterlegt. Das Haager Übereinkommen von 1980 ist für Belarus am 1. April 1998 in Kraft getreten. 
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(11)  Mit Ausnahme Dänemarks, Luxemburgs, Österreichs und Rumäniens haben alle betroffenen Mitgliedstaaten den 
Beitritt von Belarus zum Haager Übereinkommen von 1980 bereits angenommen. Belarus hat den Beitritt 
Bulgariens, Estlands, Lettlands, Litauens und Maltas zum Haager Übereinkommen von 1980 angenommen. Aus 
einer Einschätzung der Lage in Belarus ergibt sich, dass Luxemburg, Österreich und Rumänien den Beitritt von 
Belarus zum Haager Übereinkommen von 1980 im Interesse der Union annehmen können. 

(12)  Usbekistan hat die Urkunde über den Beitritt zum Haager Übereinkommen von 1980 am 31. Mai 1999 
hinterlegt. Das Haager Übereinkommen von 1980 ist für Usbekistan am 1. August 1999 in Kraft getreten. 

(13)  Alle Mitgliedstaaten mit Ausnahme Dänemarks, Luxemburgs, Österreichs und Rumäniens haben den Beitritt 
Usbekistans zum Haager Übereinkommen von 1980 bereits angenommen. Usbekistan hat den Beitritt Bulgariens, 
Estlands, Lettlands, Litauens und Maltas zum Haager Übereinkommen von 1980 angenommen. Aus einer 
Einschätzung der Lage in Usbekistan ergibt sich, dass Luxemburg, Österreich und Rumänien den Beitritt 
Usbekistans zum Haager Übereinkommen von 1980 im Interesse der Union annehmen können. 

(14)  Luxemburg, Österreich und Rumänien sollten daher ermächtigt werden, ihre Erklärungen über die Annahme des 
Beitritts von Belarus und Usbekistan zum Haager Übereinkommen von 1980 im Interesse der Union gemäß den 
Bestimmungen des vorliegenden Beschlusses zu hinterlegen. Die anderen Mitgliedstaaten der Union, die den 
Beitritt von Belarus und Usbekistan zum Haager Übereinkommen von 1980 bereits angenommen haben, sollten 
keine neuen Erklärungen über die Annahme hinterlegen, da die vorhandenen Erklärungen völkerrechtlich 
weiterhin gelten. 

(15)  Das Vereinigte Königreich und Irland sind durch die Brüssel-IIa-Verordnung gebunden und beteiligen sich an der 
Annahme und Anwendung dieses Beschlusses. 

(16)  Nach den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union beigefügten Protokolls Nr. 22 über die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht 
an der Annahme dieses Beschlusses und ist weder durch diesen Beschluss gebunden noch zu seiner Anwendung 
verpflichtet — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Luxemburg, Österreich und Rumänien werden ermächtigt, den Beitritt von Belarus und Usbekistan zum Haager 
Übereinkommen von 1980 im Interesse der Union anzunehmen. 

(2) Luxemburg, Österreich und Rumänien hinterlegen im Interesse der Union bis spätestens 19. Februar 2020 eine 
Erklärung über die Annahme des Beitritts von Belarus und Usbekistan zum Haager Übereinkommen von 1980 mit 
folgendem Wortlaut: 

„[MITGLIEDSTAAT (Name in Vollform)] erklärt, den Beitritt von Belarus und Usbekistan zum Haager Übereinkommen 
vom 25. Oktober 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung gemäß dem Beschluss (EU) 
2019/308 des Rates anzunehmen.“ 

(3) Luxemburg, Österreich und Rumänien unterrichten den Rat und die Kommission über die Hinterlegung ihrer 
jeweiligen Erklärung über die Annahme des Beitritts von Belarus und Usbekistan zum Haager Übereinkommen von 
1980 und übermitteln der Kommission den Wortlaut der Erklärungen innerhalb von zwei Monaten ab deren 
Hinterlegung. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe wirksam. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an Luxemburg, Österreich und Rumänien gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 18. Februar 2019. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
N. BĂDĂLĂU  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2019/309 DES RATES 

vom 18. Februar 2019 

zur Ermächtigung Litauens, eine von Artikel 193 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates über das 
gemeinsame Mehrwertsteuersystem abweichende Regelung einzuführen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersys­
tem (1), insbesondere auf Artikel 395 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Gemäß Artikel 193 der Richtlinie 2006/112/EG schuldet grundsätzlich der Steuerpflichtige, der Gegenstände 
steuerpflichtig liefert oder eine Dienstleistung steuerpflichtig erbringt, die Mehrwertsteuer. 

(2)  Mit einem am 16. Oktober 2018 bei der Kommission registrierten Schreiben beantragte Litauen eine 
Ermächtigung, eine von Artikel 193 der Richtlinie 2006/112/EG abweichende Sonderregelung einzuführen, um 
auf Lieferungen von Festplatten die Umkehrung der Steuerschuldnerschaft (im Folgenden „abweichende 
Sonderregelung“) anzuwenden. 

(3)  Nach Artikel 395 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie 2006/112/EG setzte die Kommission die anderen 
Mitgliedstaaten mit Schreiben vom 19. November 2018 von dem Antrag Litauens in Kenntnis. Mit Schreiben 
vom 20. November 2018 teilte die Kommission Litauen mit, dass sie über alle für die Beurteilung des Antrags 
erforderlichen Angaben verfügt. 

(4)  Litauen hat festgestellt, dass die Lieferung von Elektronikgeräten wie Laptops, Mobiltelefone, Tablets und 
Festplatten Gegenstand von innergemeinschaftlichem Missing-Trader-Mehrwertsteuerbetrug sind. Das Ausmaß 
und die Tragweite dieses Betrugs haben unmittelbare negative Auswirkungen auf den litauischen Staatshaushalt. 

(5)  Litauen hat eine Reihe von Maßnahmen zur Bekämpfung und Verhütung von dieser Art Mehrwertsteuerbetrug 
ergriffen. Laut den litauischen Behörden reichen diese Maßnahmen jedoch nicht aus, um den Mehrwertsteuerbe­
trug bei der Lieferung von Elektronikgeräten zu verhindern. 

(6)  Litauen beabsichtigt, die Umkehrung der Steuerschuldnerschaft für Elektronikgeräte auf der Grundlage des 
Artikel 199a der Richtlinie 2006/112/EG einzuführen. Festplatten fallen jedoch nicht in den Anwendungsbereich 
dieses Artikels. 

(7)  Um eine umfassendere Regelung für die Umkehrung der Steuerschuldnerschaft einzuführen, die nicht nur für die 
bereits in Artikel 199a der Richtlinie 2006/112/EG aufgeführten Elektronikgeräte, sondern auch für Festplatten 
gelten würde, beantragt Litauen die Ermächtigung, die abweichende Sonderregelung einzuführen. 

(8) Angesicht der möglichen positiven Auswirkungen dieser Sondermaßnahme auf die Bekämpfung des Mehrwert­
steuerbetrugs in Litauen sollte die Ausnahmeregelung für einen begrenzten Zeitraum vom 1. März 2019 bis zum 
28. Februar 2022 gewährt werden. 

(9)  Ausnahmeregelungen werden im Allgemeinen befristet gewährt, damit beurteilt werden kann, ob die 
abweichende Sonderregelung angemessen ist und ihren Zweck erfüllt. Durch Ausnahmeregelungen wird 
Mitgliedstaaten Zeit eingeräumt, damit sie bis zum Auslaufen der Regelung andere herkömmliche Maßnahmen 
zur Beseitigung des spezifischen Problems ergreifen, wodurch eine Verlängerung der abweichenden 
Sonderregelung überflüssig wird. Ausnahmeregelungen, die die Umkehrung der Steuerschuldnerschaft erlauben, 
werden nur ausnahmsweise für besondere, betrugsanfällige Bereiche gewährt und als letztes Mittel eingesetzt. 
Litauen sollte daher bis zum Auslaufen dieser abweichenden Sonderregelung andere herkömmliche Maßnahmen 
umsetzen, um den Mehrwertsteuerbetrug bei Lieferungen von Festplatten zu bekämpfen und zu verhindern; 
danach dürfte in Bezug auf Lieferungen von Festplatten keine abweichende Sonderregelung von Artikel 193 der 
Richtlinie 2006/112/EG mehr erforderlich sein. 

(10)  Die Sondermaßnahme wird keine nachteiligen Auswirkungen auf die Mehrwertsteuer-Eigenmittel der Union 
haben — 
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Abweichend von Artikel 193 der Richtlinie 2006/112/EG wird Litauen ermächtigt, bei Lieferungen von Festplatten den 
Empfängern die Mehrwertsteuerpflicht aufzuerlegen. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe wirksam. 

Dieser Beschluss gilt vom 1. März 2019 bis zum 28. Februar 2022. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss ist an die Republik Litauen gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 18. Februar 2019. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
N. BĂDĂLĂU  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2019/310 DES RATES 

vom 18. Februar 2019 

zur Ermächtigung Polens, eine von Artikel 226 der Richtlinie 2006/112/EG über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem abweichende Sondermaßnahme einzuführen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersys­
tem (1), insbesondere auf Artikel 395 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit Schreiben, das am 15. Mai 2018 bei der Kommission registriert wurde, beantragte Polen eine Ermächtigung 
einer von Artikel 226 der Richtlinie 2006/112/EG abweichenden Sondermaßnahme um ein Verfahren zur 
Aufspaltung von Zahlungen (im Folgenden „Sondermaßnahme“) anzuwenden. Diese Sondermaßnahme sollte die 
Aufnahme einer besonderen Erklärung erfordern, wonach Mehrwertsteuer auf Rechnungen für betrugsanfällige 
Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen, für die in Polen im Allgemeinen die Umkehrung der 
Steuerschuldnerschaft und die gesamtschuldnerische Haftung gilt, auf ein gesperrtes Mehrwertsteuerkonto des 
Lieferers zu zahlen ist. Polen hat die Sondermaßnahme für einen Zeitraum von drei Jahren, vom 1. Januar 2019 
bis zum 31. Dezember 2021, beantragt. 

(2)  Die Kommission übermittelte den anderen Mitgliedstaaten den Antrag Polens gemäß Artikel 395 Absatz 2 
Unterabsatz 2 der Richtlinie 2006/112/EG mit Schreiben vom 3. September 2018. Mit Schreiben vom 
4. September 2018 teilte die Kommission Polen mit, dass sie über alle für die Beurteilung des Antrags 
erforderlichen Angaben verfügt. 

(3)  Polen hat bereits zahlreiche Maßnahmen zur Betrugsbekämpfung ergriffen. Es führte u. a. die Umkehrung der 
Steuerschuldnerschaft und die gesamtschuldnerische Haftung des Lieferers und des Kunden, die standardmäßige 
Prüfungsdatei, strengere Vorschriften für die Registrierung und Deregistrierung Steuerpflichtiger für Mehrwert­
steuerzwecke, vermehrte Prüfungen ein. Dennoch ist Polen der Auffassung, dass diese Lösungsansätze noch nicht 
ausreichen, um Mehrwertsteuerbetrug zu vermeiden. 

(4)  Polen ist der Ansicht, dass Mehrwertsteuerbetrug durch die Anwendung der Sondermaßnahme unterbunden 
werden kann. Da der Mehrwertsteuerbetrag, der im Rahmen der des Verfahrens zur Aufspaltung von Zahlungen 
auf einem separaten Mehrwertsteuerkonto eines Lieferers (Steuerpflichtigen) hinterlegt wurde, nur für beschränkte 
Zwecke verwendet werden kann, nämlich für die Begleichung der Mehrwertsteuerschuld gegenüber den 
Steuerbehörden oder die Zahlung der Mehrwertsteuer auf Rechnungen von Lieferern, wird besser gewährleistet, 
dass die Steuerbehörden den gesamten Mehrwertsteuerbetrag erhalten, der vom Steuerpflichtigen zugunsten der 
polnischen Staatskasse überwiesen werden sollte. 

(5)  Polen führte am 1. Juli 2018 ein freiwilliges Verfahren der Aufspaltung von Zahlungen ein. Polen ist der 
Auffassung, dass für Bereiche, die für Mehrwertsteuerbetrug besonders anfällig sind, die Sondermaßnahme 
eingeführt werden sollte. Zu den fraglichen Bereichen zählen Wirtschaftszweige wie Stahl, Schrott, elektronische 
Geräte, Gold, Nichteisenmetalle, Kraftstoffe und Plastik. Für diese Bereiche gelten in Polen im Allgemeinen die 
Umkehrung der Steuerschuldnerschaft und die gesamtschuldnerische Haftung des Lieferers und des Kunden. 

(6)  Die Sondermaßnahme wird für Lieferungen von Gegenständen und Erbringung von Dienstleistungen zwischen 
Steuerpflichtigen gelten, die im Anhang unter Lieferung von Waren und Erbringung von Dienstleistungen 
zwischen Unternehmen (B2B) aufgeführt sind und die sich nur auf elektronische Banküberweisungen erstrecken. 

(7) Besteht ein Vorsteuerüberschuss, der vom Lieferer in der Steuererklärung als erstattungsfähiger Mehrwerts­
teuerbetrag angegeben wurde, so wird die entsprechende Erstattung üblicherweise innerhalb von 60 Tagen auf das 
reguläre Konto des Lieferers vorgenommen. Polen hat die Kommission jedoch darüber in Kenntnis gesetzt, dass 
die Erstattung bei Umsätzen, die unter die Sondermaßnahme fallen, auf Antrag eines Lieferers, der über ein 
gesperrtes Mehrwertsteuerkonto verfügt, innerhalb von 25 Tagen erfolgt. 

(8)  Lieferern werden keine Kosten aus der Eröffnung und Führung eines Mehrwertsteuerkontos entstehen, da für das 
Mehrwertsteuerkonto keine Provisionen oder Gebühren von Banken erhoben werden. 
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(9)  Das verbindliche Verfahren der Aufspaltung von Zahlungen wird für alle Unternehmer gelten, einschließlich nicht 
in Polen niedergelassener Unternehmer, da diese Inhaber eines nach polnischem Bankengesetz geführten 
Bankkontos sein müssen. In diesem Zusammenhang bestätigte Polen, dass Unternehmern keine zusätzlichen 
Kosten aus der Verpflichtung entstehen werden, ein Bankkonto in Polen zu eröffnen, da die Eröffnung und 
Führung des Kontos für Mehrwertsteuerzahlungen in Polen für diese Steuerpflichtigen kostenfrei sein wird. 

(10)  Das von Polen geplante verbindliche Verfahren der Aufspaltung von Zahlungen wird für Steuerpflichtige 
erhebliche Änderungen mit sich bringen. Da das System jedoch bereits seit dem 1. Juli 2018 auf freiwilliger Basis 
besteht, hatten Steuerpflichtige schon Gelegenheit, sich damit vertraut zu machen. 

(11)  Die Kommission vertritt den Standpunkt, dass das verbindliche Verfahren der Aufspaltung von Zahlungen 
bezüglich der Lieferung betrugsanfälliger Gegenstände und Erbringung betrugsanfälliger Dienstleistungen bei der 
Bekämpfung von Steuerbetrug zu wirksamen Ergebnissen führen kann. Ausnahmeregelungen werden in der Regel 
für einen begrenzten Zeitraum gewährt. Die von Polen beantragte Ausnahmeregelung sollte daher vom 1. März 
2019 bis zum 28. Februar 2022 genehmigt werden. 

(12)  In Anbetracht der Neuheit und des weiten Anwendungsbereichs dieser Ausnahmeregelung ist es wichtig, das 
notwendige Follow-up sicherzustellen und insbesondere zu beobachten, wie sich diese Ausnahmeregelung auf den 
Umfang des Mehrwertsteuerbetrugs auswirken und welche Folgen sie für Steuerpflichtige (bezüglich der 
Mehrwertsteuererstattung, des Verwaltungsaufwands, der ihnen entstehenden Kosten usw.) mit sich bringen wird. 
Polen sollte daher 18 Monate nach Inkrafttreten der Ausnahmeregelung in Polen einen Bericht über die 
Auswirkungen der Ausnahmeregelung vorlegen. 

(13)  Die Ausnahmeregelung wird keine negativen Auswirkungen auf den Gesamtbetrag der auf der Stufe des 
Endverbrauchs erhobenen Steuer und keine nachteiligen Auswirkungen auf die Mehrwertsteuer-Eigenmittel der 
Union haben — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Abweichend von Artikel 226 der Richtlinie 2006/112/EG wird Polen ermächtigt, eine besondere Erklärung einzuführen, 
wonach Mehrwertsteuer auf Rechnungen, die im Zusammenhang mit der Lieferung von Gegenständen bzw. der 
Erbringung von Dienstleistungen ausgestellt werden, die im Anhang dieses Beschlusses aufgeführt sind und die zwischen 
Steuerpflichtigen erfolgen, auf ein gesondertes, gesperrtes und in Polen eröffnetes Mehrwertsteuerkonto des Lieferers zu 
zahlen ist, wenn die Zahlung für die Lieferung der Gegenstände bzw. Dienstleistungen per elektronische 
Banküberweisung getätigt wird. 

Artikel 2 

Polen setzt die Kommission über die in Artikel 1 genannte nationale Maßnahme in Kenntnis. 

Innerhalb von 18 Monaten nach Inkrafttreten der in Artikel 1 genannten Maßnahme in Polen übermittelt Polen der 
Kommission einen Bericht über die Gesamtauswirkungen der Maßnahme auf den Umfang des Mehrwertsteuerbetrugs 
und die betreffenden Steuerpflichtigen. 

Artikel 3 

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe wirksam. 

Dieser Beschluss gilt vom 1. März 2019 bis zum 28. Februar 2022. 

Artikel 4 

Dieser Beschluss ist an die Republik Polen gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 18. Februar 2019. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
N. BĂDĂLĂU  
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ANHANG 

Liste der unter Artikel 1 fallenden Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen 

Artikel 1 gilt für die folgenden Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen gemäß der Polnischen 
Klassifizierung der Waren und Dienstleistungen (PKWiU): 

Position PKWiU Bezeichnung der Gegenstände (Gruppe von Gegenständen)/Bezeichnung der Dienstleistungen 
(Gruppe von Dienstleistungen) 

1 24.10.12.0 Ferrolegierungen 

2 24.10.14.0 Pellets und Pulver, aus Roheisen, Spiegeleisen oder Stahl 

3 24.10.31.0 Flacherzeugnisse aus unlegiertem Stahl, nur warm gewalzt, mit einer Breite von 600 mm 
oder mehr 

4 24.10.32.0 Flacherzeugnisse aus nicht legiertem Stahl, nur warm gewalzt, mit einer Breite von weni­
ger als 600 mm 

5 24.10.35.0 Flacherzeugnisse aus anderem legierten Stahl, nur warm gewalzt, mit einer Breite von 
600 mm oder mehr, ausgenommen Produkte aus Silicium-Elektrostahl 

6 24.10.36.0 Flacherzeugnisse aus anderem legierten Stahl, nur warm gewalzt, mit einer Breite von we­
niger als 600 mm, ausgenommen Produkte aus Silicium-Elektrostahl 

7 24.10.41.0 Flacherzeugnisse aus nicht legiertem Stahl, nur kalt gewalzt, mit einer Breite von 600 
mm und mehr 

8 24.10.43.0 Flacherzeugnisse aus nicht legiertem Stahl, nur kalt gewalzt, mit einer Breite von 600 
mm und mehr, ausgenommen Produkte aus Silicium-Elektrostahl 

9 24.10.51.0 Flacherzeugnisse aus nicht legiertem Stahl, plattiert oder überzogen, mit einer Breite von 
600 mm und mehr 

10 24.10.52.0 Flachgewalzte Erzeugnisse aus anderem legierten Stahl, plattiert oder überzogen, mit einer 
Breite von 600 mm oder mehr 

11 24.10.61.0 Walzdraht aus nicht legiertem Stahl, in Ringen regellos aufgehaspelt 

12 24.10.62.0 Stabstahl aus Stahl, nur geschmiedet, nur warm gewalzt, nur warm gezogen oder nur 
warm stranggepresst, auch nach dem Walzen verwunden 

13 24.10.65.0 Walzdraht aus anderem legierten Stahl, warm gewalzt, in Ringen regellos aufgehaspelt 

14 24.10.66.0 Stabstahl aus anderem legierten Stahl, nur geschmiedet, nur warm gewalzt, nur warm ge­
zogen oder nur warm stranggepresst, auch nach dem Walzen verwunden 

15 24.10.71.0 Offene Profile, nur warm gewalzt, nur warm gezogen oder nur warm stranggepresst, aus 
nicht legiertem Stahl 

16 24.10.73.0 Offene Profile, nur warm gewalzt, nur warm gezogen oder nur warm stranggepresst, aus 
anderem legierten Stahl 

17 24.31.10.0 Stäbe und Vollprofile, kalt gezogen, aus nicht legiertem Stahl 

18 24.31.20.0 Stäbe und Vollprofile, kalt gezogen, aus legiertem Stahl (außer nicht rostendem Stahl) 

19 24.32.10.0 Kalt gewalzte Flacherzeugnisse aus Stahl, nicht überzogen, mit einer Breite von weniger 
als 600 mm 

20 24.32.20.0 Kaltgewalzte Flacherzeugnisse aus Stahl, plattiert oder überzogen, mit einer Breite von 
weniger als 600 mm 
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Position PKWiU Bezeichnung der Gegenstände (Gruppe von Gegenständen)/Bezeichnung der Dienstleistungen 
(Gruppe von Dienstleistungen) 

21 24.33.11.0 Offene Kaltprofile aus nicht legiertem Stahl 

22 24.33.20.0 Profilierte Bleche, kalt hergestellt, aus nicht legiertem Stahl 

23 24.34.11.0 Kalt gezogener Draht aus nicht legiertem Stahl 

24 24.41.10.0 Silber, in Rohform oder als Halbzeug oder Pulver 

25 ex 24.41.20.0 Gold, in Rohform oder als Halbzeug oder Pulver, ausgenommen Anlagegold im Sinne des 
Artikels 121 des Gesetzes, vorbehaltlich Position 27 

26 24.41.30.0 Platin, in Rohform oder als Halbzeug oder Pulver 

27 Unabhängig vom 
PKWiU-Symbol 

Anlagegold im Sinne des Artikels 121 des Gesetzes 

28 ex 24.41.40.0 Goldplattierungen auf unedlen Metallen oder auf Silber, als Halbzeug — ausschließlich 
Silber, vergoldet, als Halbzeug 

29 ex 24.41.50.0 Silberplattierungen auf unedlen Metallen, Platinplattierungen auf unedlen Metallen, auf 
Silber oder auf Gold, als Halbzeug — ausschließlich vergoldet und versilbert, als Halb­
zeug 

30 24.42.11.0 Aluminium in Rohform 

31 24.43.11.0 Blei in Rohform 

32 24.43.12.0 Zink in Rohform 

33 24.43.13.0 Zinn in Rohform 

34 24.44.12.0 Nicht raffiniertes Kupfer; Kupferanoden zum elektrolytischen Raffinieren 

35 24.44.13.0 Raffiniertes Kupfer und Kupferlegierungen, in Rohform; Kupfervorlegierungen 

36 24.44.21.0 Pulver und Flitter, aus Kupfer 

37 24.44.22.0 Stangen (Stäbe) und Profile, aus Kupfer 

38 24.44.23.0 Draht aus Kupfer 

39 24.45.11.0 Nickel in Rohform 

40 ex 24.45.30.0 Sonstige Nichteisenmetalle und Erzeugnisse daraus; Cermets; Aschen und Rückstände, die 
Metalle oder Metallverbindungen enthalten — ausschließlich Abfälle und Schrott von un­
edlen Metallen 

41 ex 26.11.30.0 elektronische integrierte Schaltungen — ausschließlich Prozessoren 

42 ex 26.20.11.0 Tragbare Datenverarbeitungsmaschinen mit einem Gewicht von 10 kg oder weniger, wie 
Laptops, Notebooks; Handheld-Computer (wie Notebooks) und ähnliches — ausschließ­
lich tragbare Computer wie Tablets, Notebooks, Laptops 

43 ex 26.30.22.0 Funkfernsprechgeräte für zellulare und andere drahtlose Mobilfunknetze — nur Mobilte­
lefone, einschließlich Smartphones 

44 ex 26.40.60.0 Videospielgeräte (zur Verwendung mit einem Fernsehempfangsgerät oder mit einem ei­
genständigen Bildschirm) und andere Geschicklichkeits- oder Glücksspiele mit einer elek­
tronischen Anzeigevorrichtung — ohne Teile und Zubehör 
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Position PKWiU Bezeichnung der Gegenstände (Gruppe von Gegenständen)/Bezeichnung der Dienstleistungen 
(Gruppe von Dienstleistungen) 

45 ex 32.12.13.0 Schmuckwaren und Teile davon sowie andere Schmuckwaren und Teile davon, aus Gold 
und Silber oder Edelmetallplattierungen — ausschließlich Teile von Schmuckwaren und 
Teile von anderen Gold-, Silber- und Platinschmuckwaren, d. h. unvollständige oder nicht 
fertiggestellte Schmuckwaren und bestimmte mit Edelmetallen überzogene oder plati­
nierte Teile von Schmuckwaren 

46 38.11.49.0 Sonstige Wracks (außer Wasserfahrzeugen und anderen schwimmenden Vorrichtungen), 
zum Zerlegen 

47 38.11.51.0 Altglas 

48 38.11.52.0 Altpapier und -pappe 

49 38.11.54.0 Sonstige Gummiabfälle 

50 38.11.55.0 Kunststoffabfälle 

51 38.11.58.0 Ungefährliche metallhaltige Abfälle 

52 38.12.26.0 Gefährliche Metallabfälle 

53 38.12.27 Abfälle und defekte elektrische Zellen und Akkumulatoren; verbrauchte galvanische Zel­
len und Batterien und elektrische Akkumulatoren 

54 38.32.2 Metallische Sekundärrohstoffe 

55 38.32.31.0 Sekundärrohstoffe aus Glas 

56 38.32.32.0 Sekundärrohstoffe aus Papier und Pappe 

57 38.32.33.0 Sekundärrohstoffe aus Kunststoffen 

58 38.32.34.0 Sekundärrohstoffe aus Gummi 

59 24.20.11.0 Rohre von der für Öl- oder Gasfernleitungen verwendeten Art, nahtlos, aus Stahl 

60 24.20.12.0 Futterrohre, Steigrohre und Bohrgestänge von der für das Bohren oder Fördern von Öl 
oder Gas verwendeten Art, nahtlos, aus Stahl 

61 24.20.13.0 Andere Rohre mit kreisförmigem Querschnitt, aus Stahl 

62 24.20.31.0 Geschweißte Rohre von der für Öl- oder Gasfernleitungen verwendeten Art mit einem 
Außendurchmesser von 406,4 mm oder weniger, aus Stahl 

63 24.20.33.0 Geschweißte Rohre mit kreisförmigem Querschnitt und einem Außendurchmesser von 
406,4 mm oder weniger, aus Stahl 

64 24.20.34.0 Rohre mit anderem als kreisförmigem Querschnitt, mit einem Außendurchmesser von 
406,4 mm oder weniger, aus Stahl 

65 24.20.40.0 Rohrform-, Rohrverschluss- und Rohrverbindungsstücke, aus Stahl, nicht gegossen 

66 ex 25.11.23.0 Andere Konstruktionen und Konstruktionsteile, Bleche, Stäbe, Profile und dergleichen, 
aus Eisen, Stahl oder Aluminium 

67 ex 25.93.13.0 Gewebe, Gitter, Geflechte, aus Eisen-, Stahl- oder Kupferdraht; Streckbleche und -bänder, 
aus Eisen, Stahl oder Kupfer — nur aus Stahl 

68  Motorenbenzin, Dieselöl, Brenngas — im Sinne der Bestimmungen über die Verbrauch­
steuern 

69  Heizöl und Schmieröl — im Sinne der Bestimmungen über die Verbrauchsteuern 
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Position PKWiU Bezeichnung der Gegenstände (Gruppe von Gegenständen)/Bezeichnung der Dienstleistungen 
(Gruppe von Dienstleistungen) 

70 ex 10.4 Tierische und pflanzliche Öle und Fette — ausschließlich Rapsöl 

71 ex 20.59.12.0 Emulsionen zum Sensibilisieren von Oberflächen für fotografische Zwecke; Chemische 
Zubereitungen für fotografische Zwecken, anderweitig nicht genannt (a.n.g.) — aus­
schließlich Toner ohne Druckkopf von automatischen Datenverarbeitungsmaschinen 

72 ex 20.59.30.0 Tinte für Schreibmaschinen, Tinte zum Schreiben u. Ä. — ausschließlich Tintenpatronen 
ohne Druckkopf für automatische Datenverarbeitungsmaschinen 

73 ex 22.21.30.0 Tafeln, Platten, Folien, Filme, Bänder, Streifen und Plastikstreifen, weder verstärkt noch ge­
schichtet oder mit anderen Materialien kombiniert 

74 ex 26.20.21.0 Speichereinheiten — ausschließlich Festplatten (HDDs) 

75 ex 26.20.22.0 Halbleiter-Datenspeicher — ausschließlich SSDs 

76 ex 26.70.13.0 Digitalkameras und digitale Videokameras — ausschließlich Digitalkameras 

77 ex 28.23.26.0 Teile und Zubehör für Fotokopierapparate — ausschließlich Druckerpatronen und Druck­
köpfe für Drucker für automatische Datenverarbeitungsmaschinen, Toner mit Druckköp­
fen für Drucker für automatische Datenverarbeitungsmaschinen 

78 ex 58.29.11.0 Betriebssystemsoftwarepakete- ausschließlich SSDs 

79 ex 58.29.29.0 Andere Softwarepakete — ausschließlich SSDs 

80 ex 59.11.23.0 Andere Filme und Videoinhalte auf CD, Magnetbändern oder ähnlichen Datenträgern — 
ausschließlich SSDs 

81 Unabhängig vom 
PKWiU-Symbol 

Dienste zur Übertragung von Treibhausgasemissionszertifikaten gemäß dem Gesetz vom 
12. Juni 2015 über das System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten 
(Amtsblatt von 2017, Artikel 568) 

82 41.00.30.0 Bauarbeiten an Wohngebäuden (Neubau, Umbau und Renovierung bestehender Gebäude) 

83 41.00.40.0 Bauarbeiten an Nichtwohngebäuden (Neubau, Umbau und Renovierung bestehender Ge­
bäude) 

84 42.11.20.0 Allgemeine Bauarbeiten, die den Bau von Autobahnen, Straßen und Wegen und anderen 
Straßen für Fahrzeuge und Fußgänger sowie Rollbahnen umfassen 

85 42.12.20.0 Allgemeine Bauarbeiten, die den Bau von Bahnverkehrsstrecken und Untergrund-Bahnver­
kehrsstrecken umfassen 

86 42.13.20.0 Allgemeine Bauarbeiten, die den Bau von Brücken und Tunneln umfassen 

87 42.21.21.0 Allgemeine Bauarbeiten, die den Bau von Rohrfernleitungen umfassen 

88 42.21.22.0 Allgemeine Bauarbeiten, die den Bau von Verteilungsnetzen umfassen, einschließlich zu­
gehöriger Arbeiten 

89 42.21.23.0 Allgemeine Bauarbeiten, die den Bau von Bewässerungssystemen (Kanälen), Wasserleitun­
gen, Kläranlagen, Abwasserbeseitigungsanlagen und Pumpstationen umfassen 

90 42.21.24.0 Arbeiten, die den Bau von Brunnen und Wasserfassungen und Faulanlagen umfassen 

91 42.22.21.0 Allgemeine Bauarbeiten, die den Bau von Telekommunikations- und Stromübertragungs­
leitungen umfassen 
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Position PKWiU Bezeichnung der Gegenstände (Gruppe von Gegenständen)/Bezeichnung der Dienstleistungen 
(Gruppe von Dienstleistungen) 

92 42.22.22.0 Allgemeine Bauarbeiten, die den Bau von Telekommunikations- und Stromverteilungslei­
tungen umfassen 

93 42.22.23.0 Allgemeine Bauarbeiten, die den Bau von Kraftwerken umfassen 

94 42.91.20.0 Allgemeine Bauarbeiten, die den Bau von Kaianlagen, Häfen, Dämmen, Schleusen und 
ähnlichen hydromechanischen Anlagen umfassen 

95 42.99.21.0 Allgemeine Bauarbeiten, die den Bau von Produktionsanlagen und Bergwerken umfassen 

96 42.99.22.0 Allgemeine Bauarbeiten, die den Bau von Stadien und Sportplätzen umfassen 

97 42.99.29.0 Allgemeine Bauarbeiten, die sonstige Tiefbauarbeiten umfassen 

98 43.11.10.0 Abbrucharbeiten 

99 43.12.11.0 Arbeiten, die Baustellenvorbereitungsarbeiten umfassen, ausgenommen Erdbauarbeiten 

100 43.12.12.0 Erdbauarbeiten: Aushub-, Grab- und Erdbewegungsarbeiten 

101 43.13.10.0 Arbeiten, die Aushubarbeiten und Bohrungen für bauliche und geologische Zwecke um­
fassen 

102 43.21.10.1 Arbeiten, die Installationen zur elektrischen Sicherheit umfassen 

103 43.21.10.2 Arbeiten, die sonstige Elektroinstallationsarbeiten umfassen 

104 43.22.11.0 Arbeiten, die Wasser- und Ableitungsinstallationsarbeiten umfassen 

105 43.22.12.0 Arbeiten, die Heizungs-, Lüftungs- und Klimaanlageninstallationsarbeiten umfassen 

106 43.22.20.0 Arbeiten, die Gasinstallationsarbeiten umfassen 

107 43.29.11.0 Dämmungsarbeiten 

108 43.29.12.0 Errichtungsarbeiten an Zäunen 

109 43.29.19.0 Sonstige Installationsarbeiten, a.n.g. 

110 43.31.10.0 Stuck-, Gips- und Verputzarbeiten 

111 43.32.10.0 Montagearbeiten für Tischlerarbeiten 

112 43.33.10.0 Fliesenlegearbeiten 

113 43.33.21.0 Verlegearbeiten an Terrazzo-, Marmor-, Granit- oder Schieferböden sowie Wandverklei­
dungen aus diesen Materialien 

114 43.33.29.0 Sonstige Fußbodenverlegearbeiten, Tapetenklebearbeiten und sonstige Wandverkleidear­
beiten, a.n.g. 

115 43.34.10.0 Malerarbeiten 

116 43.34.20.0 Glasereiarbeiten 

117 43.39.11.0 Dekorative Arbeiten 

118 43.39.19.0 Sonstige Baufertigstellungs- und Ausbauarbeiten, a.n.g. 

119 43.91.11.0 Errichtungsarbeiten an Dachstühlen 
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Position PKWiU Bezeichnung der Gegenstände (Gruppe von Gegenständen)/Bezeichnung der Dienstleistungen 
(Gruppe von Dienstleistungen) 

120 43.91.19.0 Sonstige Errichtungsarbeiten an Dächern 

121 43.99.10.0 Arbeiten der Abdichtung gegen Wasser und Feuchtigkeit 

122 43.99.20.0 Gerüstbauarbeiten 

123 43.99.30.0 Fundamentarbeiten, einschließlich Pfahlgründungsarbeiten 

124 43.99.40.0 Betonarbeiten 

125 43.99.50.0 Stahlbauarbeiten 

126 43.99.60.0 Maurerarbeiten 

127 43.99.70.0 Errichtungsarbeiten an Fertigteilbauten 

128 43.99.90.0 Arbeiten, die sonstige spezialisierte Arbeiten umfassen, a.n.g. 

129 05.10.10.0 Steinkohle 

130 05.20.10.0 Braunkohle 

131 19.10.10.0 Koks und Schwelkoks aus Steinkohle, Braunkohle oder Torf, auch agglomeriert; Retorten­
kohle 

132 19.20.11.0 Steinkohlenbriketts und ähnliche aus Steinkohle gewonnene feste Brennstoffe 

133 19.20.12.0 Braunkohlenbriketts und ähnliche aus Braunkohle gewonnene feste Brennstoffe 

134 ex 26.70.13.0 Digitalkameras und digitale Videokameras — ausschließlich Digitalkameras 

135 26.40.20.0 Fernsehempfangsgeräte, auch mit eingebautem Hörfunkempfangsgerät oder Tonaufzeich­
nungsgerät, Bildaufzeichnungsgerät oder Bildwiedergabegerät 

136 26.20.1 Computer und andere automatische Datenverarbeitungsmaschinen 

137 30.91.20.0 Teile und Zubehör für Krafträder und Beiwagen 

138 27.20.2 Elektrische Akkumulatoren und Teile dafür 

139 28.11.41.0 Teile für Kolbenverbrennungsmotoren mit Fremdzündung (ohne solche für Motoren für 
Luftfahrzeuge) 

140 ex 29.31.10.0 Zündkabelsätze und andere Kabelsätze von der für Beförderungsmittel (Land, Luft, Was­
ser) verwendeten Art — ausschließlich Zündkabelsätze und andere Kabelsätze für Land­
fahrzeuge 

141 29.31.21.0 Zündkerzen; Magnetzünder; Lichtmagnetzünder; Schwungmagnetzünder; Zündverteiler; 
Zündspulen 

142 29.31.22.0 Anlasser und Licht-Anlasser, andere Lichtmaschinen sowie andere Ausrüstung für Ver­
brennungsmotoren 

143 29.31.23.0 Elektrische Beleuchtungs- und Signalgeräte, Scheibenwischer, Scheibenentfroster und Vor­
richtungen gegen das Beschlagen der Fensterscheiben für Kraftfahrzeuge 

144 29.31.30.0 Teile für sonstige elektrische Ausrüstungen für Kraftfahrzeuge 

145 29.32.20.0 Sicherheitsgurte, Airbags; andere Karosserieteile und anderes Karosseriezubehör 

146 29.32.30.0 Andere Teile und Zubehör, a.n.g., für Kraftfahrzeuge, ausgenommen Krafträder 

147 45.31.1 Großhandelsleistungen mit Kraftwagenteilen und -zubehör, ausgenommen Krafträder 
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Position PKWiU Bezeichnung der Gegenstände (Gruppe von Gegenständen)/Bezeichnung der Dienstleistungen 
(Gruppe von Dienstleistungen) 

148 45.32.1 Einzelhandelsleistungen mit Kraftwagenteilen und -zubehör, ausgenommen Krafträder 

149 45.32.2 Sonstige Einzelhandelsleistungen mit Kraftwagenteilen und -zubehör, ausgenommen 
Krafträder 

150 ex 45.40.10.0 Großhandelsleistungen mit Krafträdern, Kraftradteilen und -zubehör — ausschließlich 
Verkauf von Teilen und Zubehör für Krafträder 

151 ex 45.40.20.0 Einzelhandelsleistungen mit Krafträdern, Kraftradteilen und -zubehör — ausschließlich 
Verkauf von Teilen und Zubehör für Krafträder 

152 ex 45.40.30.0 Sonstige Einzelhandelsleistungen mit Krafträdern, Kraftradteilen und -zubehör — aus­
schließlich Verkauf von Teilen und Zubehör für Krafträder   
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BESCHLUSS (EU, Euratom) 2019/311 DES RATES 

vom 19. Februar 2019 

zur Ernennung von zwei vom Königreich Dänemark vorgeschlagenen Mitgliedern des 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 302, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 106a, 

auf Vorschlag der dänischen Regierung, 

nach Stellungnahme der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 18. September 2015 und 1. Oktober 2015 die Beschlüsse (EU, Euratom) 2015/1600 (1) und 
(EU/Euratom) 2015/1790 (2) zur Ernennung der Mitglieder des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 
für die Zeit vom 21. September 2015 bis zum 20. September 2020 erlassen. Am 16. Februar 2016 wurde mit 
dem Beschluss (EU) 2016/229 des Rates (3) Herr Arne GREVSEN als Nachfolger von Frau Marie-Louise KNUPPERT 
zum Mitglied ernannt. 

(2)  Infolge des Ablaufs des Mandats von Herrn Bernt FALLENKAMP ist der Sitz eines Mitglieds des Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschusses frei geworden. 

(3)  Infolge des Ablaufs des Mandats von Herrn Arne GREVSEN ist der Sitz eines Mitglieds des Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschusses frei geworden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Folgende Personen werden für die verbleibende Amtszeit, d. h. bis zum 20. September 2020, zu Mitgliedern des 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ernannt: 

—  Frau Dorthe ANDERSEN, Head of Danish Trade Union EU Office, 

—  Frau Bente SORGENFREY, 1. vice president FH - Danish Trade Union Confederation. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 19. Februar 2019. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
G. CIAMBA  
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BESCHLUSS (GASP) 2019/312 DES RATES 

vom 21. Februar 2019 

zur Änderung und Verlängerung des Beschlusses 2014/219/GASP über die GSVP-Mission der 
Europäischen Union in Mali (EUCAP Sahel Mali) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 42 Absatz 4 und Artikel 43 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Am 15. April 2014 hat der Rat den Beschluss 2014/219/GASP (1) über die GSVP-Mission der Europäischen 
Union in Mali (EUCAP Sahel Mali) angenommen. 

(2)  Am 11. Januar 2017 hat der Rat den Beschluss (GASP) 2017/50 (2) angenommen und das Mandat der EUCAP 
Sahel Mali bis zum 14. Januar 2019 verlängert. Am 7. Dezember 2017 hat der Rat den 
Beschluss (GASP) 2017/2264 (3) angenommen, mit dem der EUCAP Sahel Mali ein finanzieller Bezugsrahmen für 
den Zeitraum bis zum 14. Januar 2019 zugewiesen wurde. 

(3)  In seinen Schlussfolgerungen vom 25. Juni 2018 zur Sahelzone/Mali hat der Rat die Bedeutung einer 
Regionalisierung der GSVP in der Sahelzone hervorgehoben, die soweit zweckmäßig zum Ziel hat, die 
Unterstützung für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit durch zivile und militärische Kräfte auszubauen, die 
regionalen Kooperationsstrukturen – insbesondere jene der G5 der Sahelzone – zu stärken und die Fähigkeit und 
Eigenverantwortung der G5 der Sahelzone im Hinblick auf die Bewältigung der Sicherheitsherausforderungen in 
der Region zu verbessern. 

(4)  Nach der strategischen Überprüfung der EUCAP Sahel Mali hat das Politische und Sicherheitspolitische Komitee 
am 25. Oktober 2018 empfohlen, die EUCAP Sahel Mali bis zum 14. Januar 2021 zu verlängern. 

(5)  Am 17. Dezember 2018 hat der Rat in Erwartung dessen, dass der Rat die Planungsdokumente für die 
Regionalisierung in der Sahelzone billigt, den Beschluss (GASP) 2018/2008 (4) angenommen, mit dem das 
Mandat der EUCAP Sahel Mali bis zum 28. Februar 2019 verlängert und ihr bis zu diesem Datum ein finanzieller 
Bezugsrahmen zugewiesen wurde. 

(6)  Der Beschluss 2014/219/GASP sollte daher bis zum 14. Januar 2021 verlängert werden. 

(7)  Die EUCAP Sahel Mali wird in einer Situation durchgeführt, die sich verschlechtern kann und das Erreichen der 
Ziele des auswärtigen Handelns der Union nach Artikel 21 des Vertrags über die Europäische Union behindern 
könnte — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Beschluss 2014/219/GASP wird wie folgt geändert:  

1. In Artikel 14 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

„Der als finanzieller Bezugsrahmen dienende Betrag zur Deckung der Kosten der EUCAP Sahel Mali für die Zeit vom 
1. März 2019 bis zum 14. Januar 2021 beläuft sich auf 66 930 000 EUR.“  

2. Artikel 18 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Er gilt bis zum 14. Januar 2021.“ 
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(1) Beschluss 2014/219/GASP des Rates vom 15. April 2014 über die GSVP-Mission der Europäischen Union in Mali (EUCAP Sahel Mali) 
(ABl. L 113 vom 16.4.2014, S. 21). 

(2) Beschluss (GASP) 2017/50 des Rates vom 11. Januar 2017 zur Änderung des Beschlusses 2014/219/GASP über die GSVP-Mission der 
Europäischen Union in Mali (EUCAP Sahel Mali) (ABl. L 7 vom 12.1.2017, S. 18). 

(3) Beschluss (GASP) 2017/2264 des Rates vom 7. Dezember 2017 zur Änderung des Beschlusses 2014/219/GASP über die GSVP-Mission 
der Europäischen Union in Mali (EUCAP Sahel Mali) (ABl. L 324 vom 8.12.2017, S. 52). 

(4) Beschluss (GASP) 2018/2008 des Rates vom 17. Dezember 2018 zur Änderung und Verlängerung des Beschlusses 2014/219/GASP 
über die GSVP-Mission der Europäischen Union in Mali (EUCAP Sahel Mali) (ABl. L 322 vom 18.12.2018, S. 24). 



Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Er gilt ab dem 1. März 2019. 

Geschehen zu Brüssel am 21. Februar 2019. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
G. CIAMBA  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2019/313 DER KOMMISSION 

vom 21. Februar 2019 

zur Genehmigung der im hocheffizienten 48-Volt-Motorgenerator (BRM) mit 48V/12V- 
Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH für leichte Nutzfahrzeuge mit 
konventionellem Verbrennungsmotorantrieb und bestimmte leichte Nutzfahrzeuge mit 
Hybridantrieb verwendeten Technologie als innovative Technologie zur Verringerung der CO2- 
Emissionen von leichten Nutzfahrzeugen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 510/2011 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 510/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2011 zur 
Festsetzung von Emissionsnormen für neue leichte Nutzfahrzeuge im Rahmen des Gesamtkonzepts der Union zur 
Verringerung der CO2-Emissionen von Personenkraftwagen und leichten Nutzfahrzeugen (1), insbesondere auf Artikel 12 
Absatz 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Am 14. Mai 2018 stellte der Zulieferer SEG Automotive Germany GmbH einen Antrag auf Genehmigung des 
hocheffizienten 48-Volt-Motorgenerators (BRM) mit 48V/12V-Gleichspannungswandler für N1-Fahrzeuge als 
Ökoinnovation. Der Antrag wurde gemäß Artikel 12 der Verordnung (EU) Nr. 510/2011 und der Durchführungs­
verordnung (EU) Nr. 427/2014 der Kommission (2) geprüft. 

(2)  Der 48-Volt-Motorgenerator ist ein Umkehrmotor, der entweder als Elektromotor zur Umwandlung elektrischer 
Energie in mechanische Energie oder als Standardgenerator zur Umwandlung mechanischer Energie in elektrische 
Energie betrieben werden kann. Im Mittelpunkt des eingereichten Antrags stand die Stromerzeugungsfunktion des 
Bauteils. 

(3)  Der Antragsteller hat zwei unterschiedliche Methoden zur Ermittlung der Gesamteffizienz des Systems 
vorgeschlagen, bei denen die Effizienz des 48-Volt-Motorgenerators und die Effizienz des 48V/12V-Gleichspan­
nungswandlers zusammengenommen werden. Bei der ersten Methode werden die Effizienz des 48-Volt- 
Motorgenerators und die Effizienz des 48V/12V-Gleichspannungswandlers getrennt berechnet, während bei der 
zweiten Methode die Effizienz des 48-Volt-Motorgenerators mit 48V/12V-Gleichspannungswandler berechnet 
wird (kombinierte Methode). Beide Prüfverfahren stehen im Einklang mit den technischen Leitlinien für die 
Vorbereitung von Anträgen auf Genehmigung innovativer Technologien gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 510/2011. 

(4)  Aus dem Antrag geht hervor, dass die in Artikel 12 der Verordnung (EU) Nr. 510/2011 und in den Artikeln 2 
und 4 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 427/2014 genannten Bedingungen und Kriterien in den beiden 
vorgeschlagenen Fallstudien erfüllt wurden. Daher sollte der hocheffiziente 48-Volt-Motorgenerator (BRM) mit 
48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH für den Einsatz in N1-Fahrzeugen als 
Ökoinnovation genehmigt werden. 

(5)  Es empfiehlt sich, die Prüfmethoden zur Ermittlung der CO2-Einsparungen durch den hocheffizienten 48-Volt- 
Motorgenerator (BRM) mit 48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH zu 
genehmigen. Nur Emissionseinsparungen, die auf der Grundlage einer der beiden in diesem Beschluss festgelegten 
Prüfmethoden bescheinigt wurden, können zur Ermittlung der spezifischen Emissionsleistung eines Herstellers 
gemäß Verordnung (EU) Nr. 510/2011 berücksichtigt werden. 

(6)  Um die CO2-Einsparungen durch den Einsatz des hocheffizienten 48-Volt-Motorgenerators (BRM) mit 48V/12V- 
Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH zu bestimmen, muss die Vergleichstechnologie 
festgelegt werden, mit der der Wirkungsgrad der Generatorfunktion verglichen wird. Unter Berücksichtigung der 
Einschätzung von Experten empfiehlt es sich, einen Generator mit einem Wirkungsgrad von 67 % als Vergleichs­
technologie zum Zwecke der Ermittlung der CO2-Einsparungen im Rahmen dieses Beschlusses festzulegen. 
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(1) ABl. L 145 vom 31.5.2011, S. 1. 
(2) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 427/2014 der Kommission vom 25. April 2014 zur Einführung eines Verfahrens zur Genehmigung 

und Zertifizierung innovativer Technologien zur Verringerung der CO2-Emissionen von leichten Nutzfahrzeugen nach der Verordnung 
(EU) Nr. 510/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 125 vom 26.4.2014, S. 57). 



(7)  Für Hybrid-N1-Fahrzeuge basieren die Prüfmethoden auf bestimmten Bedingungen, die nur für Fahrzeuge gelten, 
für die es zulässig ist, unkorrigierte Messergebnisse wie den Kraftstoffverbrauch oder die CO2-Emissionen zu 
verwenden, die im Rahmen der Prüfung Typ I gemäß Anhang 8 der UNECE-Regelung Nr. 101 gemessen wurden. 
Daher gilt dieser Beschluss für alle N1-Fahrzeuge mit internem Verbrennungsmotorantrieb, aber nur für 
bestimmte Hybrid-N1-Fahrzeuge. 

(8)  Die Einsparungen durch den Einsatz des hocheffizienten 48-Volt-Motorgenerators (BRM) mit 48V/12V- 
Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH können teilweise bei der in Anhang XII der 
Verordnung (EG) Nr. 692/2008 der Kommission (3) genannten Prüfung nachgewiesen werden. Deswegen muss 
gewährleistet sein, dass dieser teilweise Nachweis in der Prüfmethode für die CO2-Einsparungen des 
Motorgenerators berücksichtigt wird. 

(9)  Stellt die Typgenehmigungsbehörde fest, dass der hocheffiziente 48-Volt-Motorgenerator mit 48V/12V- 
Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH die Zertifizierungsbedingungen nicht erfüllt, 
sollte der Antrag auf Zertifizierung der Einsparungen abgelehnt werden. 

(10)  Dieser Beschluss sollte in Verbindung mit dem Prüfverfahren gemäß Anhang XII der Verordnung (EG) 
Nr. 692/2008 bis einschließlich 2020 gelten. Mit Wirkung vom 1. Januar 2021 sind innovative Technologien in 
Verbindung mit dem in der Durchführungsverordnung (EU) 2017/1151 der Kommission (4) festgelegten 
Prüfverfahren zu bewerten. 

(11)  Für die Bestimmung des allgemeinen Ökoinnovationscodes, der in den betreffenden Typgenehmigungsunterlagen 
gemäß den Anhängen I, VIII und IX der Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (5) zu 
verwenden ist, sollte der individuelle Code für den hocheffizienten 48-Volt-Motorgenerator (BRM) mit 48V/12V- 
Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH festgelegt werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Genehmigung 

Die im hocheffizienten 48-Volt-Motorgenerator (BRM) mit 48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive 
Germany GmbH verwendete Technologie wird als innovative Technologie im Sinne von Artikel 12 der Verordnung (EU) 
Nr. 510/2011 genehmigt, sofern die innovative Technologie in N1-Fahrzeuge mit internem Verbrennungsmotorantrieb 
oder in Hybrid-N1-Fahrzeuge eingebaut wird, für die die in Abschnitt 6.3.2 Nummer 2 oder 3 des Anhangs 8 der 
UNECE-Regelung Nr. 101 genannten Bedingungen erfüllt sind. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieses Beschlusses bezeichnet der 48-Volt-Motorgenerator einen Umkehrmotor, der entweder als 
Elektromotor zur Umwandlung elektrischer Energie in mechanische Energie oder als Standardgenerator zur 
Umwandlung mechanischer Energie in elektrische Energie betrieben werden kann. Dieser Beschluss bezieht sich auf die 
Stromerzeugungsfunktion des Bauteils. 
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(3) Verordnung (EG) Nr. 692/2008 der Kommission vom 18. Juli 2008 zur Durchführung und Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 715/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen 
von leichten Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen (Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang zu Reparatur- und Wartungsinfor­
mationen für Fahrzeuge (ABl. L 199 vom 28.7.2008, S. 1). 

(4) Verordnung (EU) 2017/1151 der Kommission vom 1. Juni 2017 zur Ergänzung der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen von leichten Personenkraftwagen 
und Nutzfahrzeugen (Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang zu Fahrzeugreparatur- und -wartungsinformationen, zur Änderung der 
Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 692/2008 der Kommission und der 
Verordnung (EU) Nr. 1230/2012 der Kommission sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 692/2008 der Kommission 
(ABl. L 175 vom 7.7.2017, S. 1). 

(5) Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. September 2007 zur Schaffung eines Rahmens für die 
Genehmigung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, Bauteilen und selbstständigen technischen 
Einheiten für diese Fahrzeuge (Rahmenrichtlinie) (ABl. L 263 vom 9.10.2007, S. 1). 



Artikel 3 

Antrag auf Zertifizierung von CO2-Einsparungen 

(1) Ein Hersteller kann die Zertifizierung der CO2-Einsparungen durch einen oder mehrere effiziente 48-Volt- 
Motorgeneratoren (BRM) mit 48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH beantragen, die 
für den Einsatz in N1-Fahrzeugen bestimmt sind, die die in Artikel 1 festgelegten Bedingungen erfüllen. 

(2) Einem Antrag auf Zertifizierung der Einsparungen durch einen oder mehrere hocheffiziente 48-Volt- 
Motorgeneratoren (BRM) mit 48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH ist ein 
unabhängiger Prüfbericht beizufügen, in dem bestätigt wird, dass der in Artikel 9 der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 427/2014 festgelegte Schwellenwert für CO2-Einsparungen von 1g CO2/km erreicht wird. 

(3) Die Typgenehmigungsbehörde lehnt den Antrag auf Zertifizierung ab, wenn sie feststellt, dass der Motorgenerator 
mit Spannungswandler bzw. die Motorgeneratoren mit Spannungswandlern in Fahrzeuge eingebaut werden, die die in 
Artikel 1 festgelegten Bedingungen nicht erfüllen, oder dass die CO2-Emissionseinsparungen unter dem in Artikel 9 
Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 427/2014 festgesetzten Schwellenwert liegen. 

Artikel 4 

Zertifizierung der CO2-Einsparungen 

(1) Die Verringerung der CO2-Emissionen durch den Einsatz eines hocheffizienten 48-Volt-Motorgenerators (BRM) mit 
48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH wird anhand einer der beiden im Anhang 
festgelegten Methoden bestimmt. 

(2) Beantragt der Hersteller in Bezug auf eine Fahrzeugversion die Zertifizierung der CO2-Einsparungen durch mehr 
als einen effizienten 48-Volt-Motorgenerator mit 48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany 
GmbH, so ermittelt die Typgenehmigungsbehörde, welcher der geprüften Generatoren mit Spannungswandler die 
geringsten CO2-Einsparungen bewirkt, und trägt diesen Wert in die entsprechenden Typgenehmigungsunterlagen ein. Der 
Wert wird auch gemäß Artikel 11 Absatz 2 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 427/2014 in der Übereinstimmungs­
bescheinigung aufgeführt. 

(3) Die Typengenehmigungsbehörde erstellt den Prüfbericht und zeichnet die Prüfergebnisse auf, auf deren Grundlage 
die Einsparungen bestimmt wurden, und stellt der Kommission diese Informationen auf Anfrage zur Verfügung. 

Artikel 5 

Ökoinnovationscode 

Bei Verweis auf den vorliegenden Beschluss gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 427/2014 wird in die Typgenehmigungsunterlagen der Ökoinnovationscode Nr. 26 eingetragen. 

Artikel 6 

Anwendbarkeit 

Dieser Beschluss gilt bis 31. Dezember 2020. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 21. Februar 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Methoden zur Ermittlung der CO2-Einsparungen durch den hocheffizienten 48-Volt- 
Motorgenerator (BRM) mit 48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany 

GmbH zum Einbau in Fahrzeuge, die die in Artikel 1 genannten Bedingungen erfüllen 

1.  EINLEITUNG 

Um die Verringerung der CO2-Emissionen zu ermitteln, die auf die Nutzung der Stromerzeugungsfunktion des 
hocheffizienten 48-Volt-Motorgenerators (BRM) (im Folgenden „48-Volt-Motorgenerator“ oder „Motorgenerator“) 
mit 48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH für den Einsatz in Fahrzeugen, die die 
in Artikel 1 festgelegten Bedingungen erfüllen, zurückzuführen ist, ist Folgendes festzulegen:  

(1) die Prüfbedingungen;  

(2) die Prüfgeräte;  

(3) das Verfahren zur Ermittlung der Gesamteffizienz;  

(4) das Verfahren zur Ermittlung der CO2-Einsparungen;  

(5) das Verfahren zur Ermittlung der Unsicherheit der CO2-Einsparungen. 

Zur Ermittlung der CO2-Einsparungen können zwei alternative Verfahren verwendet werden, die nachstehend 
dargestellt sind. 

2.  SYMBOLE, PARAMETER UND EINHEITEN 

Lateinische Symbole 

CCO2  — CO2-Einsparungen [g CO2/km] 

CO2  — Kohlendioxid 

CF  — Umrechnungsfaktor (l/100 km) — (g CO2/km) [gCO2/l] wie in Tabelle 3 definiert 

h  — Frequenz wie in Tabelle 1 definiert 

i  — Anzahl der Betriebspunkte 

I  — Stromstärke, bei der die Messung durchzuführen ist [A] 

l  — Zahl der Probemessungen für den 48V/12V-Gleichspannungswandler 

m  — Zahl der Probemessungen für den 48-Volt-Motorgenerator 

M  — Drehmoment [Nm] 

n  — Drehzahl [min– 1] wie in Tabelle 1 definiert 

P  — Leistung [W] 

sηDCDC  — Standardabweichung des mittleren Wirkungsgrads des 48V/12V-Gleichspannungswandlers [%] 

sηMG  — Standardabweichung des Wirkungsgrads des 48-Volt-Motorgenerators [%] 

sηMG  — Standardabweichung des mittleren Wirkungsgrads des 48-Volt-Motorgenerators [%] 

sηTOT  — Standardabweichung der Gesamteffizienz [%] 

sCCO2  
— Standardabweichung der CO2-Gesamteinsparungen [g CO2/km] 

U  — Prüfspannung, bei der die Messung durchzuführen ist [V] 

v  — Durchschnittliche Fahrgeschwindigkeit des neuen europäischen Fahrzyklus (NEFZ) [km/h] 

VPe  — Tatsächlicher Energieverbrauch [l/kWh] wie in Tabelle 2 definiert 

Griechische Symbole 

Δ  — Differenz 

ηB  — Wirkungsgrad des Vergleichsgenerators [%] 
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ηDCDC  — Wirkungsgrad des 48V/12V-Gleichspannungswandlers [%] 

ηDC=DC  — mittlerer Wirkungsgrad des 48V/12V-Gleichspannungswandlers [%] 

ηMG  — Wirkungsgrad des 48-Volt-Motorgenerators [%] 

ηMGi  — Mittlerer Wirkungsgrad des 48-Volt-Motorgenerators am Betriebspunkt i [%] 

ηTOT  — Gesamteffizienz [%] 

Tiefgestellte Indizes 

i bezieht sich auf den Betriebspunkt 

j bezieht sich auf die Messung der Stichprobe 

MG  — Motorgenerator 

m  — mechanisch 

RW  — Reale Bedingungen 

TA  — Bedingungen der NEFZ-Typgenehmigung 

B  — Vergleichswert 

3.  METHODE 1 („GETRENNTE METHODE“) 

3.1.  Wirkungsgrad des 48-Volt-Motorgenerators 

Der Wirkungsgrad des 48-Volt-Motorgenerators wird nach ISO 8854:2012 bestimmt; eine Ausnahme stellen die in 
diesem Abschnitt dargestellten Elemente dar. 

Gegenüber der Typgenehmigungsbehörde ist nachzuweisen, dass die Drehzahlbereiche des 48-Volt-Motorgenerators 
mit denjenigen in Tabelle 1 übereinstimmen. Die Messungen sind an unterschiedlichen Betriebspunkten, wie in 
Table 1 festgelegt, vorzunehmen. Die Stromstärke des effizienten 48-Volt-Motorgenerators ist als die halbe 
Nennstromstärke für alle Betriebspunkte zu definieren. Für jede Drehzahl müssen Spannung und Ausgangs­
stromstärke des Motorgenerators konstant gehalten werden, die Spannung bei 52 V. 

Tabelle 1 

Betriebspunkte 

Betriebspunkt 
i 

Haltezeit 
[s] 

Drehzahl 
ni [min– 1] 

Frequenz 
hi  

1  1 200  1 800  0,25  

2  1 200  3 000  0,40  

3  600  6 000  0,25  

4  300  10 000  0,10  

Der Wirkungsgrad an jedem Betriebspunkt wird nach Formel 1 berechnet: 

Formel 1 

ηMGi ¼
60 � Ui � Ii

2π � Mi � ni
� 100  

Alle Messungen des Wirkungsgrads sind mindestens fünf (5) Mal hintereinander auszuführen. Zu berechnen ist der 
Durchschnittswert der Messungen an jedem Betriebspunkt (ηMGi ). 
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Der Wirkungsgrad der Stromerzeugungsfunktion (ηMG) wird nach Formel 2 berechnet: 

Formel 2 

ηMG ¼
X4

i¼1

 hi � ηMGi  

3.2.  Wirkungsgrad des 48V/12V-Gleichspannungswandlers 

Der Wirkungsgrad des 48V/12V-Gleichspannungswandlers wird unter folgenden Bedingungen ermittelt: 

—  Ausgangsspannung von 14,3 V 

—  der Ausgangsstrom entspricht der nominalen Leistungsabgabe des 48V/12V-Gleichspannungswandlers geteilt 
durch 14,3 V. 

Die nominale Leistungsabgabe des 48V/12V-Gleichspannungswandlers entspricht der kontinuierlichen Ausgangs­
nennleistung auf der 12V-Seite, die vom Hersteller des Gleichspannungswandlers für die in der ISO-Norm 
8854:2012 festgelegten Bedingungen garantiert wird. 

Der Wirkungsgrad des 48V/12V-Gleichspannungswandlers wird mindestens fünf (5) Mal hintereinander gemessen. 
Der Mittelwert aller Messungen (ηDC=DC) wird berechnet und für die in Abschnitt 3.3 aufgeführten Berechnungen 
verwendet. 

3.3.  Gesamteffizienz und eingesparte mechanische Leistung 

Die Gesamteffizienz des 48 Volt-Motorgenerators mit 48 V/12V-Gleichspannungswandler wird nach Formel 3 
berechnet: 

Formel 3 

ηTOT ¼ ηMG � ηDC=DC  

Die Stromerzeugungsfunktion des 48-Volt-Motorgenerators mit 48V/12V-Gleichspannungswandler führt zu 
Einsparungen bei der mechanischen Leistung unter realen Bedingungen (ΔPmRW) und unter NEFZ-Typgenehmigungs­
bedingungen (ΔPmTA) wie in Formel 4 festgelegt. 

Formel 4 

ΔPm = ΔPmRW – ΔPmTA 

Dabei werden die Einsparungen bei der mechanischen Leistung unter realen Bedingungen (ΔPmRW) nach Formel 5 
und die Einsparungen bei der mechanischen Leistung unter NEFZ-Typgenehmigungsbedingungen (ΔPmTA) nach 
Formel 6 berechnet: 

Formel 5 

ΔPmRW ¼
PRW

ηB
 − 

PRW

ηTOT  

Formel 6 

ΔPmTA ¼
PTA

ηB
 − PTA

ηTOT  

Dabei ist: 

PRW:  der geschätzte Leistungsbedarf unter „realen“ Fahrbedingungen [W]: 750 W 

PTA:  der geschätzte Leistungsbedarf unter NEFZ-Typgenehmigungsbedingungen [W]: 350 W 

ηB:  der Wirkungsgrad des Vergleichsgenerators [%]: 67 % 
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3.4.  Berechnung der CO2-Einsparungen 

Die CO2-Einsparungen des 48 Volt-Motorgenerators mit 48 V/12V-Gleichspannungswandler werden nach Formel 7 
berechnet: 

Formel 7 

CCO2 ¼ ΔPm �
VPe � CF

v  

Dabei ist: 

v:  die durchschnittliche Fahrgeschwindigkeit des NEFZ [km/h]: 33,58 km/h 

VPe:  der tatsächliche Energieverbrauch wie in Tabelle 2 definiert: 

Tabelle 2 

Tatsächlicher Energieverbrauch 

Motortyp Tatsächlicher Energieverbrauch (VPe) 
[l/kWh] 

Ottomotor 0,264 

Turbo-Ottomotor 0,280 

Dieselmotor 0,220  

CF:  Umrechnungsfaktor (l/100 km) — (g CO2/km) [gCO2/l] wie in Tabelle 3 definiert 

Tabelle 3 

Kraftstoffumrechnungsfaktor 

Kraftstofftyp Umrechnungsfaktor (l/100 km) — (g CO2/km) CF 
[gCO2/l] 

Benzin 2 330 

Dieselkraftstoff 2 640  

3.5.  Berechnung der statistischen Marge 

Die statistische Marge bei den Ergebnissen der Prüfmethode aufgrund der Messungen ist zu quantifizieren. Für jeden 
Betriebspunkt ist die Standardabweichung nach Formel 8 zu berechnen: 

Formel 8 

sηMGi
¼

sηMGiffiffiffiffi
m

p ¼

ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi
Pm

j¼1ðηMGij
 − ηMGi Þ

2

mðm − 1Þ

v
u
u
t

Die Standardabweichung des Wirkungsgrads des effizienten 48 Volt-Motorgenerators (sηMG ) wird nach Formel 9 
berechnet: 

Formel 9 

sηMG ¼

ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi
X4

i¼1

ðhi � sηMGi
Þ

2

s
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Die Standardabweichung des Wirkungsgrads des 48V/12V-Gleichspannungswandlers (sηDC=DC
) wird nach Formel 10 

berechnet: 

Formel 10 

sηDC=DC
¼

ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi
P1

j¼1ðηDC=DCij
 − ηDC=DCi Þ

2

lðl − 1Þ

v
u
u
t

Die Standardabweichung des Wirkungsgrads des Motorgenerators (sηMG ) und des 48V/12V-Gleichspannungs­
wandlers (sηDC=DC

) führt zu einer Unsicherheit bei den CO2-Einsparungen (sCCO2
). Diese Unsicherheit wird nach 

Formel 11 berechnet: 

Formel 11 

sCCO2
¼

ðPRW − PTAÞ

ηTOT
�

VPe � CF
v

�

ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi

sηMG

ηMG

� �2

þ
sηDC=DC

ηDC=DC

 !2
v
u
u
t

4.  METHODE 2 („KOMBINIERTE METHODE“) 

4.1.  Wirkungsgrad des 48-Volt-Motorgenerators mit 48V/12V-Gleichspannungswandler 

Der Wirkungsgrad des 48-Volt-Motorgenerators mit 48V/12V-Gleichspannungswandler wird nach ISO 8854:2012 
bestimmt; eine Ausnahme stellen die in diesem Abschnitt dargestellten Elemente dar. 

Gegenüber der Typgenehmigungsbehörde ist nachzuweisen, dass die Drehzahlbereiche des 48-Volt-Motorgenerators 
mit denjenigen in Tabelle 1 übereinstimmen. 

Die Messungen sind an unterschiedlichen Betriebspunkten, wie in Tabelle 1 festgelegt, vorzunehmen. Die 
Stromstärke des effizienten 48-Volt-Motorgenerators mit 48V/12V-Gleichspannungswandler ist als die halbe 
Nennstromstärke des 48V/12V-Gleichspannungswandlers für alle Betriebspunkte zu definieren. 

Die Nennstromstärke des 48V/12V-Gleichspannungswandlers ist als die nominale Leistungsabgabe des 48V/12V- 
Gleichspannungswandlers geteilt durch 14,3 V zu definieren. Die nominale Leistungsabgabe des 48V/12V- 
Gleichspannungswandlers entspricht der kontinuierlichen Ausgangsnennleistung auf der 12V-Seite, die vom 
Hersteller des Gleichspannungswandlers für die in der ISO-Norm 8854:2012 festgelegten Bedingungen garantiert 
wird. 

Für jede Drehzahl müssen Spannung und Ausgangsstromstärke des Motorgenerators konstant gehalten werden, die 
Spannung bei 52 V. 

Der Wirkungsgrad an jedem Betriebspunkt wird nach Formel 12 berechnet: 

Formel 12 

ηTOTi ¼
60 � Ui � Ii

2π � Mi � ni
� 100  

Alle Messungen des Wirkungsgrads sind mindestens fünf (5) Mal hintereinander auszuführen. Zu berechnen ist der 
Durchschnittswert der Messungen an jedem Betriebspunkt (ηTOTi ). 

Der Wirkungsgrad des Motorgenerators (ηTOT) wird nach Formel 13 berechnet: 

Formel 13 

ηTOT ¼
X4

i¼1

 hi � ηTOTi  

Der Messaufbau muss es ermöglichen, den Wirkungsgrad des 48-Volt-Motorgenerators separat zu messen. 
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4.2.  Nachweis eines konservativen Ansatzes bei der Ermittlung des Wirkungsgrads des 48-Volt- 
Motorgenerators mit 48V/12V-Gleichspannungswandler 

Um das in Abschnitt 4.1 festgelegte Verfahren zur Ermittlung von ηTOT anwenden zu können, muss nachgewiesen 
werden, dass der unter den Bedingungen in Abschnitt 4.1 separat erzielte Wirkungsgrad des 48-Volt- 
Motorgenerators niedriger ist als derjenige, der unter den in Abschnitt 3.1 festgelegten Bedingungen erzielt wurde. 

4.3.  Eingesparte mechanische Leistung 

Die Stromerzeugungsfunktion des 48-Volt-Motorgenerators mit 48V/12V-Gleichspannungswandler führt zu 
Einsparungen bei der mechanischen Leistung unter realen Bedingungen (ΔPmRW) und unter Typgenehmigungsbe­
dingungen (ΔPmTA) wie in Formel 14 festgelegt. 

Formel 14 

ΔPm = ΔPmRW – ΔPmTA 

Dabei werden die Einsparungen bei der mechanischen Leistung unter realen Bedingungen (ΔPmRW) nach Formel 15 
und die Einsparungen bei der mechanischen Leistung unter Typgenehmigungsbedingungen (ΔPmTA) nach Formel 16 
berechnet: 

Formel 15 

ΔPmRW ¼
PRW

ηB
 − PRW

ηTOT  

Formel 16 

ΔPmTA ¼
PTA

ηB
 − PTA

ηTOT  

Dabei ist: 

PRW:  der geschätzte Leistungsbedarf unter „realen“ Fahrbedingungen [W]: 750 W 

PTA:  der geschätzte Leistungsbedarf unter NEFZ-Typgenehmigungsbedingungen [W]: 350 W 

ηB:  der Wirkungsgrad des Vergleichsgenerators [%]: 67 % 

4.4.  Berechnung der CO2-Einsparungen 

Die CO2-Einsparungen des effizienten 48 Volt-Motorgenerators mit 48 V/12V-Gleichspannungswandler werden 
nach Formel 17 berechnet: 

Formel 17 

CCO2 ¼ ΔPm �
VPe � CF

v  

Dabei ist: 

v:  die durchschnittliche Fahrgeschwindigkeit des NEFZ [km/h]: 33,58 km/h 

VPe:  der tatsächliche Energieverbrauch wie in Tabelle 2 definiert 

CF:  Umrechnungsfaktor (l/100 km) — (g CO2/km) [(gCO2)/l] wie in Tabelle 3 definiert 

4.5.  Berechnung der statistischen Marge 

Die statistische Marge bei den Ergebnissen der Prüfmethode aufgrund der Messungen ist zu quantifizieren. Für jeden 
Betriebspunkt ist die Standardabweichung nach Formel 18 zu berechnen: 

Formel 18 

sηTOTi
¼

sηTOTiffiffiffiffi
m

p ¼

ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi
Pm

j¼1ðηTOTij
 − ηTOTi Þ

2

mðm − 1Þ

v
u
u
t
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Die Standardabweichung des Wirkungsgrads des effizienten 48 Volt-Motorgenerators mit 48V/12V-Gleichspan­
nungswandler (sηTOT ) wird nach Formel 19 berechnet: 

Formel 19 

sηTOT ¼

ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi
X4

i¼1

ðhi � sηTOTi
Þ

2

s

Die Standardabweichung des Wirkungsgrads des Motorgenerators und des 48V/12V-Gleichspannungswandlers 
führt zu einer Unsicherheit bei den CO2-Einsparungen (sCCO2

). Diese Unsicherheit wird nach Formel 20 berechnet: 

Formel 20 

sCCO2
¼

ðPRW − PTAÞ

ηTOT
2 �

VPe � CF
v

� sηTOT  

5.  AUFRUNDEN 

Der rechnerische Wert der CO2-Einsparungen (CCO2 ) und die statistische Marge der CO2-Einsparungen (sCCO2
) sind 

auf maximal zwei Dezimalstellen zu runden. 

Jeder zur Berechnung der CO2-Einsparungen herangezogene Wert kann ungerundet verwendet werden oder muss 
auf die Mindestzahl von Dezimalstellen gerundet werden, bei der sichergestellt ist, dass die maximale 
Gesamtauswirkung auf die Einsparungen (d. h. die kombinierte Auswirkung aller gerundeten Werte) weniger als 
0,25 g CO2/km beträgt. 

6.  STATISTISCHE SIGNIFIKANZ (für beide Methoden) 

Für jeden Typ, jede Variante und jede Version eines Fahrzeugs, das mit dem effizienten 48-Volt-Motorgenerator 
ausgestattet ist, ist nachzuweisen, dass die nach Formel 7 oder nach Formel 17 berechnete Unsicherheit bei den 
CO2-Einsparungen nicht größer ist als die Differenz zwischen den CO2-Gesamteinsparungen und dem 
Schwellenwert für die Mindesteinsparungen gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 725/2011 der Kommission (1) und der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 427/2014 (vgl. Formel 21). 

Formel 21 

MT < CCO2  − sCCO2
 − ΔCO2m  

Dabei ist: 

MT:  Mindestschwellenwert [g CO2/km] 

CCO2 :  CO2-Gesamteinsparungen [g CO2/km] 

sCCO2
:  Standardabweichung der CO2-Gesamteinsparungen [g CO2/km] 

ΔCO2m :  CO2-Korrekturkoeffizient, der sich aus der positiven Massendifferenz zwischen dem 48-Volt- 
Motorgenerator mit 48 V/12V-Gleichspannungswandler und dem Vergleichsgenerator ergibt. Für ΔCO2m 
sind die Daten in Tabelle 4 zu verwenden. 

Tabelle 4 

CO2-Korrekturkoeffizient infolge der zusätzlichen Masse 

Kraftstofftyp 
CO2-Korrekturkoeffizient infolge der positiven Massendifferenz 

(ΔCO2m ) 
[g CO2/km] 

Benzin 0,0277 · Δm 

Dieselkraftstoff 0,0383 · Δm  
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(1) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 725/2011 der Kommission vom 25. Juli 2011 zur Einführung eines Verfahrens zur Genehmigung 
und Zertifizierung innovativer Technologien zur Verringerung der CO2-Emissionen von Personenkraftwagen nach der Verordnung (EG) 
Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 194 vom 26.7.2011, S. 19). 



Δm (in Tabelle 4) ist die zusätzliche Masse infolge des Einbaus des 48-Volt-Motorgenerators und des 48V/12V- 
Gleichspannungswandlers. Es ist die positive Differenz zwischen der Masse des 48-Volt-Motorgenerators mit 48V/ 
12V-Gleichspannungswandler und der Masse des Vergleichsgenerators. Die Masse des Vergleichsgenerators beträgt 
7 kg. Die zusätzliche Masse muss geprüft und in dem Prüfbericht, der der Typgenehmigungsbehörde zusammen 
mit dem Zertifizierungsantrag vorzulegen ist, bestätigt werden.  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2019/314 DER KOMMISSION 

vom 21. Februar 2019 

zur Genehmigung der im hocheffizienten 48-Volt-Motorgenerator (BRM) mit 48V/12V- 
Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH für Personenkraftwagen mit 
konventionellem Verbrennungsmotorantrieb und bestimmte Personenkraftwagen mit 
Hybridantrieb verwendeten Technologie als innovative Technologie zur Verringerung der CO2- 
Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen 

Parlaments und des Rates 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur 
Festsetzung von Emissionsnormen für neue Personenkraftwagen im Rahmen des Gesamtkonzepts der Gemeinschaft zur 
Verringerung der CO2-Emissionen von Personenkraftwagen und leichten Nutzfahrzeugen (1), insbesondere auf Artikel 12 
Absatz 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Am 14. Mai 2018 stellte der Zulieferer SEG Automotive Germany GmbH einen Antrag auf Genehmigung des 
hocheffizienten 48-Volt-Motorgenerators (BRM) mit 48V/12V-Gleichspannungswandler für M1-Fahrzeuge als 
Ökoinnovation. Der Antrag wurde gemäß Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 und der Durchführungs­
verordnung (EU) Nr. 725/2011 der Kommission (2) geprüft. 

(2)  Der 48-Volt-Motorgenerator ist ein Umkehrmotor, der entweder als Elektromotor zur Umwandlung elektrischer 
Energie in mechanische Energie oder als Standardgenerator zur Umwandlung mechanischer Energie in elektrische 
Energie betrieben werden kann. Im Mittelpunkt des eingereichten Antrags stand die Stromerzeugungsfunktion des 
Bauteils. 

(3)  Der Antragsteller hat zwei unterschiedliche Methoden zur Ermittlung der Gesamteffizienz des Systems 
vorgeschlagen, bei denen die Effizienz des 48-Volt-Motorgenerators und die Effizienz des 48V/12V-Gleichspan­
nungswandlers zusammengenommen werden. Bei der ersten Methode werden die Effizienz des 48-Volt- 
Motorgenerators und die Effizienz des 48V/12V-Gleichspannungswandlers getrennt berechnet, während bei der 
zweiten Methode die Effizienz des 48-Volt-Motorgenerators mit 48V/12V-Gleichspannungswandler berechnet 
wird (kombinierte Methode). Beide Prüfverfahren stehen im Einklang mit den technischen Leitlinien für die 
Vorbereitung von Anträgen auf Genehmigung innovativer Technologien gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 443/2009. Im Vergleich zur Prüfmethode, die im Durchführungsbeschluss (EU) 2017/785 der Kommission (3) 
über die Genehmigung von effizienten 12-Volt-Motorgeneratoren festgelegt ist, sehen die Prüfmethoden für 48- 
Volt-Motorgeneratoren eine andere Spannung und einen anderen Prüfstrom vor, um den spezifischen 
Eigenschaften des 48-Volt-Motorgenerators Rechnung zu tragen. 

(4)  Aus dem Antrag geht hervor, dass die in Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 und in den Artikeln 2 
und 4 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 725/2011 genannten Bedingungen und Kriterien in den beiden 
vorgeschlagenen Fallstudien erfüllt wurden. Daher sollte der hocheffiziente 48-Volt-Motorgenerator (BRM) mit 
48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH für den Einsatz in M1-Fahrzeugen als 
Ökoinnovation genehmigt werden. 

(5)  Es empfiehlt sich, die Prüfmethoden zur Ermittlung der CO2-Einsparungen durch den hocheffizienten 48-Volt- 
Motorgenerator (BRM) mit 48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH zu 
genehmigen. Nur Emissionseinsparungen, die auf der Grundlage einer der beiden in diesem Beschluss festgelegten 
Prüfmethoden bescheinigt wurden, können zur Ermittlung der spezifischen Emissionsleistung eines Herstellers 
gemäß Verordnung (EG) Nr. 443/2009 berücksichtigt werden. 
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(1) ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 1. 
(2) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 725/2011 der Kommission vom 25. Juli 2011 zur Einführung eines Verfahrens zur Genehmigung 

und Zertifizierung innovativer Technologien zur Verringerung der CO2-Emissionen von Personenkraftwagen nach der Verordnung (EG) 
Nr. 443/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 194 vom 26.7.2011, S. 19). 

(3) Durchführungsbeschluss (EU) 2017/785 der Kommission vom 5. Mai 2017 über die Genehmigung von effizienten 12-Volt- 
Motorgeneratoren zur Verwendung in Personenkraftwagen mit konventionellem Verbrennungsmotorantrieb als innovative Technologie 
zur Verringerung der CO2-Emissionen von Personenkraftwagen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABl. L 118 vom 6.5.2017, S. 20). 



(6)  Um die CO2-Einsparungen durch den Einsatz des hocheffizienten 48-Volt-Motorgenerators (BRM) mit 48V/12V- 
Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH zu bestimmen, muss die Vergleichstechnologie 
festgelegt werden, mit der der Wirkungsgrad der Generatorfunktion verglichen wird. Unter Berücksichtigung der 
Einschätzung von Experten empfiehlt es sich, einen Generator mit einem Wirkungsgrad von 67 % als Vergleichs­
technologie zum Zwecke der Ermittlung der CO2-Einsparungen im Rahmen dieses Beschlusses festzulegen. 

(7)  Für Hybrid-M1-Fahrzeuge basieren die Prüfmethoden auf bestimmten Bedingungen, die nur für Fahrzeuge gelten, 
für die es zulässig ist, unkorrigierte Messergebnisse wie den Kraftstoffverbrauch oder die CO2-Emissionen zu 
verwenden, die im Rahmen der Prüfung Typ I gemäß Anhang 8 der UNECE-Regelung Nr. 101 gemessen wurden. 
Daher gilt dieser Beschluss für alle M1-Fahrzeuge mit internem Verbrennungsmotorantrieb, aber nur für 
bestimmte Hybrid-M1-Fahrzeuge. 

(8)  Die Einsparungen durch den Einsatz des hocheffizienten 48-Volt-Motorgenerators (BRM) mit 48V/12V- 
Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH können teilweise bei der in Anhang XII der 
Verordnung (EG) Nr. 692/2008 der Kommission (4) genannten Prüfung nachgewiesen werden. Deswegen muss 
gewährleistet sein, dass dieser teilweise Nachweis in der Prüfmethode für die CO2-Einsparungen des 
Motorgenerators berücksichtigt wird. 

(9)  Stellt die Typgenehmigungsbehörde fest, dass der hocheffiziente 48-Volt-Motorgenerator mit 48V/12V- 
Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH die Zertifizierungsbedingungen nicht erfüllt, 
sollte der Antrag auf Zertifizierung der Einsparungen abgelehnt werden. 

(10)  Dieser Beschluss sollte in Verbindung mit dem Prüfverfahren gemäß Anhang XII der Verordnung (EG) 
Nr. 692/2008 bis einschließlich 2020 gelten. Mit Wirkung vom 1. Januar 2021 sind innovative Technologien in 
Verbindung mit dem in der Verordnung (EU) 2017/1151 der Kommission (5) festgelegten Prüfverfahren zu 
bewerten. 

(11)  Für die Bestimmung des allgemeinen Ökoinnovationscodes, der in den betreffenden Typgenehmigungsunterlagen 
gemäß den Anhängen I, VIII und IX der Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (6) zu 
verwenden ist, sollte der individuelle Code für die innovative Technologie für den hocheffizienten 48-Volt- 
Motorgenerator (BRM) mit 48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH festgelegt 
werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Genehmigung 

Die im hocheffizienten 48-Volt-Motorgenerator (BRM) mit 48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive 
Germany GmbH verwendete Technologie wird als innovative Technologie im Sinne von Artikel 12 der Verordnung (EG) 
Nr. 443/2009 genehmigt, sofern die innovative Technologie in M1-Fahrzeuge mit internem Verbrennungsmotorantrieb 
oder in Hybrid-M1-Fahrzeuge eingebaut wird, für die die in Abschnitt 6.3.2 Nummer 2 oder 3 des Anhangs 8 der 
UNECE-Regelung Nr. 101 genannten Bedingungen erfüllt sind. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieses Beschlusses bezeichnet der 48-Volt-Motorgenerator einen Umkehrmotor, der entweder als 
Elektromotor zur Umwandlung elektrischer Energie in mechanische Energie oder als Standardgenerator zur 
Umwandlung mechanischer Energie in elektrische Energie betrieben werden kann. Dieser Beschluss bezieht sich auf die 
Stromerzeugungsfunktion des Bauteils. 
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(4) Verordnung (EG) Nr. 692/2008 der Kommission vom 18. Juli 2008 zur Durchführung und Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 715/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen 
von leichten Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen (Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang zu Reparatur- und Wartungsinfor­
mationen für Fahrzeuge (ABl. L 199 vom 28.7.2008, S. 1). 

(5) Verordnung (EU) 2017/1151 der Kommission vom 1. Juni 2017 zur Ergänzung der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich der Emissionen von leichten Personenkraftwagen 
und Nutzfahrzeugen (Euro 5 und Euro 6) und über den Zugang zu Fahrzeugreparatur- und -wartungsinformationen, zur Änderung der 
Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 692/2008 der Kommission und der 
Verordnung (EU) Nr. 1230/2012 der Kommission sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 692/2008 der Kommission 
(ABl. L 175 vom 7.7.2017, S. 1). 

(6) Richtlinie 2007/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. September 2007 zur Schaffung eines Rahmens für die 
Genehmigung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie von Systemen, Bauteilen und selbstständigen technischen 
Einheiten für diese Fahrzeuge (Rahmenrichtlinie) (ABl. L 263 vom 9.10.2007, S. 1). 



Artikel 3 

Antrag auf Zertifizierung von CO2-Einsparungen 

(1) Ein Hersteller kann die Zertifizierung der CO2-Einsparungen durch einen oder mehrere effiziente 48-Volt- 
Motorgeneratoren (BRM) mit 48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH beantragen, die 
für den Einsatz in M1-Fahrzeugen bestimmt sind, die die in Artikel 1 festgelegten Bedingungen erfüllen. 

(2) Einem Antrag auf Zertifizierung der Einsparungen durch einen oder mehrere hocheffiziente 48-Volt- 
Motorgeneratoren (BRM) mit 48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH ist ein 
unabhängiger Prüfbericht beizufügen, in dem bestätigt wird, dass der in Artikel 9 der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 725/2011 festgelegte Schwellenwert für CO2-Einsparungen von 1 g CO2/km erreicht wird. 

(3) Die Typgenehmigungsbehörde lehnt den Antrag auf Zertifizierung ab, wenn sie feststellt, dass der Motorgenerator 
mit Spannungswandler bzw. die Motorgeneratoren mit Spannungswandlern in Fahrzeuge eingebaut werden, die die in 
Artikel 1 festgelegten Bedingungen nicht erfüllen, oder dass die CO2-Emissionseinsparungen unter dem in Artikel 9 
Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 725/2011 festgesetzten Schwellenwert liegen. 

Artikel 4 

Zertifizierung der CO2-Einsparungen 

(1) Die Verringerung der CO2-Emissionen durch den Einsatz eines hocheffizienten 48-Volt-Motorgenerators (BRM) mit 
48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH wird anhand einer der beiden im Anhang 
festgelegten Methoden bestimmt. 

(2) Beantragt der Hersteller in Bezug auf eine Fahrzeugversion die Zertifizierung der CO2-Einsparungen durch mehr 
als einen effizienten 48-Volt-Motorgenerator mit 48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany 
GmbH, so ermittelt die Typgenehmigungsbehörde, welcher der geprüften Generatoren mit Spannungswandler die 
geringsten CO2-Einsparungen bewirkt, und trägt diesen Wert in die entsprechenden Typgenehmigungsunterlagen ein. Der 
Wert wird auch gemäß Artikel 11 Absatz 2 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 725/2011 in der Übereinstimmungs­
bescheinigung aufgeführt. 

(3) Die Typengenehmigungsbehörde erstellt den Prüfbericht und zeichnet die Prüfergebnisse auf, auf deren Grundlage 
die Einsparungen bestimmt wurden, und stellt der Kommission diese Informationen auf Anfrage zur Verfügung. 

Artikel 5 

Ökoinnovationscode 

Der Ökoinnovationscode Nr. 27 wird in die Typgenehmigungsunterlagen eingetragen, wenn gemäß Artikel 11 Absatz 1 
der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 725/2011 auf diesen Beschluss verwiesen wird. 

Artikel 6 

Anwendbarkeit 

Dieser Beschluss gilt bis 31. Dezember 2020. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Brüssel, den 21. Februar 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Methoden zur Ermittlung der CO2-Einsparungen durch den hocheffizienten 48-Volt- 
Motorgenerator (BRM) mit 48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany 

GmbH zum Einbau in Fahrzeuge, die die in Artikel 1 genannten Bedingungen erfüllen 

1.  EINLEITUNG 

Um die Verringerung der CO2-Emissionen zu ermitteln, die auf die Nutzung der Stromerzeugungsfunktion des 
hocheffizienten 48-Volt-Motorgenerators (BRM) (im Folgenden „48-Volt-Motorgenerator“ oder „Motorgenerator“) 
mit 48V/12V-Gleichspannungswandler der SEG Automotive Germany GmbH für den Einsatz in Fahrzeugen, die die 
in Artikel 1 festgelegten Bedingungen erfüllen, zurückzuführen ist, ist Folgendes festzulegen:  

(1) die Prüfbedingungen;  

(2) die Prüfgeräte;  

(3) das Verfahren zur Ermittlung der Gesamteffizienz;  

(4) das Verfahren zur Ermittlung der CO2-Einsparungen;  

(5) das Verfahren zur Ermittlung der Unsicherheit der CO2-Einsparungen. 

Zur Ermittlung der CO2-Einsparungen können zwei alternative Verfahren verwendet werden, die nachstehend 
dargestellt sind. 

2.  SYMBOLE, PARAMETER UND EINHEITEN 

Lateinische Symbole 

CCO2  — CO2-Einsparungen [g CO2/km] 

CO2  — Kohlendioxid 

CF  — Umrechnungsfaktor (l/100 km) - (g CO2/km) [gCO2/l] wie in Tabelle 3 definiert 

h  — Frequenz wie in Tabelle 1 definiert 

i  — Anzahl der Betriebspunkte 

I  — Stromstärke, bei der die Messung durchzuführen ist [A] 

l  — Zahl der Probemessungen für den 48V/12V-Gleichspannungswandler 

m  — Zahl der Probemessungen für den 48-Volt-Motorgenerator 

M  — Drehmoment [Nm] 

n  — Drehzahl [min– 1] wie in Tabelle 1 definiert 

P  — Leistung [W] 

sηDCDC  — Standardabweichung des mittleren Wirkungsgrads des 48V/12V-Gleichspannungswandlers [%] 

sηMG  — Standardabweichung des Wirkungsgrads des 48-Volt-Motorgenerators [%] 

sηMG  — Standardabweichung des mittleren Wirkungsgrads des 48-Volt-Motorgenerators [%] 

sηTOT  — Standardabweichung der Gesamteffizienz [%] 

sCCO2  
— Standardabweichung der CO2-Gesamteinsparungen [g CO2/km] 

U  — Prüfspannung, bei der die Messung durchzuführen ist [V] 

v  — Durchschnittliche Fahrgeschwindigkeit des neuen europäischen Fahrzyklus (NEFZ) [km/h] 

VPe  — Tatsächlicher Energieverbrauch [l/kWh] wie in Tabelle 2 definiert 

Griechische Symbole 

Δ  — Differenz 

ηB  — Wirkungsgrad des Vergleichsgenerators [%] 
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ηDCDC  — Wirkungsgrad des 48V/12V-Gleichspannungswandlers [%] 

ηDC=DC  — mittlerer Wirkungsgrad des 48V/12V-Gleichspannungswandlers [%] 

ηMG  — Wirkungsgrad des 48-Volt-Motorgenerators [%] 

ηMGi  — Mittlerer Wirkungsgrad des 48-Volt-Motorgenerators am Betriebspunkt i [%] 

ηTOT  — Gesamteffizienz [%] 

Tiefgestellte Indizes 

i bezieht sich auf den Betriebspunkt 

j bezieht sich auf die Messung der Stichprobe 

MG  — Motorgenerator 

m  — mechanisch 

RW  — Reale Bedingungen 

TA  — Bedingungen der NEFZ-Typgenehmigung 

B  — Vergleichswert 

3.  METHODE 1 („GETRENNTE METHODE“) 

3.1.  Wirkungsgrad des 48-Volt-Motorgenerators 

Der Wirkungsgrad des 48-Volt-Motorgenerators wird nach ISO 8854:2012 bestimmt; eine Ausnahme stellen die in 
diesem Abschnitt dargestellten Elemente dar. 

Gegenüber der Typgenehmigungsbehörde ist nachzuweisen, dass die Drehzahlbereiche des 48-Volt-Motorgenerators 
mit denjenigen in Tabelle 1 übereinstimmen. Die Messungen sind an unterschiedlichen Betriebspunkten, wie in 
Table 1 festgelegt, vorzunehmen. Die Stromstärke des effizienten 48-Volt-Motorgenerators ist als die halbe 
Nennstromstärke für alle Betriebspunkte zu definieren. Für jede Drehzahl müssen Spannung und Ausgangs­
stromstärke des Motorgenerators konstant gehalten werden, die Spannung bei 52 V. 

Tabelle 1 

Betriebspunkte 

Betriebspunkt 
i 

Haltezeit 
[s] 

Drehzahl 
ni [min– 1] 

Frequenz 
hi  

1  1 200  1 800  0,25  

2  1 200  3 000  0,40  

3  600  6 000  0,25  

4  300  10 000  0,10  

Der Wirkungsgrad an jedem Betriebspunkt wird nach Formel 1 berechnet: 

Formel 1 

ηMGi ¼
60 � Ui � Ii

2π � Mi � ni
� 100  

Alle Messungen des Wirkungsgrads sind mindestens fünf (5) Mal hintereinander auszuführen. Zu berechnen ist der 
Durchschnittswert der Messungen an jedem Betriebspunkt (ηMGi ). 
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Der Wirkungsgrad der Stromerzeugungsfunktion (ηMG) wird nach Formel 2 berechnet: 

Formel 2 

ηMG ¼
X4

i¼1

 hi � ηMGi  

3.2.  Wirkungsgrad des 48V/12V-Gleichspannungswandlers 

Der Wirkungsgrad des 48V/12V-Gleichspannungswandlers wird unter folgenden Bedingungen ermittelt: 

—  Ausgangsspannung von 14,3 V 

—  der Ausgangsstrom entspricht der nominalen Leistungsabgabe des 48V/12V-Gleichspannungswandlers geteilt 
durch 14,3 V. 

Die nominale Leistungsabgabe des 48V/12V-Gleichspannungswandlers entspricht der kontinuierlichen Ausgangs­
nennleistung auf der 12V-Seite, die vom Hersteller des Gleichspannungswandlers für die in der ISO-Norm 
8854:2012 festgelegten Bedingungen garantiert wird. 

Der Wirkungsgrad des 48V/12V-Gleichspannungswandlers wird mindestens fünf (5) Mal hintereinander gemessen. 
Der Mittelwert aller Messungen (ηDC=DC) wird berechnet und für die in Abschnitt 3.3 aufgeführten Berechnungen 
verwendet. 

3.3.  Gesamteffizienz und eingesparte mechanische Leistung 

Die Gesamteffizienz des 48 Volt-Motorgenerators mit 48 V/12V-Gleichspannungswandler wird nach Formel 3 
berechnet: 

Formel 3 

ηTOT ¼ ηMG � ηDC=DC  

Die Stromerzeugungsfunktion des 48-Volt-Motorgenerators mit 48V/12V-Gleichspannungswandler führt zu 
Einsparungen bei der mechanischen Leistung unter realen Bedingungen (ΔPmRW) und unter NEFZ-Typgenehmigungs­
bedingungen (ΔPmTA) wie in Formel 4 festgelegt. 

Formel 4 

ΔPm = ΔPmRW – ΔPmTA 

Dabei werden die Einsparungen bei der mechanischen Leistung unter realen Bedingungen (ΔPmRW) nach Formel 5 
und die Einsparungen bei der mechanischen Leistung unter NEFZ-Typgenehmigungsbedingungen (ΔPmTA) nach 
Formel 6 berechnet: 

Formel 5 

ΔPmRW ¼
PRW

ηB
 − 

PRW

ηTOT  

Formel 6 

ΔPmTA ¼
PTA

ηB
 − PTA

ηTOT  

Dabei ist: 

PRW:  der geschätzte Leistungsbedarf unter „realen“ Fahrbedingungen [W]: 750 W 

PTA:  der geschätzte Leistungsbedarf unter NEFZ-Typgenehmigungsbedingungen [W]: 350 W 

ηB:  der Wirkungsgrad des Vergleichsgenerators [%]: 67 % 
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3.4.  Berechnung der CO2-Einsparungen 

Die CO2-Einsparungen des 48 Volt-Motorgenerators mit 48 V/12V-Gleichspannungswandler werden nach Formel 7 
berechnet: 

Formel 7 

CCO2 ¼ ΔPm �
VPe � CF

v  

Dabei ist: 

v:  die durchschnittliche Fahrgeschwindigkeit des NEFZ [km/h]: 33,58 km/h 

VPe:  der tatsächliche Energieverbrauch wie in Tabelle 2 definiert: 

Tabelle 2 

Tatsächlicher Energieverbrauch 

Motortyp Tatsächlicher Energieverbrauch (VPe) 
[l/kWh] 

Ottomotor 0,264 

Turbo-Ottomotor 0,280 

Dieselmotor 0,220  

CF:  Umrechnungsfaktor (l/100 km) - (g CO2/km) [gCO2/l] wie in Tabelle 3 definiert 

Tabelle 3 

Kraftstoffumrechnungsfaktor 

Kraftstofftyp Umrechnungsfaktor (l/100 km) — (g CO2/km) CF 
[gCO2/l] 

Benzin 2 330 

Dieselkraftstoff 2 640  

3.5.  Berechnung der statistischen Marge 

Die statistische Marge bei den Ergebnissen der Prüfmethode aufgrund der Messungen ist zu quantifizieren. Für jeden 
Betriebspunkt ist die Standardabweichung nach Formel 8 zu berechnen: 

Formel 8 

sηMGi
¼

sηMGiffiffiffiffi
m

p ¼

ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi
Pm

j¼1ðηMGij
 − ηMGi Þ

2

mðm − 1Þ

v
u
u
t

Die Standardabweichung des Wirkungsgrads des effizienten 48 Volt-Motorgenerators (sηMG )wird nach Formel 9 
berechnet: 

Formel 9 

sηMG ¼

ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi
X4

i¼1

ðhi � sηMGi
Þ

2

s
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Die Standardabweichung des Wirkungsgrads des 48V/12V-Gleichspannungswandlers (sηDC=DC
) wird nach Formel 10 

berechnet: 

Formel 10 

sηDC=DC
¼

ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi
P1

j¼1ðηDC=DCij
 − ηDC=DCi Þ

2

lðl − 1Þ

v
u
u
t

Die Standardabweichung des Wirkungsgrads des Motorgenerators (sηMG ) und des 48V/12V-Gleichspannungs­
wandlers (sηDC=DC

) führt zu einer Unsicherheit bei den CO2-Einsparungen (sCCO2
). Diese Unsicherheit wird nach 

Formel 11 berechnet: 

Formel 11 

sCCO2
¼

ðPRW − PTAÞ

ηTOT
�

VPe � CF
v

�

ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi

sηMG

ηMG

� �2

þ
sηDC=DC

ηDC=DC

 !2
v
u
u
t

4.  METHODE 2 („KOMBINIERTE METHODE“) 

4.1.  Wirkungsgrad des 48-Volt-Motorgenerators mit 48V/12V-Gleichspannungswandler 

Der Wirkungsgrad des 48-Volt-Motorgenerators mit 48V/12V-Gleichspannungswandler wird nach ISO 8854:2012 
bestimmt; eine Ausnahme stellen die in diesem Abschnitt dargestellten Elemente dar. 

Gegenüber der Typgenehmigungsbehörde ist nachzuweisen, dass die Drehzahlbereiche des 48-Volt-Motorgenerators 
mit denjenigen in Tabelle 1 übereinstimmen. 

Die Messungen sind an unterschiedlichen Betriebspunkten, wie in Tabelle 1 festgelegt, vorzunehmen. Die 
Stromstärke des effizienten 48-Volt-Motorgenerators mit 48V/12V-Gleichspannungswandler ist als die halbe 
Nennstromstärke des 48V/12V-Gleichspannungswandlers für alle Betriebspunkte zu definieren. 

Die Nennstromstärke des 48V/12V-Gleichspannungswandlers ist als die nominale Leistungsabgabe des 48V/12V- 
Gleichspannungswandlers geteilt durch 14,3 V zu definieren. Die nominale Leistungsabgabe des 48V/12V- 
Gleichspannungswandlers entspricht der kontinuierlichen Ausgangsnennleistung auf der 12V-Seite, die vom 
Hersteller des Gleichspannungswandlers für die in der ISO-Norm 8854:2012 festgelegten Bedingungen garantiert 
wird. 

Für jede Drehzahl müssen Spannung und Ausgangsstromstärke des Motorgenerators konstant gehalten werden, die 
Spannung bei 52 V. 

Der Wirkungsgrad an jedem Betriebspunkt wird nach Formel 12 berechnet: 

Formel 12 

ηTOTi ¼
60 � Ui � Ii

2π � Mi � ni
� 100  

Alle Messungen des Wirkungsgrads sind mindestens fünf (5) Mal hintereinander auszuführen. Zu berechnen ist der 
Durchschnittswert der Messungen an jedem Betriebspunkt (ηTOTi ). 

Der Wirkungsgrad des Motorgenerators (ηTOT) wird nach Formel 13 berechnet: 

Formel 13 

ηTOT ¼
X4

i¼1

 hi � ηTOTi  

Der Messaufbau muss es ermöglichen, den Wirkungsgrad des 48-Volt-Motorgenerators separat zu messen. 
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4.2.  Nachweis eines konservativen Ansatzes bei der Ermittlung des Wirkungsgrads des 48-Volt- 
Motorgenerators mit 48V/12V-Gleichspannungswandler 

Um das in Abschnitt 4.1 festgelegte Verfahren zur Ermittlung von ηTOT anwenden zu können, muss nachgewiesen 
werden, dass der unter den Bedingungen in Abschnitt 4.1 separat erzielte Wirkungsgrad des 48-Volt- 
Motorgenerators niedriger ist als derjenige, der unter den in Abschnitt 3.1 festgelegten Bedingungen erzielt wurde. 

4.3.  Eingesparte mechanische Leistung 

Die Stromerzeugungsfunktion des 48-Volt-Motorgenerators mit 48V/12V-Gleichspannungswandler führt zu 
Einsparungen bei der mechanischen Leistung unter realen Bedingungen (ΔPmRW) und unter Typgenehmigungsbe­
dingungen (ΔPmTA) wie in Formel 14 festgelegt. 

Formel 14 

ΔPm = ΔPmRW – ΔPmTA 

Dabei werden die Einsparungen bei der mechanischen Leistung unter realen Bedingungen (ΔPmRW) nach Formel 15 
und die Einsparungen bei der mechanischen Leistung unter Typgenehmigungsbedingungen (ΔPmTA) nach Formel 16 
berechnet: 

Formel 15 

ΔPmRW ¼
PRW

ηB
 − PRW

ηTOT  

Formel 16 

ΔPmTA ¼
PTA

ηB
 − PTA

ηTOT  

Dabei ist: 

PRW:  der geschätzte Leistungsbedarf unter „realen“ Fahrbedingungen [W]: 750 W 

PTA:  der geschätzte Leistungsbedarf unter NEFZ-Typgenehmigungsbedingungen [W]: 350 W 

ηB:  der Wirkungsgrad des Vergleichsgenerators [%]: 67 % 

4.4.  Berechnung der CO2-Einsparungen 

Die CO2-Einsparungen des effizienten 48 Volt-Motorgenerators mit 48 V/12V-Gleichspannungswandler werden 
nach Formel 17 berechnet: 

Formel 17 

CCO2 ¼ ΔPm �
VPe � CF

v  

Dabei ist: 

v:  die durchschnittliche Fahrgeschwindigkeit des NEFZ [km/h]: 33,58 km/h 

VPe:  der tatsächliche Energieverbrauch wie in Tabelle 2 definiert 

CF:  Umrechnungsfaktor (l/100 km) - (g CO2/km) [gCO2/l] wie in Tabelle 3 definiert 

4.5.  Berechnung der statistischen Marge 

Die statistische Marge bei den Ergebnissen der Prüfmethode aufgrund der Messungen ist zu quantifizieren. Für jeden 
Betriebspunkt ist die Standardabweichung nach Formel 18 zu berechnen: 

Formel 18 

sηTOTi
¼

sηTOTiffiffiffiffi
m

p ¼

ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi
Pm

j¼1ðηTOTij
 − ηTOTi Þ

2

mðm − 1Þ

v
u
u
t
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Die Standardabweichung des Wirkungsgrads des effizienten 48 Volt-Motorgenerators mit 48V/12V-Gleichspan­
nungswandler (sηTOT ) wird nach Formel 19 berechnet: 

Formel 19 

sηTOT ¼

ffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffiffi
X4

i¼1

ðhi � sηTOTi
Þ

2

s

Die Standardabweichung des Wirkungsgrads des Motorgenerators und des 48V/12V-Gleichspannungswandlers 
führt zu einer Unsicherheit bei den CO2-Einsparungen (sCCO2

). Diese Unsicherheit wird nach Formel 20 berechnet: 

Formel 20 

sCCO2
¼

ðPRW − PTAÞ

ηTOT
2 �

VPe � CF
v

� sηTOT  

5.  AUFRUNDEN 

Der rechnerische Wert der CO2-Einsparungen (CCO2 ) und die statistische Marge der CO2-Einsparungen (sCCO2
) sind 

auf maximal zwei Dezimalstellen zu runden. 

Jeder zur Berechnung der CO2-Einsparungen herangezogene Wert kann ungerundet verwendet werden oder muss 
auf die Mindestzahl von Dezimalstellen gerundet werden, bei der sichergestellt ist, dass die maximale 
Gesamtauswirkung auf die Einsparungen (d. h. die kombinierte Auswirkung aller gerundeten Werte) weniger als 
0,25 g CO2/km beträgt. 

6.  STATISTISCHE SIGNIFIKANZ (für beide Methoden) 

Für jeden Typ, jede Variante und jede Version eines Fahrzeugs, das mit dem effizienten 48-Volt-Motorgenerator 
ausgestattet ist, ist nachzuweisen, dass die nach Formel 7 oder nach Formel 17 berechnete Unsicherheit bei den 
CO2-Einsparungen nicht größer ist als die Differenz zwischen den CO2-Gesamteinsparungen und dem 
Schwellenwert für die Mindesteinsparungen gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 725/2011 und der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 427/2014 der Kommission (1) (vgl. Formel 21). 

Formel 21 

MT < CCO2  − sCCO2
 − ΔCO2m  

Dabei ist: 

MT:  Mindestschwellenwert [g CO2/km] 

CCO2 :  CO2-Gesamteinsparungen [g CO2/km] 

sCCO2
:  Standardabweichung der CO2-Gesamteinsparungen [g CO2/km] 

ΔCO2m :  CO2-Korrekturkoeffizient, der sich aus der positiven Massendifferenz zwischen dem 48-Volt- 
Motorgenerator mit 48 V/12V-Gleichspannungswandler und dem Vergleichsgenerator ergibt. Für ΔCO2m 
sind die Daten in Tabelle 4 zu verwenden. 

Tabelle 4 

CO2-Korrekturkoeffizient infolge der zusätzlichen Masse 

Kraftstofftyp 
CO2-Korrekturkoeffizient infolge der positiven Massendifferenz 

(ΔCO2m ) 
[g CO2/km] 

Benzin 0,0277 · Δm 

Dieselkraftstoff 0,0383 · Δm  
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(1) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 427/2014 der Kommission vom 25. April 2014 zur Einführung eines Verfahrens zur Genehmigung 
und Zertifizierung innovativer Technologien zur Verringerung der CO2-Emissionen von leichten Nutzfahrzeugen nach der Verordnung 
(EU) Nr. 510/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 125 vom 26.4.2014, S. 57) 



Δm (in Tabelle 4) ist die zusätzliche Masse infolge des Einbaus des 48-Volt-Motorgenerators und des 48V/12V- 
Gleichspannungswandlers. Es ist die positive Differenz zwischen der Masse des 48-Volt-Motorgenerators mit 48V/ 
12V-Gleichspannungswandler und der Masse des Vergleichsgenerators. Die Masse des Vergleichsgenerators beträgt 
7 kg. Die zusätzliche Masse muss geprüft und in dem Prüfbericht, der der Typgenehmigungsbehörde zusammen 
mit dem Zertifizierungsantrag vorzulegen ist, bestätigt werden.  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2019/315 DER KOMMISSION 

vom 21. Februar 2019 

zur Änderung des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU mit tierseuchenrechtlichen 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten Mitgliedstaaten 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2019) 1576) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom 11. Dezember 1989 zur Regelung der veterinärrechtlichen 
Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt (1), insbesondere auf 
Artikel 9 Absatz 4, 

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur Regelung der veterinärrechtlichen Kontrollen 
im Handel mit lebenden Tieren und Erzeugnissen innerhalb der Union im Hinblick auf den Binnenmarkt (2), 
insbesondere auf Artikel 10 Absatz 4, 

gestützt auf die Richtlinie 2002/99/EG des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Festlegung von tierseuchenrechtlichen 
Vorschriften für das Herstellen, die Verarbeitung, den Vertrieb und die Einfuhr von Lebensmitteln tierischen 
Ursprungs (3), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit dem Durchführungsbeschluss 2014/709/EU der Kommission (4) werden tierseuchenrechtliche Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten Mitgliedstaaten festgelegt, in denen Fälle dieser 
Seuche bei Haus- oder Wildschweinen bestätigt wurden (im Folgenden „betroffene Mitgliedstaaten“). Im Anhang 
des genannten Durchführungsbeschlusses sind in den Teilen I bis IV bestimmte Gebiete der betroffenen 
Mitgliedstaaten abgegrenzt und nach ihrem Risikoniveau entsprechend der Lage in Bezug auf die genannte Seuche 
eingestuft. Der Anhang des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU ist unter Berücksichtigung der geänderten 
Lage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Union, die sich in diesem Anhang widerspiegeln muss, 
mehrmals geändert worden. 

(2)  Das Risiko der Ausbreitung der Afrikanischen Schweinepest bei wild lebenden Tieren ist durch die natürliche 
langsame Ausbreitung dieser Seuche bei Wildschweinen sowie durch menschliche Tätigkeiten bedingt, wie die 
jüngste epidemiologische Entwicklung dieser Seuche in der Union zeigt und wie dies aus der wissenschaftlichen 
Stellungnahme des Gremiums für Tiergesundheit und Tierschutz der Europäischen Behörde für Lebensmittelsi­
cherheit (EFSA) vom 14. Juli 2015, dem wissenschaftlichen Bericht der EFSA zu epidemiologischen Analysen der 
Afrikanischen Schweinepest im Baltikum und in Polen vom 23. März 2017, dem wissenschaftlichen Bericht der 
EFSA zu epidemiologischen Analysen der Afrikanischen Schweinepest im Baltikum und in Polen vom 
8. November 2017 sowie dem wissenschaftlichen Bericht der EFSA zu epidemiologischen Analysen der 
Afrikanischen Schweinepest in der Europäischen Union vom 29. November 2018 (5) hervorgeht. 

(3)  Seit Annahme der letzten Änderung des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU sind neue Fälle 
der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen in Bulgarien und Belgien und bei Hausschweinen in 
Rumänien aufgetreten, was sich im Anhang des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU widerspiegeln sollte. 

(4)  Im Februar 2019 wurde ein Fall der Afrikanischen Schweinepest bei einem Wildschwein in der Region Varna in 
Bulgarien außerhalb der Gebiete festgestellt, die im Anhang des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU 
aufgeführt sind. Durch diesen Fall der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen erhöht sich das Risiko, was 
sich in dem genannten Anhang widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollte dieses Gebiet in Bulgarien, das von 
der Afrikanischen Schweinepest betroffen ist, in Teil II des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU 
aufgeführt werden. 
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(5)  Im Februar 2019 wurde ein Fall der Afrikanischen Schweinepest bei einem Wildschwein in der Region 
Luxemburg in Belgien in einem Gebiet festgestellt, das derzeit in Teil I des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 
2014/709/EU aufgeführt ist. Durch diesen Fall der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen erhöht sich 
das Risiko, was sich in dem genannten Anhang widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollte dieses Gebiet in 
Belgien, das von der Afrikanischen Schweinepest betroffen ist, in Teil II des Anhangs des Durchführungsbe­
schlusses 2014/709/EU aufgeführt werden. 

(6)  Im Februar 2019 wurde ein Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei Hausschweinen im Kreis Botoșani in 
Rumänien festgestellt; dieses Gebiet ist derzeit in Teil II des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU 
aufgeführt. Durch diesen Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei Hausschweinen erhöht sich das Risiko, 
was sich in dem genannten Anhang widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollte dieses Gebiet in Rumänien, das 
von der Afrikanischen Schweinepest betroffen ist, nun in Teil III des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 
2014/709/EU aufgeführt werden. 

(7)  Um den jüngsten epidemiologischen Entwicklungen in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Union 
Rechnung zu tragen und die mit der Ausbreitung dieser Seuche verbundenen Risiken proaktiv anzugehen, sollten 
in Bulgarien, Belgien und Rumänien neue, ausreichend große Gebiete mit hohem Risiko festgelegt und in die 
Teile I, II und III des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU aufgenommen werden. Der Anhang 
des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU sollte daher entsprechend geändert werden. 

(8)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU erhält die Fassung des Anhangs des vorliegenden Beschlusses. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 21. Februar 2019 

Für die Kommission 
Vytenis ANDRIUKAITIS 

Mitglied der Kommission  
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ANNEX 

Der Anhang des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU erhält folgende Fassung: 

„ANNEX 

TEIL I 

1.  Belgien 

Die folgenden Gebiete in Belgien: 

In der Provinz Luxemburg: 

—  the area is delimited clockwise by: 

—  Frontière avec la France 

—  Rue Mersinhat 

—  N818 

—  N83: Le Buisson des Cailles 

—  Rue des Sources 

—  Rue Antoine 

—  Rue de la Cure 

—  Rue du Breux 

—  Rue Blondiau 

—  Nouvelle Chiyue 

—  Rue de Martué 

—  Rue du Chêne 

—  Rue des Aubépines 

—  N85: Rue des Iles,N894: Rue de Chiny, Rue de la Fontenelle, Rue du Millénaire, Rue de la Goulette, Pont saint 
Nicolas, Rue des Combattants jusque son intersection avec la Rue de la Motte, Rue de la Motte 

—  Rue de Neufchâteau 

—  Rue des Bruyères jusque son intersection avec la Rue de la Gaume (N801) 

—  Rue de la Gaume jusque son intersection avec la Rue de l'Accord 

—  Rue du Fet 

—  N40: Route d'Arlon, Burnaimont, Rue de Luxembourg, Rue Ranci, Rue de la Chapelle, 

—  Rue du Tombois 

—  Rue Du Pierroy 

—  Rue Saint-Orban 

—  Rue Saint-Aubain 

—  Rue des Cottages 

—  Rue de Relune 

—  Rue de Rulune 

—  Route de l'Ermitage 

—  N87: Route de Habay 

—  Chemin des Ecoliers 

—  Le Routy 

—  Rue Burgknapp 

—  Rue de la Halte 

—  Rue du Centre 

—  Rue de l'Eglise 

—  Rue du Marquisat 
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—  Rue de la Carrière 

—  Rue de la Lorraine 

—  Rue du Beynert 

—  Millewée 

—  Rue du Tram 

—  Millewée 

—  N4: Route de Bastogne, Avenue de Longwy,Route de Luxembourg, 

—  Frontière avec le Grand-Duché de Luxembourg 

—  Frontière avec la France 

—  La N87 jusque son intersection avec la N871 au niveau de Rouvroy 

—  La N871 jusque son intersection avec la N88 

—  La N88 jusque son intersection avec la N883 au niveau d'Aubange 

—  La N883 jusque son intersection avec la N81 au niveau d'Aubange 

—  La N81 jusque son intersection avec la E25-E411 

—  La E25-E411 jusque son intersection avec la N894 

—  La N894 jusque son intersection avec la N801 

—  La N801 jusque son intersection avec la N891 

—  La N83 jusque son intersection avec la N85 

—  La N85 jusque son intersection avec la frontière avec la France 

2.  Bulgarien 

Die folgenden Gebiete in Bulgarien: 

in Varna the whole region excluding the villages covered in Part II 

in Silistra region: 

—  whole municipality of Glavinitza, 

—  whole municipality of Tutrakan, 

—  whole municipality of Dulovo, 

—  within municipality of Sitovo: 

—  Bosna, 

—  Garvan, 

—  Irnik, 

—  Iskra, 

—  Nova Popina, 

—  Polyana, 

—  Popina, 

—  Sitovo, 

—  Yastrebna, 

—  within municipality of Silistra: 

—  Vetren 

in Dobrich region: 

—  whole municipality of Baltchik, 

—  whole municipality of General Toshevo, 

—  whole municipality of Dobrich, 

—  whole municipality of Dobrich-selska (Dobrichka), 
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—  within municipality of Krushari: 

—  Severnyak, 

—  Abrit, 

—  Dobrin, 

—  Alexandria, 

—  Polkovnik Dyakovo, 

—  Poruchik Kardzhievo, 

—  Zagortzi, 

—  Zementsi, 

—  Koriten, 

—  Krushari, 

—  Bistretz, 

—  Efreytor Bakalovo, 

—  Telerig, 

—  Lozenetz, 

—  Krushari, 

—  Severnyak, 

—  Severtsi, 

—  within municipality of Kavarna: 

—  Krupen, 

—  Belgun, 

—  Bilo, 

—  Septemvriytsi, 

—  Travnik, 

—  whole municipality of Tervel, except Brestnitsa and Kolartzi, 

in Ruse region: 

—  within municipality of Slivo pole: 

—  Babovo, 

—  Brashlen, 

—  Golyamo vranovo, 

—  Malko vranovo, 

—  Ryahovo, 

—  Slivo pole, 

—  Borisovo, 

—  within municipality of Ruse: 

—  Sandrovo, 

—  Prosena, 

—  Nikolovo, 

—  Marten, 

—  Dolno Ablanovo, 

—  Ruse, 

—  Chervena voda, 

—  Basarbovo, 

—  within municipality of Ivanovo: 

—  Krasen, 

—  Bozhichen, 
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—  Pirgovo, 

—  Mechka, 

—  Trastenik, 

—  within municipality of Borovo: 

—  Batin, 

—  Gorno Ablanovo, 

—  Ekzarh Yosif, 

—  Obretenik, 

—  Batin, 

—  within municipality of Tsenovo: 

—  Krivina, 

—  Belyanovo, 

—  Novgrad, 

—  Dzhulyunitza, 

—  Beltzov, 

—  Tsenovo, 

—  Piperkovo, 

—  Karamanovo, 

in Veliko Tarnovo region: 

—  within municipality of Svishtov: 

—  Sovata, 

—  Vardim, 

—  Svishtov, 

—  Tzarevets, 

—  Bulgarsko Slivovo, 

—  Oresh, 

in Pleven region: 

—  within municipality of Belene: 

—  Dekov, 

—  Belene, 

—  Kulina voda, 

—  Byala voda, 

—  within municipality of Nikopol: 

—  Lozitza, 

—  Dragash voyvoda, 

—  Lyubenovo, 

—  Nikopol, 

—  Debovo, 

—  Evlogievo, 

—  Muselievo, 

—  Zhernov, 

—  Cherkovitza, 

—  within municipality of Gulyantzi: 

—  Somovit, 

—  Dolni vit, 

—  Milkovitsa, 
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—  Shiyakovo, 

—  Lenkovo, 

—  Kreta, 

—  Gulyantzi, 

—  Brest, 

—  Dabovan, 

—  Zagrazhdan, 

—  Gigen, 

—  Iskar, 

—  within municipality of Dolna Mitropoliya: 

—  Komarevo, 

—  Baykal, 

—  Slavovitsa, 

—  Bregare, 

—  Orehovitsa, 

—  Krushovene, 

—  Stavertzi, 

—  Gostilya, 

in Vratza region: 

—  within municipality of Oryahovo: 

—  Dolni vadin, 

—  Gorni vadin, 

—  Ostrov, 

—  Galovo, 

—  Leskovets, 

—  Selanovtsi, 

—  Oryahovo, 

—  within municipality of Miziya: 

—  Saraevo, 

—  Miziya, 

—  Voyvodovo, 

—  Sofronievo, 

—  within municipality of Kozloduy: 

—  Harlets, 

—  Glozhene, 

—  Butan, 

—  Kozloduy, 

in Montana region: 

—  within municipality of Valtchedram: 

—  Dolni Tzibar, 

—  Gorni Tzibar, 

—  Ignatovo, 

—  Zlatiya, 

—  Razgrad, 

—  Botevo, 

—  Valtchedram, 

—  Mokresh, 
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—  within municipality Lom: 

—  Kovatchitza, 

—  Stanevo, 

—  Lom, 

—  Zemphyr, 

—  Dolno Linevo, 

—  Traykovo, 

—  Staliyska mahala, 

—  Orsoya, 

—  Slivata, 

—  Dobri dol, 

—  within municipality of Brusartsi: 

—  Vasilyiovtzi, 

—  Dondukovo, 

in Vidin region: 

—  within municipality of Ruzhintsi: 

—  Dinkovo, 

—  Topolovets, 

—  Drenovets, 

—  within municipality of Dimovo: 

—  Artchar, 

—  Septemvriytzi, 

—  Yarlovitza, 

—  Vodnyantzi, 

—  Shipot, 

—  Izvor, 

—  Mali Drenovetz, 

—  Lagoshevtzi, 

—  Darzhanitza, 

—  within municipality of Vidin: 

—  Vartop, 

—  Botevo, 

—  Gaytantsi, 

—  Tzar Simeonovo, 

—  Ivanovtsi, 

—  Zheglitza, 

—  Sinagovtsi, 

—  Dunavtsi, 

—  Bukovets, 

—  Bela Rada, 

—  Slana bara, 

—  Novoseltsi, 

—  Ruptzi, 

—  Akatsievo, 

—  Vidin, 

—  Inovo, 
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—  Kapitanovtsi, 

—  Pokrayna, 

—  Antimovo, 

—  Kutovo, 

—  Slanotran, 

—  Koshava, 

—  Gomotartsi. 

3.  Tschechien 

Die folgenden Gebiete in Tschechien: 

—  okres Uherské Hradiště, 

—  okres Kroměříž, 

—  okres Vsetín, 

—  katastrální území obcí v okrese Zlín: 

—  Bělov, 

—  Biskupice u Luhačovic, 

—  Bohuslavice nad Vláří, 

—  Brumov, 

—  Bylnice, 

—  Divnice, 

—  Dobrkovice, 

—  Dolní Lhota u Luhačovic, 

—  Drnovice u Valašských Klobouk, 

—  Halenkovice, 

—  Haluzice, 

—  Hrádek na Vlárské dráze, 

—  Hřivínův Újezd, 

—  Jestřabí nad Vláří, 

—  Kaňovice u Luhačovic, 

—  Kelníky, 

—  Kladná-Žilín, 

—  Kochavec, 

—  Komárov u Napajedel, 

—  Křekov, 

—  Lipina, 

—  Lipová u Slavičína, 

—  Ludkovice, 

—  Luhačovice, 

—  Machová, 

—  Mirošov u Valašských Klobouk, 

—  Mysločovice, 

—  Napajedla, 

—  Návojná, 

—  Nedašov, 

—  Nedašova Lhota, 

—  Nevšová, 

—  Otrokovice, 
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—  Petrůvka u Slavičína, 

—  Pohořelice u Napajedel, 

—  Polichno, 

—  Popov nad Vláří, 

—  Poteč, 

—  Pozlovice, 

—  Rokytnice u Slavičína, 

—  Rudimov, 

—  Řetechov, 

—  Sazovice, 

—  Sidonie, 

—  Slavičín, 

—  Smolina, 

—  Spytihněv, 

—  Svatý Štěpán, 

—  Šanov, 

—  Šarovy, 

—  Štítná nad Vláří, 

—  Tichov, 

—  Tlumačov na Moravě, 

—  Valašské Klobouky, 

—  Velký Ořechov, 

—  Vlachova Lhota, 

—  Vlachovice, 

—  Vrbětice, 

—  Žlutava. 

4.  Estland 

Die folgenden Gebiete in Estland: 

—  Hiiu maakond. 

5.  Ungarn 

Die folgenden Gebiete in Ungarn: 

—  Borsod-Abaúj-Zemplén megye 651100, 651300, 651400, 651500, 651610, 651700, 651801, 651802, 
651803, 651900, 652000, 652200, 652300, 652400, 652500, 652601, 652602, 652603, 652700, 652800, 
652900, 653000, 653100, 653200, 653300, 653401, 653403, 653500, 653600, 653700, 653800, 653900, 
654000, 654201, 654202, 654301, 654302, 654400, 654501, 654502, 654600, 654700, 654800, 654900, 
655000, 655100, 655200, 655300, 655500, 655600, 655700, 655800, 655901, 655902, 656000, 656100, 
656200, 656300, 656400, 656600, 657300, 657400, 657500, 657600, 657700, 657800, 657900, 658000, 
658100, 658201, 658202, 658403, 659220, 659300, 659400, 659500, és 659602 kódszámú vadgazdálkodási 
egységeinek teljes területe, 

—  Hajdú-Bihar megye 900750, 900850, 900860, 900930, 900950, 901050, 901150, 901250, 901260, 901270, 
901350, 901450, 901551, 901560, 901570, 901580, 901590, 901650, 901660, 901750, 901950, 902050, 
902150, 902250, 902350, 902450, 902850, 902860, 902950, 902960, 903050, 903150, 903250, 903350, 
903360, 903370, 903450, 903550, 904450, 904460, 904550, 904650, 904750, 904760, 905450 és 905550 
kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe, 

—  Heves megye 702350, 702450, 702550, 702750, 702850, 703350, 703360, 703450, 703550, 703610, 
703750, 703850, 703950, 704050, 704150, 704250, 704350, 704450, 704550, 704650, 704750, 704850, 
704950, 705050, 705250, 705350, és 705610 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe, 

—  Jász-Nagykun-Szolnok megye 750150, 750160, 750250, 750260, 750350, 750450, 750460, 750550, 750650, 
750750, 750850, 750950, 751150, 752150 és 755550 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe, 
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—  Nógrád megye 550710, 550810, 551450, 551460, 551550, 551650, 551710, 552010, 552150, 552250, 
552350, 552360, 552450, 552460, 552520, 552550, 552610, 552620, 552710, 552850, 552860, 552950, 
552960, 552970, 553050, 553110, 553250, 553260, 553350, 553650, 553750, 553850, 553910 és 554050 
kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe, 

—  Pest megye 571250, 571350, 571550, 571610, 571750, 571760, 572250, 572350, 572550, 572850, 572950, 
573360, 573450, 580050 és 580450 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe, 

—  Szabolcs-Szatmár-Bereg megye 850650, 850850, 851851, 851852, 851950, 852350, 852450, 852550, 
852750, 853560, 853650, 853751, 853850, 853950, 853960, 854050, 854150, 854250, 854350, 855250, 
855350, 855450, 855460, 855550, 855650, 855660, 855750, 855850, 855950, 855960, 856012, 856050, 
856150, 856260, 857050, 857150, 857350 és 857450 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe. 

6.  Lettland 

Die folgenden Gebiete in Lettland: 

—  Aizputes novada Aizputes, Cīravas, Lažas, Kazdangas pagasts un Aizputes pilsēta, 

—  Alsungas novads, 

—  Durbes novada Dunalkas un Tadaiķu pagasts, 

—  Kuldīgas novada Gudenieku pagasts, 

—  Pāvilostas novada Sakas pagasts un Pāvilostas pilsēta, 

—  Stopiņu novada daļa, kas atrodas uz rietumiem no autoceļa V36, P4 un P5, Acones ielas, Dauguļupes ielas un 
Dauguļupītes, 

—  Ventspils novada Jūrkalnes pagasts, 

—  Grobiņas novada Bārtas un Gaviezes pagasts, 

—  Rucavas novada Dunikas pagasts. 

7.  Litauen 

Die folgenden Gebiete in Litauen: 

—  Jurbarko rajono savivaldybė: Smalininkų ir Viešvilės seniūnijos, 

—  Kelmės rajono savivaldybė: Kelmės, Kelmės apylinkių, Kražių, Kukečių, Liolių, Pakražančio seniūnijos, Tytyvėnų 
seniūnijos dalis į vakarus ir šiaurę nuo kelio Nr. 157 ir į vakarus nuo kelio Nr. 2105 ir Tytuvėnų apylinkių 
seniūnijos dalis į šiaurę nuo kelio Nr. 157 ir į vakarus nuo kelio Nr. 2105, ir Vaiguvos seniūnijos, 

—  Mažeikių rajono savivaldybė: Sedos, Šerkšnėnų ir Židikų seniūnijos, 

—  Pagėgių savivaldybė, 

—  Plungės rajono savivaldybė, 

—  Raseinių rajono savivaldybė: Girkalnio ir Kalnūjų seniūnijos dalis į šiaurę nuo kelio Nr A1, Nemakščių, Paliepių, 
Raseinių, Raseinių miesto ir Viduklės seniūnijos, 

—  Rietavo savivaldybė, 

—  Skuodo rajono savivaldybė: Barstyčių ir Ylakių seniūnijos, 

—  Šilalės rajono savivaldybė, 

—  Šilutės rajono savivaldybė: Juknaičių, Kintų, Šilutės ir Usėnų seniūnijos, 

—  Tauragės rajono savivaldybė: Lauksargių, Skaudvilės, Tauragės, Mažonų, Tauragės miesto ir Žygaičių seniūnijos. 

8.  Polen 

Die folgenden Gebiete in Polen: 

w województwie warmińsko-mazurskim: 

—  gmina Ruciane – Nida i część gminy Pisz położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 58 oraz 
miasto Pisz w powiecie piskim, 

—  gmina Miłki, część gminy Ryn położona na południe od linii kolejowej łączącej miejscowości Giżycko i Kętrzyn, 
część gminy wiejskiej Giżycko położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 59 biegnącą od 
zachodniej granicy gminy do granicy miasta Giżycko, na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 63 
biegnącą od południowej granicy gminy do granicy miasta Giżycko i na południe od granicy miasta Giżycko 
w powiecie giżyckim, 
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—  gminy Mikołajki, Piecki, część gminy Sorkwity położona na południe od drogi nr 16 i część gminy wiejskiej 
Mrągowo położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 16 biegnącą od zachodniej granicy gminy 
do granicy miasta Mrągowo oraz na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 59 biegnącą od wschodniej 
granicy gminy do granicy miasta Mrągowo w powiecie mrągowskim, 

—  gminy Dźwierzuty i Świętajno w powiecie szczycieńskim, 

—  gminy Gronowo Elbląskie, Markusy, Rychliki, część gminy Elbląg położona na wschód i na południe od granicy 
powiatu miejskiego Elbląg i na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr S7 biegnącą od granicy powiatu 
miejskigo Elbląg do wschodniej granicy gminy Elbląg i część gminy Tolkmicko niewymieniona w części II 
załącznika w powiecie elbląskim oraz strefa wód przybrzeżnych Zalewu Wiślanego i Zatoki Elbląskiej, 

—  gminy Barczewo, Biskupiec, Dobre Miasto, Dywity, Jeziorany, Jonkowo i Świątki w powiecie olsztyńskim, 

—  gminy Łukta, Miłakowo, Małdyty, Miłomłyn i Morąg w powiecie ostródzkim, 

—  gmina Zalewo w powiecie iławskim, 

w województwie podlaskim: 

—  gminy Rudka, Wyszki, część gminy Brańsk położona na północ od linii od linii wyznaczonej przez drogę nr 66 
biegnącą od wschodniej granicy gminy do granicy miasta Brańsk i miasto Brańsk w powiecie bielskim, 

—  gmina Perlejewo w powiecie siemiatyckim, 

—  gminy Kolno z miastem Kolno, Mały Płock i Turośl w powiecie kolneńskim, 

—  gmina Poświętne w powiecie białostockim, 

—  gminy Kołaki Kościelne, Rutki, Szumowo, część gminy Zambrów położona na południe od linii wyznaczonej 
przez drogę nr S8 i miasto Zambrów w powiecie zambrowskim, 

—  gminy Kulesze Kościelne, Nowe Piekuty, Szepietowo, Klukowo, Ciechanowiec, Wysokie Mazowieckie z miastem 
Wysokie Mazowieckie, Czyżew w powiecie wysokomazowieckim, 

—  gminy Miastkowo, Nowogród i Zbójna w powiecie łomżyńskim; 

w województwie mazowieckim: 

—  gminy Ceranów, Kosów Lacki, Sabnie, Sterdyń, część gminy Bielany położona na zachód od linii wyznaczonej 
przez drogę nr 63 i część gminy wiejskiej Sokołów Podlaski położona na zachód od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 63 w powiecie sokołowskim, 

—  gminy Grębków, Korytnica, Liw, Łochów, Miedzna, Sadowne, Stoczek, Wierzbno i miasto Węgrów w powiecie 
węgrowskim, 

—  gminy Rzekuń, Troszyn, Lelis, Czerwin i Goworowo w powiecie ostrołęckim, 

—  powiat miejski Ostrołęka, 

—  powiat ostrowski, 

—  gminy Karniewo, Maków Mazowiecki, Rzewnie i Szelków w powiecie makowskim, 

—  gmina Krasne w powiecie przasnyskim, 

—  gminy Mała Wieś i Wyszogród w powiecie płockim, 

—  gminy Ciechanów z miastem Ciechanów, Glinojeck, Gołymin – Ośrodek, Ojrzeń, Opinogóra Górna i Sońsk 
w powiecie ciechanowskim, 

—  gminy Baboszewo, Czerwińsk nad Wisłą, Naruszewo, Płońsk z miastem Płońsk, Sochocin i Załuski w powiecie 
płońskim, 

—  gminy Gzy, Obryte, Zatory, Pułtusk i część gminy Winnica położona na wschód od linii wyznaczonej przez 
drogę łączącą miejscowości Bielany, Winnica i Pokrzywnica w powiecie pułtuskim, 

—  gminy Brańszczyk, Długosiodło, Rząśnik, Wyszków, Zabrodzie i część gminy Somianka położona na północ od 
linii wyznaczonej przez drogę nr 62 w powiecie wyszkowskim, 

—  gminy Jadów, Klembów, Poświętne, Strachówka i Tłuszcz w powiecie wołomińskim, 

—  gminy Dobre, Jakubów, Kałuszyn, Stanisławów, część gminy Cegłów położona na północ od linii wyznaczonej 
przez drogę biegnącą od zachodniej granicy gminy łączącą miejscowości Wiciejów, Mienia, Cegłów i na wschód 
od linii wyznaczonej przez drogę łączącą miejscowości Cegłów, Skwarne i Podskwarne biegnącą do wschodniej 
granicy gminy i część gminy Mińsk Mazowiecki położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 92 
biegnącą od zachodniej granicy gminy do granicy miasta Mińsk Mazowiecki i na północ od linii wyznaczonej 
przez drogę biegnącą od wschodniej granicy miasta Mińsk Mazowiecki łączącą miejscowości Targówka, Budy 
Barcząckie do wschodniej granicy gminy w powiecie mińskim, 
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—  gmina Żelechów w powiecie garwolińskim, 

—  gminy Garbatka Letnisko, Gniewoszów i Sieciechów w powiecie kozienickim, 

—  gminy Baranów i Jaktorów w powiecie grodziskim, 

—  powiat żyrardowski, 

—  gminy Belsk Duży, Błędów, Goszczyn i Mogielnica w powiecie grójeckim, 

—  gminy Białobrzegi, Promna, Stara Błotnica, Wyśmierzyce i część gminy Stromiec położona na południe od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 48 w powiecie białobrzeskim, 

—  gminy Jedlińsk, Jastrzębia i Pionki z miastem Pionki w powiecie radomskim, 

—  gminy Iłów, Nowa Sucha, Rybno, Teresin, część gminy wiejskiej Sochaczew położona na południe od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 92 biegnącą od wschodniej granicy gminy do granicy miasta Sochaczew oraz na 
południowy zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 50 biegnącą od północnej granicy gminy do granicy 
miasta Sochaczew i część miasta Sochaczew położona na południowy zachód od linii wyznaczonej przez drogi 
nr 50 i 92 w powiecie sochaczewskim, 

—  gmina Policzna w powiecie zwoleńskim, 

—  gmina Solec nad Wisłą w powiecie lipskim; 

w województwie lubelskim: 

—  gminy Bełżyce, Borzechów, Niedrzwica Duża, Jabłonna, Krzczonów, Jastków, Konopnica, Głusk, Strzyżewice 
i Wojciechów w powiecie lubelskim, 

—  gminy Miączyn, Nielisz, Sitno, Stary Zamość, Komarów-Osada i część gminy wiejskiej Zamość położona na 
północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 74 w powiecie zamojskim, 

—  powiat miejski Zamość, 

—  gminy Jeziorzany i Kock w powiecie lubartowskim, 

—  gminy Adamów i Serokomla w powiecie łukowskim, 

—  gminy Kłoczew, Nowodwór, Ryki, Ułęż i miasto Dęblin w powiecie ryckim, 

—  gminy Janowiec, i część gminy wiejskiej Puławy położona na zachód od rzeki Wisły w powiecie puławskim, 

—  gminy Chodel, Karczmiska, Łaziska, Opole Lubelskie, Poniatowa i Wilków w powiecie opolskim, 

—  gmina Rybczewice, miasto Świdnik i część gminy Piaski położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę 
nr 17 biegnącą od wschodniej granicy gminy Piaski do skrzyżowania z drogą nr S12 i na zachód od linii 
wyznaczonej przez drogę biegnącą od skrzyżowania dróg nr 17 i nr S12 przez miejscowość Majdan Brzezicki do 
północnej granicy gminy w powiecie świdnickim; 

—  gminy Gorzków, Rudnik i Żółkiewka w powiecie krasnostawskim, 

—  gminy Bełżec, Jarczów, Lubycza Królewska, Rachanie, Susiec, Ulhówek i część gminy Łaszczów położona na 
południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 852 w powiecie tomaszowskim, 

—  gminy Łukowa i Obsza w powiecie biłgorajskim, 

—  powiat miejski Lublin, 

—  gminy Kraśnik z miastem Kraśnik, Szastarka, Trzydnik Duży, Urzędów, Wilkołaz i Zakrzówek w powiecie 
kraśnickim, 

—  gminy Modliborzyce i Potok Wielki w powiecie janowskim; 

w województwie podkarpackim: 

—  gminy Horyniec-Zdrój, Narol, Stary Dzików, Wielkie Oczy i część gminy Oleszyce położona na południe od linii 
wyznaczonej przez drogę biegnącą od wschodniej granicy gminy przez miejscowość Borchów do skrzyżowania 
z drogą nr 865 w miejscowości Oleszyce, a następnie na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 865 
biegnącą w kierunku północno-wschodnim do skrzyżowania z drogą biegnąca w kierunku północno-zachodnim 
przez miejscowość Lubomierz - na południe od linii wyznaczonej przez tę drogę do skrzyżowania z drogą 
łączącą miejscowości Uszkowce i Nowy Dzików – na zachód od tej drogi w powiecie lubaczowskim, 

—  gminy Laszki i Wiązownica w powiecie jarosławskim, 

—  gminy Pysznica, Zaleszany i miasto Stalowa Wola w powiecie stalowowolskim, 

—  gmina Gorzyce w powiecie tarnobrzeskim; 

w województwie świętokrzyskim: 

—  gminy Tarłów i Ożarów w powiecie opatowskim, 

—  gminy Dwikozy, Zawichost i miasto Sandomierz w powiecie sandomierskim. 
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9.  Rumänien 

Die folgenden Gebiete in Rumänien: 

—  Județul Alba, 

—  Restul județului Argeș care nu a fost inclus în partea III, 

—  Județul Cluj, 

—  Județul Harghita, 

—  Județul Hunedoara, 

—  Județul Iași, 

—  Județul Neamț, 

—  Județul Vâlcea, 

—  Restul județului Mehedinți care nu a fost inclus în Partea III cu următoarele comune: 

—  Comuna Garla Mare, 

—  Hinova, 

—  Burila Mare, 

—  Gruia, 

—  Pristol, 

—  Dubova, 

—  Municipiul Drobeta Turnu Severin, 

—  Eselnița, 

—  Salcia, 

—  Devesel, 

—  Svinița, 

—  Gogoșu, 

—  Simian, 

—  Orșova, 

—  Obârșia Closani, 

—  Baia de Aramă, 

—  Bala, 

—  Florești, 

—  Broșteni, 

—  Corcova, 

—  Isverna, 

—  Balta, 

—  Podeni, 

—  Cireșu, 

—  Ilovița, 

—  Ponoarele, 

—  Ilovăț, 

—  Patulele, 

—  Jiana, 

—  Iyvoru Bârzii, 

—  Malovat, 

—  Bălvănești, 

—  Breznița Ocol, 

—  Godeanu, 

—  Padina Mare, 
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—  Corlățel, 

—  Vânju Mare, 

—  Vânjuleț, 

—  Obârșia de Câmp, 

—  Vânători, 

—  Vladaia, 

—  Punghina, 

—  Cujmir, 

—  Oprișor, 

—  Dârvari, 

—  Căzănești, 

—  Husnicioara, 

—  Poroina Mare, 

—  Prunișor, 

—  Tămna, 

—  Livezile, 

—  Rogova, 

—  Voloiac, 

—  Sisești, 

—  Sovarna, 

—  Bălăcița, 

—  Județul Gorj, 

—  Județul Suceava, 

—  Județul Mureș, 

—  Județul Sibiu, 

—  Județul Caraș-Severin. 

TEIL II 

1.  Belgien 

Die folgenden Gebiete in Belgien: 

In der Provinz Luxemburg: 

—  the area is delimited clockwise by: 

—  La frontière avec la France au niveau de Florenville 

—  La N85 jusque son intersection avec la N83 au niveau de Florenville 

—  La N83 jusque son intersection avec la N891 

—  La N891 jusque son intersection avec la N801 

—  La N801 jusque son intersection avec la N894 

—  La N894 jusque son intersection avec la E25-E411 

—  La E25-E411 jusque son intersection avec la N81 au niveau de Weyler 

—  La N81 jusque son intersection avec la N883 au niveau d'Aubange 

—  La N883 jusque son intersection avec la N88 au niveau d'Aubange 

—  La N88 jusque son intersection avec la N871 

—  La N871 jusque son intersection avec la N87 au niveau de Rouvroy 

—  La N87 jusque son intersection avec la frontière avec la France 
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2.  Bulgarien 

Die folgenden Gebiete in Bulgarien: 

In Varna region 

—  Within municipality of Beloslav 

—  Razdelna 

—  within municipalty of Devnya 

—  Devnya 

—  Povelyanovo 

—  Padina, 

—  within municipality of Vetrino: 

—  Gabarnitsa; 

—  within municipality of Provadiya: 

—  Staroselets, 

—  Petrov dol, 

—  Provadiya, 

—  Dobrina, 

—  Manastir, 

—  Zhitnitsa, 

—  Tutrakantsi, 

—  Bozveliysko, 

—  Barzitsa, 

—  Tchayka, 

—  within municipality of Avren: 

—  Trastikovo, 

—  Sindel, 

—  Avren, 

—  Kazashka reka, 

—  Yunak, 

—  Tsarevtsi, 

—  Dabravino, 

—  within municipality of Dalgopol: 

—  Tsonevo, 

—  Velichkovo, 

—  within municipality of Dolni chiflik: 

—  Nova shipka, 

—  Goren chiflik, 

—  Pchelnik, 

—  Venelin, 

in Silistra region: 

—  within municipality of Kaynardzha: 

—  Voynovo, 

—  Kaynardzha, 

—  Kranovo, 

—  Zarnik, 

—  Dobrudzhanka, 

—  Golesh, 
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—  Svetoslav, 

—  Polkovnik Cholakovo, 

—  Kamentzi, 

—  Gospodinovo, 

—  Davidovo, 

—  Sredishte, 

—  Strelkovo, 

—  Poprusanovo, 

—  Posev, 

—  within municipality of Alfatar: 

—  Alfatar, 

—  Alekovo, 

—  Bistra, 

—  Kutlovitza, 

—  Tzar Asen, 

—  Chukovetz, 

—  Vasil Levski, 

—  within municipality of Silistra: 

—  Glavan, 

—  Silistra, 

—  Aydemir, 

—  Babuk, 

—  Popkralevo, 

—  Bogorovo, 

—  Bradvari, 

—  Sratzimir, 

—  Bulgarka, 

—  Tsenovich, 

—  Sarpovo, 

—  Srebarna, 

—  Smiletz, 

—  Profesor Ishirkovo, 

—  Polkovnik Lambrinovo, 

—  Kalipetrovo, 

—  Kazimir, 

—  Yordanovo, 

—  within municipality of Sitovo: 

—  Dobrotitza, 

—  Lyuben, 

—  Slatina, 

in Dobrich region: 

—  within municipality of Krushari: 

—  Kapitan Dimitrovo, 

—  Ognyanovo, 

—  Zimnitza, 

—  Gaber, 
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—  within municipality of Tervel: 

—  Brestnitza, 

—  Kolartzi, 

—  within municipality Shabla: 

—  Shabla, 

—  Tyulenovo, 

—  Bozhanovo, 

—  Gorun, 

—  Gorichane, 

—  Prolez, 

—  Ezeretz, 

—  Zahari Stoyanovo, 

—  Vaklino, 

—  Granichar, 

—  Durankulak, 

—  Krapetz, 

—  Smin, 

—  Staevtsi, 

—  Tvarditsa, 

—  Chernomortzi, 

—  within municipality of Kavarna: 

—  Balgarevo, 

—  Bozhurets, 

—  Vranino, 

—  Vidno, 

—  Irechek, 

—  Kavarna, 

—  Kamen briag, 

—  Mogilishte, 

—  Neykovo, 

—  Poruchik Chunchevo, 

—  Rakovski, 

—  Sveti Nikola, 

—  Seltse, 

—  Topola, 

—  Travnik, 

—  Hadzhi Dimitar, 

—  Chelopechene. 

3.  Tschechien 

Die folgenden Gebiete in Tschechien: 

—  katastrální území obcí v okrese Zlín: 

—  Bohuslavice u Zlína, 

—  Bratřejov u Vizovic, 

—  Březnice u Zlína, 

—  Březová u Zlína, 

—  Březůvky, 
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—  Dešná u Zlína, 

—  Dolní Ves, 

—  Doubravy, 

—  Držková, 

—  Fryšták, 

—  Horní Lhota u Luhačovic, 

—  Horní Ves u Fryštáku, 

—  Hostišová, 

—  Hrobice na Moravě, 

—  Hvozdná, 

—  Chrastěšov, 

—  Jaroslavice u Zlína, 

—  Jasenná na Moravě, 

—  Karlovice u Zlína, 

—  Kašava, 

—  Klečůvka, 

—  Kostelec u Zlína, 

—  Kudlov, 

—  Kvítkovice u Otrokovic, 

—  Lhota u Zlína, 

—  Lhotka u Zlína, 

—  Lhotsko, 

—  Lípa nad Dřevnicí, 

—  Loučka I, 

—  Loučka II, 

—  Louky nad Dřevnicí, 

—  Lukov u Zlína, 

—  Lukoveček, 

—  Lutonina, 

—  Lužkovice, 

—  Malenovice u Zlína, 

—  Mladcová, 

—  Neubuz, 

—  Oldřichovice u Napajedel, 

—  Ostrata, 

—  Podhradí u Luhačovic, 

—  Podkopná Lhota, 

—  Provodov na Moravě, 

—  Prštné, 

—  Příluky u Zlína, 

—  Racková, 

—  Raková, 

—  Salaš u Zlína, 

—  Sehradice, 

—  Slopné, 

—  Slušovice, 
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—  Štípa, 

—  Tečovice, 

—  Trnava u Zlína, 

—  Ublo, 

—  Újezd u Valašských Klobouk, 

—  Velíková, 

—  Veselá u Zlína, 

—  Vítová, 

—  Vizovice, 

—  Vlčková, 

—  Všemina, 

—  Vysoké Pole, 

—  Zádveřice, 

—  Zlín, 

—  Želechovice nad Dřevnicí. 

4.  Estland 

Die folgenden Gebiete in Estland: 

—  Eesti Vabariik (välja arvatud Hiiu maakond). 

5.  Ungarn 

Die folgenden Gebiete in Ungarn: 

—  Heves megye 700150, 700250, 700260, 700350, 700450, 700460, 700550, 700650, 700750, 700850, 
700860, 700950, 701050, 701111, 701150, 701250, 701350, 701550, 701560, 701650, 701750, 701850, 
701950, 702050, 702150, 702250, 702260, 702950, 703050, 703150, 703250, 703370, 705150, 705450 és 
705510 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe, 

—  Szabolcs-Szatmár-Bereg megye 850950, 851050, 851150, 851250, 851350, 851450, 851550, 851560, 
851650, 851660, 851751, 851752, 852850, 852860, 852950, 852960, 853050, 853150, 853160, 853250, 
853260, 853350, 853360, 853450, 853550, 854450, 854550, 854560, 854650, 854660, 854750, 854850, 
854860, 854870, 854950, 855050, 855150, 856250, 856350, 856360, 856450, 856550, 856650, 856750, 
856760, 856850, 856950, 857650, valamint 850150, 850250, 850260, 850350, 850450, 850550, 852050, 
852150, 852250 és 857550 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe, 

—  Nógrád megye 550110, 550120, 550130, 550210, 550310, 550320, 550450, 550460, 550510, 550610, 
550950, 551010, 551150, 551160, 551250, 551350, 551360, 551810 és 551821 kódszámú vadgazdálkodási 
egységeinek teljes területe, 

—  Borsod-Abaúj-Zemplén megye 650100, 650200, 650300, 650400, 650500, 650600, 650700, 650800, 
650900, 651000, 651200, 652100, 655400, 656701, 656702, 656800, 656900, 657010, 657100, 658310, 
658401, 658402, 658404, 658500, 658600, 658700, 658801, 658802, 658901, 658902, 659000, 659100, 
659210, 659601, 659701, 659800, 659901, 660000, 660100, 660200, 660400, 660501, 660502, 660600 és 
660800 kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe, 

—  Hajdú-Bihar megye 900150, 900250, 900350, 900450, 900550, 900650, 900660, 900670 és 901850 
kódszámú vadgazdálkodási egységeinek teljes területe. 

6.  Lettland 

Die folgenden Gebiete in Lettland: 

—  Ādažu novads, 

—  Aizputes novada Kalvenes pagasts, 

—  Aglonas novads, 

—  Aizkraukles novads, 

—  Aknīstes novads, 

—  Alojas novads, 

—  Alūksnes novads, 

—  Amatas novads, 
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—  Apes novads, 

—  Auces novads, 

—  Babītes novads, 

—  Baldones novads, 

—  Baltinavas novads, 

—  Balvu novads, 

—  Bauskas novads, 

—  Beverīnas novads, 

—  Brocēnu novada Blīdenes pagasts, Remtes pagasta daļa uz austrumiem no autoceļa 1154 un P109, 

—  Burtnieku novads, 

—  Carnikavas novads, 

—  Cēsu novads, 

—  Cesvaines novads, 

—  Ciblas novads, 

—  Dagdas novads, 

—  Daugavpils novads, 

—  Dobeles novads, 

—  Dundagas novads, 

—  Durbes novada Durbes un Vecpils pagasts, 

—  Engures novads, 

—  Ērgļu novads, 

—  Garkalnes novads, 

—  Gulbenes novads, 

—  Iecavas novads, 

—  Ikšķiles novads, 

—  Ilūkstes novads, 

—  Inčukalna novads, 

—  Jaunjelgavas novads, 

—  Jaunpiebalgas novads, 

—  Jaunpils novads, 

—  Jēkabpils novads, 

—  Jelgavas novads, 

—  Kandavas novads, 

—  Kārsavas novads, 

—  Ķeguma novads, 

—  Ķekavas novads, 

—  Kocēnu novads, 

—  Kokneses novads, 

—  Krāslavas novads, 

—  Krimuldas novads, 

—  Krustpils novads, 

—  Kuldīgas novada Ēdoles, Īvandes, Padures, Rendas, Kabiles, Rumbas, Kurmāles, Pelču, Snēpeles, Turlavas, Laidu un 
Vārmes pagasts, Kuldīgas pilsēta, 

—  Lielvārdes novads, 

—  Līgatnes novads, 

—  Limbažu novads, 

—  Līvānu novads, 
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—  Lubānas novads, 

—  Ludzas novads, 

—  Madonas novads, 

—  Mālpils novads, 

—  Mārupes novads, 

—  Mazsalacas novads, 

—  Mērsraga novads, 

—  Naukšēnu novads, 

—  Neretas novads, 

—  Ogres novads, 

—  Olaines novads, 

—  Ozolnieku novads, 

—  Pārgaujas novads, 

—  Pļaviņu novads, 

—  Preiļu novads, 

—  Priekules novads, 

—  Priekuļu novads, 

—  Raunas novads, 

—  republikas pilsēta Daugavpils, 

—  republikas pilsēta Jelgava, 

—  republikas pilsēta Jēkabpils, 

—  republikas pilsēta Jūrmala, 

—  republikas pilsēta Rēzekne, 

—  republikas pilsēta Valmiera, 

—  Rēzeknes novads, 

—  Riebiņu novads, 

—  Rojas novads, 

—  Ropažu novads, 

—  Rugāju novads, 

—  Rundāles novads, 

—  Rūjienas novads, 

—  Salacgrīvas novads, 

—  Salas novads, 

—  Salaspils novads, 

—  Saldus novada Novadnieku, Kursīšu, Zvārdes, Pampāļu, Šķēdes, Nīgrandes, Zaņas, Ezeres, Rubas, Jaunauces un 
Vadakstes pagasts, 

—  Saulkrastu novads, 

—  Sējas novads, 

—  Siguldas novads, 

—  Skrīveru novads, 

—  Skrundas novads, 

—  Smiltenes novads, 

—  Stopiņu novada daļa, kas atrodas uz austrumiem no autoceļa V36, P4 un P5, Acones ielas, Dauguļupes ielas un 
Dauguļupītes, 

—  Strenču novads, 

—  Talsu novads, 

—  Tērvetes novads, 
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—  Tukuma novads, 

—  Vaiņodes novads, 

—  Valkas novads, 

—  Varakļānu novads, 

—  Vārkavas novads, 

—  Vecpiebalgas novads, 

—  Vecumnieku novads, 

—  Ventspils novada Ances, Tārgales, Popes, Vārves, Užavas, Piltenes, Puzes, Ziru, Ugāles, Usmas un Zlēku pagasts, 
Piltenes pilsēta, 

—  Viesītes novads, 

—  Viļakas novads, 

—  Viļānu novads, 

—  Zilupes novads. 

7.  Litauen 

Die folgenden Gebiete in Litauen: 

—  Alytaus rajono savivaldybė: Alovės, Butrimonių, Daugų, Krokialaukio, Miroslavo, Nemunaičio, Pivašiūnų Simno ir 
Raitininkų seniūnijos, 

—  Anykščių rajono savivaldybė, 

—  Biržų miesto savivaldybė, 

—  Biržų rajono savivaldybė, 

—  Druskininkų savivaldybė, 

—  Elektrėnų savivaldybė, 

—  Ignalinos rajono savivaldybė, 

—  Jonavos rajono savivaldybė, 

—  Joniškio rajono savivaldybė: Kepalių, Kriukų, Saugėlaukio ir Satkūnų seniūnijos, 

—  Jurbarko rajono savivaldybė: Eržvilko, Jurbarko miesto ir Jurbarkų seniūnijos, 

—  Kaišiadorių miesto savivaldybė, 

—  Kaišiadorių rajono savivaldybė, 

—  Kalvarijos savivaldybė, 

—  Kauno miesto savivaldybė, 

—  Kauno rajono savivaldybė, 

—  Kazlų Rūdos savivaldybė, 

—  Kelmės rajono savivaldybė: Tytuvėnų seniūnijos dalis į rytus ir pietus nuo kelio Nr. 157 ir į rytus nuo kelio Nr. 
2105 ir Tytuvėnų apylinkių seniūnijos dalis į pietus nuo kelio Nr. 157 ir į rytus nuo kelio Nr. 2105, Užvenčio ir 
Šaukėnų seniūnijos, 

—  Kėdainių rajono savivaldybė, 

—  Kupiškio rajono savivaldybė, 

—  Lazdijų rajono savivaldybė: Būdveičių, Kapčiamiesčio, Krosnos, Kūčiūnų ir Noragėlių seniūnijos, 

—  Marijampolės savivaldybė: Igliaukos, Gudelių, Liudvinavo, Sasnavos, Šunskų seniūnijos, 

—  Mažeikių rajono savivaldybė: Šerkšnėnų, Židikų ir Sedos seniūnijos, 

—  Molėtų rajono savivaldybė, 

—  Pakruojo rajono savivaldybė, 

—  Panevėžio rajono savivaldybė, 

—  Pasvalio rajono savivaldybė, 
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—  Radviliškio rajono savivaldybė: Aukštelkų seniūnija, Baisogalos seniūnijos dalis į vakarus nuo kelio Nr. 144, 
Radviliškio, Radviliškio miesto seniūnija, Šeduvos miesto seniūnijos dalis į pietus nuo kelio Nr. A9 ir į vakarus 
nuo kelio Nr. 3417,Tyrulių, Pakalniškių, Sidabravo, Skėmių, Šeduvos miesto seniūnijos dalis į šiaurę nuo kelio Nr. 
A9 ir į rytus nuo kelio Nr. 3417, ir Šiaulėnų seniūnijos, 

—  Prienų miesto savivaldybė, 

—  Prienų rajono savivaldybė: Ašmintos, Balbieriškio, Išlaužo, Naujosios Ūtos, Pakuonio, Šilavoto ir Veiverių 
seniūnijos, 

—  Raseinių rajono savivaldybė: Ariogalos, Betygalos, Pagojukų, Šiluvos, Kalnųjų seniūnijos ir Girkalnio seniūnijos 
dalis į pietus nuo kelio Nr. A1, 

—  Rokiškio rajono savivaldybė, 

—  Šakių rajono savivaldybė, 

—  Šalčininkų rajono savivaldybė, 

—  Šilutės rajono savivaldybė: Rusnės seniūnija, 

—  Širvintų rajono savivaldybės,Švenčionių rajono savivaldybė, 

—  Tauragės rajono savivaldybė: Batakių ir Gaurės seniūnijos, 

—  Telšių rajono savivaldybė: Degaičių, Gadūnavo, Luokės, Nevarėnų, Ryškėnų, Telšių miesto, Upynos, Varnių, 
Viešvėnų ir Žarėnų seniūnijos, 

—  Trakų rajono savivaldybė, 

—  Ukmergės rajono savivaldybė, 

—  Utenos rajono savivaldybė, 

—  Varėnos rajono savivaldybė, 

—  Vilniaus miesto savivaldybė, 

—  Vilniaus rajono savivaldybė, 

—  Vilkaviškio rajono savivaldybė, 

—  Visagino savivaldybė, 

—  Zarasų rajono savivaldybė. 

8.  Polen 

Die folgenden Gebiete in Polen: 

w województwie warmińsko-mazurskim: 

—  Gminy Kalinowo, Prostki, Stare Juchy i gmina wiejska Ełk w powiecie ełckim, 

—  gminy Godkowo, Milejewo, Młynary, Pasłęk, część gminy Elbląg położona na północ od linii wyznaczonej przez 
drogę nr S7 biegnącą od granicy powiatu miejskigo Elbląg do wschodniej granicy gminy Elbląg, i część obszaru 
lądowego gminy Tolkmicko położona na południe od linii brzegowej Zalewu Wiślanego i Zatoki Elbląskiej do 
granicy z gminą wiejską Elbląg w powiecie elbląskim, 

—  powiat miejski Elbląg, 

—  gminy Kruklanki, Wydminy, część gminy Ryn położona na północ od linii kolejowej łączącej miejscowości 
Giżycko i Kętrzyn i część gminy wiejskiej Giżycko położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 59 
biegnącą od zachodniej granicy gminy do granicy miasta Giżycko, na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 
63 biegnącą od południowej granicy gminy do granicy miasta Giżycko i na północ od granicy miasta Giżycka 
i miasto Giżycko w powiecie giżyckim, 

—  gmina Dubeninki, część gminy Gołdap położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 65 biegnącą od 
południowej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 1815N i na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 
1815N biegnącą od zachodniej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 65 w powiecie gołdapskim, 

—  gmina Pozezdrze i część gminy Węgorzewo położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 63 
biegnącą od południowo-wschodniej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 650, a następnie na południe od 
linii wyznaczonej przez drogę nr 650 biegnącą od skrzyżowania z drogą nr 63 do skrzyżowania z drogą 
biegnącą do miejscowości Przystań i na wschód od linii wyznaczonej przez drogę łączącą miejscowości Przystań, 
Pniewo, Kamionek Wielki, Radzieje, Dłużec w powiecie węgorzewskim, 

—  gminy Olecko, Świętajno, Wieliczki i część gminy Kowale Oleckie położona na wschód od linii wyznaczonej 
przez drogę nr 65 i na południowy wschód od linii wyznaczonej przez drogę łączącą miejscowości Kowale 
Oleckie, Guzy, Wężewo, Sokółki biegnącą do południowej granicy gminy w powiecie oleckim, 

22.2.2019 L 51/76 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



—  gminy Orzysz, Biała Piska i część gminy Pisz położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 58 
w powiecie piskim, 

—  gminy Górowo Iławeckie z miastem Górowo Iławeckie, Bisztynek, część gminy wiejskiej Bartoszyce położona na 
zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 51 biegnącą od północnej granicy gminy do skrzyżowania z drogą 
nr 57 i na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 57 biegnącą od skrzyżowania z drogą nr 51 do 
południowej granicy gminy i miasto Bartoszyce w powiecie bartoszyckim, 

—  gmina Kolno w powiecie olsztyńskim, 

—  powiat braniewski, 

—  gminy Kętrzyn z miastem Kętrzyn, Reszel i część gminy Korsze położona na południe od linii wyznaczonej przez 
drogę biegnącą od wschodniej granicy łączącą miejscowości Krelikiejmy i Sątoczno i na wschód od linii 
wyznaczonej przez drogę łączącą miejscowości Sątoczno, Sajna Wielka biegnącą do skrzyżowania z drogą nr 590 
w miejscowości Glitajny, a następnie na wschód od drogi nr 590 do skrzyżowania z drogą nr 592 i na południe 
od linii wyznaczonej przez drogę nr 592 biegnącą od zachodniej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 590 
w powiecie kętrzyńskim, 

—  powiat lidzbarski, 

—  część gminy Sorkwity położona na północ od drogi nr 16 i część gminy wiejskiej Mrągowo położona na północ 
od linii wyznaczonej przez drogę nr 16 biegnącą od zachodniej granicy gminy do granicy miasta Mrągowo oraz 
na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 59 biegnącą od wschodniej granicy gminy do granicy miasta 
Mrągowo w powiecie mrągowskim; 

w województwie podlaskim: 

—  powiat grajewski, 

—  powiat moniecki, 

—  powiat sejneński, 

—  gminy Łomża, Piątnica, Śniadowo, Jedwabne, Przytuły i Wizna w powiecie łomżyńskim, 

—  powiat miejski Łomża, 

—  gminy Mielnik, Nurzec – Stacja, Grodzisk, Drohiczyn, Dziadkowice, Milejczyce i Siemiatycze z miastem 
Siemiatycze w powiecie siemiatyckim, 

—  powiat hajnowski, 

—  gminy Kobylin-Borzymy i Sokoły w powiecie wysokomazowieckim, 

—  część gminy Zambrów położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr S8 w powiecie zambrowskim, 

—  gminy Grabowo i Stawiski w powiecie kolneńskim, 

—  gminy Czarna Białostocka, Dobrzyniewo Duże, Gródek, Juchnowiec Kościelny, Łapy, Michałowo, Supraśl, Suraż, 
Turośń Kościelna, Tykocin, Wasilków, Zabłudów, Zawady i Choroszcz w powiecie białostockim, 

—  gminy Boćki, Orla, Bielsk Podlaski z miastem Bielsk Podlaski i część gminy Brańsk położona na południe od linii 
od linii wyznaczonej przez drogę nr 66 biegnącą od wschodniej granicy gminy do granicy miasta Brańsk 
w powiecie bielskim, 

—  powiat suwalski, 

—  powiat miejski Suwałki, 

—  powiat augustowski, 

—  powiat sokólski, 

—  powiat miejski Białystok; 

w województwie mazowieckim: 

—  gminy Korczew, Kotuń, Paprotnia, Przesmyki, Wodynie, Skórzec, Mokobody, Mordy, Siedlce, Suchożebry 
i Zbuczyn i część gminy Kotuń położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę łączącą miejscowości 
Nowa Dąbrówka, Pieróg, Kotuń wzdłuż ulicy Gorzkowskiego i Kolejowej do przejazdu kolejowego łączącego się 
z ulicą Siedlecką, Broszków, Żuków w powiecie siedleckim, 

—  powiat miejski Siedlce, 

—  gminy Repki, Jabłonna Lacka, część gminy Bielany położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 63 
i część gminy wiejskiej Sokołów Podlaski położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 63 
w powiecie sokołowskim, 

—  powiat łosicki, 
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—  gminy Brochów, Młodzieszyn, część gminy wiejskiej Sochaczew położona na północ od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 92 biegnącą od wschodniej granicy gminy do granicy miasta Sochaczew oraz na północny wschód od 
linii wyznaczonej przez drogę nr 50 biegnącą od północnej granicy gminy do granicy miasta Sochaczew i część 
miasta Sochaczew położona na północny wschód od linii wyznaczonej przez drogi nr 50 i 92 w powiecie 
sochaczewskim, 

—  powiat nowodworski, 

—  gminy Joniec i Nowe Miasto w powiecie płońskim, 

—  gminy Pokrzywnica, Świercze i część gminy Winnica położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę 
łączącą miejscowości Bielany, Winnica i Pokrzywnica w powiecie pułtuskim, 

—  gminy Dąbrówka, Kobyłka, Marki, Radzymin, Wołomin, Zielonka i Ząbki w powiecie wołomińskim, 

—  część gminy Somianka położona na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 62 w powiecie wyszkowskim, 

—  gminy Dębe Wielkie, Halinów, Latowicz, Mrozy, Siennica, Sulejówek, część gminy Cegłów położona na południe 
od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od zachodniej granicy gminy łączącą miejscowości Wiciejów, Mienia, 
Cegłów i na zachód od linii wyznaczonej przez drogę łączącą miejscowości Cegłów, Skwarne i Podskwarne 
biegnącą do wschodniej granicy gminy, część gminy Mińsk Mazowiecki położona na południe od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 92 biegnącą od zachodniej granicy gminy do granicy miasta Mińsk Mazowiecki i na 
południe od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od wschodniej granicy miasta Mińsk Mazowiecki łączącą 
miejscowości Targówka, Budy Barcząckie do wschodniej granicy gminy i miasto Mińsk Mazowiecki w powiecie 
mińskim, 

—  gminy Borowie, Wilga, Garwolin z miastem Garwolin, Górzno, Łaskarzew z miastem Łaskarzew, Maciejowice, 
Parysów, Pilawa, Miastków Kościelny, Sobolew i Trojanów w powiecie garwolińskim, 

—  powiat otwocki, 

—  powiat warszawski zachodni, 

—  powiat legionowski, 

—  powiat piaseczyński, 

—  powiat pruszkowski, 

—  gminy Chynów, Grójec, Jasieniec, Pniewy i Warka w powiecie grójeckim, 

—  gminy Milanówek, Grodzisk Mazowiecki, Podkowa Leśna i Żabia Wola w powiecie grodziskim, 

—  gminy Grabów nad Pilicą, Magnuszew, Głowaczów, Kozienice w powiecie kozienickim, 

—  część gminy Stromiec położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 48 w powiecie białobrzeskim, 

—  powiat miejski Warszawa; 

w województwie lubelskim: 

—  gminy Borki, Czemierniki, Kąkolewnica, Komarówka Podlaska, Wohyń i Radzyń Podlaski z miastem Radzyń 
Podlaski w powiecie radzyńskim, 

—  gminy Stoczek Łukowski z miastem Stoczek Łukowski, Wola Mysłowska, Trzebieszów, Krzywda, Stanin, część 
gminy wiejskiej Łuków położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 63 biegnącą od północnej 
granicy gminy do granicy miasta Łuków i na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 806 biegnącą od 
wschodniej granicy miasta Łuków do wschodniej granicy gminy wiejskiej Łuków i miasto Łuków w powiecie 
łukowskim, 

—  gminy Janów Podlaski, Kodeń, Tuczna, Leśna Podlaska, Rossosz, Łomazy, Konstantynów, Piszczac, Rokitno, Biała 
Podlaska, Zalesie, Terespol z miastem Terespol, Drelów, Międzyrzec Podlaski z miastem Międzyrzec Podlaski 
w powiecie bialskim, 

—  powiat miejski Biała Podlaska, 

—  gmina Łęczna i część gminy Spiczyn położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 829 w powiecie 
łęczyńskim, 

—  część gminy Siemień położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 815 i część gminy Milanów 
położona na zachód od drogi nr 813 w powiecie parczewskim, 

—  gminy Niedźwiada, Ostrówek, Abramów, Firlej, Kamionka, Michów i Lubartów z miastem Lubartów, w powiecie 
lubartowskim, 

—  gminy Niemce, Garbów i Wólka w powiecie lubelskim, 
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—  gmina Mełgiew i część gminy Piaski położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 17 biegnącą od 
wschodniej granicy gminy Piaski do skrzyżowania z drogą nr S12 i na wschód od linii wyznaczonej przez drogę 
biegnącą od skrzyżowania dróg nr 17 i nr S12 przez miejscowość Majdan Brzezicki do północnej granicy gminy 
w powiecie świdnickim, 

—  gmina Fajsławice, Izbica, Kraśniczyn, część gminy Krasnystaw położona na zachód od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 17 biegnącą od północno – wschodniej granicy gminy do granicy miasta Krasnystaw, miasto Krasnystaw 
i część gminy Łopiennik Górny położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 17 w powiecie 
krasnostawskim, 

—  gminy Dołhobyczów, Mircze, Trzeszczany, Werbkowice i część gminy wiejskiej Hrubieszów położona na 
południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 844 oraz na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 74 
i miasto Hrubieszów w powiecie hrubieszowskim, 

—  gmina Telatyn, Tyszowce i część gminy Łaszczów położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 852 
w powiecie tomaszowskim, 

—  część gminy Wojsławice położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od północnej granicy 
gminy przez miejscowość Wojsławice do południowej granicy gminy w powiecie chełmskim, 

—  gmina Grabowiec i Skierbieszów w powiecie zamojskim, 

—  gminy Markuszów, Nałęczów, Kazimierz Dolny, Końskowola, Kurów, Wąwolnica, Żyrzyn, Baranów, część gminy 
wiejskiej Puławy położona na wschód od rzeki Wisły i miasto Puławy w powiecie puławskim, 

—  gminy Annopol, Dzierzkowice i Gościeradów w powiecie kraśnickim, 

—  gmina Józefów nad Wisłą w powiecie opolskim, 

—  gmina Stężyca w powiecie ryckim; 

w województwie podkarpackim: 

—  gminy Radomyśl nad Sanem i Zaklików w powiecie stalowowolskim. 

9.  Rumänien 

The following areas in Romania: 

—  Restul județului Maramureș care nu a fost inclus în Partea III cu următoarele comune: 

—  Comuna Vișeu de Sus, 

—  Comuna Moisei, 

—  Comuna Borșa, 

—  Comuna Oarța de Jos, 

—  Comuna Suciu de Sus, 

—  Comuna Coroieni, 

—  Comuna Târgu Lăpuș, 

—  Comuna Vima Mică, 

—  Comuna Boiu Mare, 

—  Comuna Valea Chioarului, 

—  Comuna Ulmeni, 

—  Comuna Băsești, 

—  Comuna Baia Mare, 

—  Comuna Tăuții Magherăuș, 

—  Comuna Cicărlău, 

—  Comuna Seini, 

—  Comuna Ardusat, 

—  Comuna Farcasa, 

—  Comuna Salsig, 

—  Comuna Asuaju de Sus, 

—  Comuna Băița de sub Codru, 

—  Comuna Bicaz, 
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—  Comuna Grosi, 

—  Comuna Recea, 

—  Comuna Baia Sprie, 

—  Comuna Sisesti, 

—  Comuna Cernesti, 

—  Copalnic Mănăstur, 

—  Comuna Dumbrăvița, 

—  Comuna Cupseni, 

—  Comuna Șomcuța Mare, 

—  Comuna Sacaleșeni, 

—  Comuna Remetea Chioarului, 

—  Comuna Mireșu Mare, 

—  Comuna Ariniș, 

—  Județul Bistrița-Năsăud. 

TEIL III 

1.  Lettland 

Die folgenden Gebiete in Lettland: 

—  Brocēnu novada Cieceres un Gaiķu pagasts, Remtes pagasta daļa uz rietumiem no autoceļa 1154 un P109, 
Brocēnu pilsēta, 

—  Saldus novada Saldus, Zirņu, Lutriņu un Jaunlutriņu pagasts, Saldus pilsēta. 

2.  Litauen 

Die folgenden Gebiete in Litauen: 

—  Akmenės rajono savivaldybė, 

—  Alytaus miesto savivaldybė, 

—  Alytaus rajono savivaldybė: Alytaus, Punios seniūnijos, 

—  Birštono savivaldybė, 

—  Jurbarko rajono savivaldybė: Girdžių, Juodaičių, Raudonės, Seredžiaus,Skirsnemunės, Šimkaičiųir Veliuonos 
seniūnijos, 

—  Joniškio rajono savivaldybė: Gaižaičių, Gataučių, Joniškio, Rudiškių, Skaistgirio, Žagarės seniūnijos, 

—  Lazdijų rajono savivaldybė: Lazdijų miesto, Lazdijų, Seirijų, Šeštokų, Šventežerio, Teizių ir Veisiejų seniūnijos, 

—  Marijampolės savivaldybė:Degučių, Mokolų, Narto, Marijampolės seniūnijos, 

—  Mažeikių rajono savivaldybės: Laižuvos, Mažeikių apylinkės, Mažeikių, Reivyčių, Tirkšlių ir Viekšnių seniūnijos, 

—  Prienų rajono savivaldybė: Jiezno ir Stakliškių seniūnijos, 

—  Radviliškio rajono savivaldybė: Baisogalos seniūnijos dalis į rytus nuo kelio Nr. 144, Grinkiškio ir Šaukoto 
seniūnijos, 

—  Raseinių rajono savivaldybė: Kalnųjų seniūnijos ir Girkalnio seniūnijos dalis į pietus nuo kelio Nr. A1, 

—  Šiaulių miesto savivaldybė, 

—  Šiaulių rajono savivaldybė, 

—  Telšių rajono savivaldybė: Tryškių seniūnija, 

3.  Polen 

Die folgenden Gebiete in Polen: 

w województwie warmińsko-mazurskim: 

—  gmina Sępopol i część gminy wiejskiej Bartoszyce położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 51 
biegnącą od północnej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 57 i na wschód od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 57 biegnącą od skrzyżowania z drogą nr 51 do południowej granicy gminy w powiecie bartoszyckim, 
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—  gminy Srokowo, Barciany i część gminy Korsze położona na północ od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą 
od wschodniej granicy łączącą miejscowości Krelikiejmy i Sątoczno i na zachód od linii wyznaczonej przez drogę 
łączącą miejscowości Sątoczno, Sajna Wielka biegnącą do skrzyżowania z drogą nr 590 w miejscowości Glitajny, 
a następnie na zachód od drogi nr 590 do skrzyżowania z drogą nr 592 i na północ od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 592 biegnącą od zachodniej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 590 w powiecie kętrzyńskim, 

—  gmina Budry i część gminy Węgorzewo położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 63 biegnącą 
od południowo-wschodniej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 650, a następnie na północ od linii 
wyznaczonej przez drogę nr 650 biegnącą od skrzyżowania z drogą nr 63 do skrzyżowania z drogą biegnącą do 
miejscowości Przystań i na zachód od linii wyznaczonej przez drogę łączącą miejscowości Przystań, Pniewo, 
Kamionek Wielki, Radzieje, Dłużec w powiecie węgorzewskim, 

—  gmina Banie Mazurskie i część gminy Gołdap położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 65 
biegnącą od południowej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 1815N i na południe od linii wyznaczonej 
przez drogę nr 1815N biegnącą od zachodniej granicy gminy do skrzyżowania z drogą nr 65 w powiecie 
gołdapskim, 

—  część gminy Kowale Oleckie położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od południowej 
granicy gminy łączącą miejscowości Sokółki, Wężewo, Guzy, Kowale Oleckie do skrzyżowania z drogą nr 65 i na 
zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 65 biegnacą od tego skrzyżowania do północnej granicy gminy 
w powiecie oleckim, 

w województwie mazowieckim: 

—  gminy Domanice i Wiśniew w powiecie siedleckim, 

w województwie lubelskim: 

—  gminy Białopole, Dubienka, Chełm, Leśniowice, Wierzbica, Sawin, Ruda Huta, Dorohusk, Kamień, Rejowiec, 
Rejowiec Fabryczny z miastem Rejowiec Fabryczny, Siedliszcze, Żmudź i część gminy Wojsławice położona na 
wschód od linii wyznaczonej przez drogę biegnącą od północnej granicy gminy do miejscowości Wojsławice do 
południowej granicy gminy w powiecie chełmskim, 

—  powiat miejski Chełm, 

—  gmina Siennica Różana część gminy Łopiennik Górny położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 
17 i część gminy Krasnystaw położona na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 17 biegnącą od północno 
– wschodniej granicy gminy do granicy miasta Krasnystaw w powiecie krasnostawskim, 

—  gminy Hanna, Hańsk, Wola Uhruska, Urszulin, Stary Brus, Wyryki i gmina wiejska Włodawa w powiecie 
włodawskim, 

—  gminy Cyców, Ludwin, Puchaczów, Milejów i część gminy Spiczyn położona na wschód od linii wyznaczonej 
przez drogę nr 829 w powiecie łęczyńskim, 

—  gmina Trawniki w powiecie świdnickim, 

—  gminy Jabłoń, Podedwórze, Dębowa Kłoda, Parczew, Sosnowica, część gminy Siemień położona na wschód od 
linii wyznaczonej przez drogę nr 815 i część gminy Milanów położona na wschód od drogi nr 813 w powiecie 
parczewskim, 

—  gminy Sławatycze, Sosnówka, i Wisznice w powiecie bialskim, 

—  gmina Ulan Majorat w powiecie radzyńskim, 

—  gminy Ostrów Lubelski, Serniki i Uścimów w powiecie lubartowskim, 

—  gmina Wojcieszków i część gminy wiejskiej Łuków położona na zachód od linii wyznaczonej przez drogę nr 63 
biegnącą od północnej granicy gminy do granicy miasta Łuków, a następnie na północ, zachód, południe 
i wschód od linii stanowiącej północną, zachodnią, południową i wschodnią granicę miasta Łuków do jej 
przecięcia się z drogą nr 806 i na południe od linii wyznaczonej przez drogę nr 806 biegnącą od wschodniej 
granicy miasta Łuków do wschodniej granicy gminy wiejskiej Łuków w powiecie łukowskim, 

—  gminy Horodło, Uchanie i część gminy wiejskiej Hrubieszów położona na północ od linii wyznaczonej przez 
drogę nr 844 biegnącą od zachodniej granicy gminy wiejskiej Hrubieszów do granicy miasta Hrubieszów oraz na 
północ od linii wyznaczonej przez drogę nr 74 biegnącą od wschodniej granicy miasta Hrubieszów do 
wschodniej granicy gminy wiejskiej Hrubieszów w powiecie hrubieszowskim, 

w województwie podkarpackim: 

—  gminy Cieszanów, Lubaczów z miastem Lubaczów i część gminy Oleszyce położona na północ od linii 
wyznaczonej przez drogę biegnącą od wschodniej granicy gminy przez miejscowość Borchów do skrzyżowania 
z drogą nr 865 w miejscowości Oleszyce, a następnie na wschód od linii wyznaczonej przez drogę nr 865 
biegnącą w kierunku północno-wschodnim do skrzyżowania z drogą biegnąca w kierunku północno-zachodnim 
przez miejscowość Lubomierz - na północ od linii wyznaczonej przez tę drogę do skrzyżowania z drogą łączącą 
miejscowości Uszkowce i Nowy Dzików – na wschód od tej drogi w powiecie lubaczowskim. 
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4.  Rumänien 

Die folgenden Gebiete in Rumänien: 

—  Zona orașului București, 

—  Județul Constanța, 

—  Județul Satu Mare, 

—  Județul Tulcea, 

—  Județul Bacău, 

—  Județul Bihor, 

—  Județul Brăila, 

—  Județul Buzău, 

—  Județul Călărași, 

—  Județul Dâmbovița, 

—  Județul Galați, 

—  Județul Giurgiu, 

—  Județul Ialomița, 

—  Județul Ilfov, 

—  Județul Prahova, 

—  Județul Sălaj, 

—  Județul Vaslui, 

—  Județul Vrancea, 

—  Județul Teleorman, 

—  Partea din județul Maramureș cu următoarele delimitări: 

—  Comuna Petrova, 

—  Comuna Bistra, 

—  Comuna Repedea, 

—  Comuna Poienile de sub Munte, 

—  Comuna Vișeu e Jos, 

—  Comuna Ruscova, 

—  Comuna Leordina, 

—  Comuna Rozavlea, 

—  Comuna Strâmtura, 

—  Comuna Bârsana, 

—  Comuna Rona de Sus, 

—  Comuna Rona de Jos, 

—  Comuna Bocoiu Mare, 

—  Comuna Sighetu Marmației, 

—  Comuna Sarasau, 

—  Comuna Câmpulung la Tisa, 

—  Comuna Săpânța, 

—  Comuna Remeti, 

—  Comuna Giulești, 

—  Comuna Ocna Șugatag, 

—  Comuna Desești, 

—  Comuna Budești, 

—  Comuna Băiuț, 

—  Comuna Cavnic, 

22.2.2019 L 51/82 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



—  Comuna Lăpuș, 

—  Comuna Dragomirești, 

—  Comuna Ieud, 

—  Comuna Saliștea de Sus, 

—  Comuna Săcel, 

—  Comuna Călinești, 

—  Comuna Vadu Izei, 

—  Comuna Botiza, 

—  Comuna Bogdan Vodă, 

—  Localitatea Groșii Țibileșului, comuna Suciu de Sus, 

—  Localitatea Vișeu de Mijloc, comuna Vișeu de Sus, 

—  Localitatea Vișeu de Sus, comuna Vișeu de Sus. 

—  Partea din județul Mehedinți cu următoarele comune: 

—  Comuna Strehaia, 

—  Comuna Greci, 

—  Comuna Brejnita Motru, 

—  Comuna Butoiești, 

—  Comuna Stângăceaua, 

—  Comuna Grozesti, 

—  Comuna Dumbrava de Jos, 

—  Comuna Băcles, 

—  Comuna Bălăcița, 

—  Partea din județu Arges cu următoarele comune: 

—  Comuna Bârla, 

—  Comuna Miroși, 

—  Comuna Popești, 

—  Comuna Ștefan cel Mare, 

—  Comuna Slobozia, 

—  Comuna Mozăceni, 

—  Comuna Negrași, 

—  Comuna Izvoru, 

—  Comuna Recea, 

—  Comuna Căldăraru, 

—  Comuna Ungheni, 

—  Comuna Hârsești, 

—  Comuna Stolnici, 

—  Comuna Vulpești, 

—  Comuna Rociu, 

—  Comuna Lunca Corbului, 

—  Comuna Costești, 

—  Comuna Mărăsești, 

—  Comuna Poiana Lacului, 

—  Comuna Vedea, 

—  Comuna Uda, 

—  Comuna Cuca, 

—  Comuna Morărești, 
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—  Comuna Cotmeanaâ, 

—  Comuna Răchițele de Jos, 

—  Comuna Drăganu-Olteni, 

—  Comuna Băbana, 

—  Comuna Bascov, 

—  Comuna Moșoaia, 

—  Municipiul Pitești, 

—  Comuna Albota, 

—  Comuna Oarja, 

—  Comuna Bradu, 

—  Comuna Suseni, 

—  Comuna Căteasca, 

—  Comuna Rătești, 

—  Comuna Teiu, 

—  Județul Olt, 

—  Județul Dolj, 

—  Județul Arad, 

—  Județul Timiș, 

—  Județul Covasna, 

—  Județul Brașov, 

—  Județul Botoșani. 

TEIL IV 

Italien 

Die folgenden Gebiete in Italien: 

—  tutto il territorio della Sardegna.“  
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